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Die  Konzentration  des  hansischen  Seeverkehrs  auf 
Flandern  nach  den  ältesten  Schiffrechten  der  Lübecker, 
Hamburger  und  Bremer  und  nach  dem  Seebuche. 

Von 

G.  Arnold  Kiesselbach. 

I. 

Die  Schiff  rechte. 

In  den  dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts  angehörenden  Auf-  , 
Zeichnungen  des  hamburgischen  *)  und  des  lübischen  Schiffrechtes1  2) 
ist  uns  ein  interessanter  Rechtsstoff  erhalten,  dessen  Entstehung 
in  neuerer  Zeit  wieder  mehrfach  die  Wissenschaft  beschäftigt  \ 
hat.  Beide  Rechte  enthalten  zum  grossen  Teile  gleiche  oder 
nahe  verwandte  Bestimmungen.  Der  Umstand,  daß  das  ham- 
burgische  Schiffrecht  in  der  ersten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts 
auch  in  Bremen  in  ein  Stadtbuch  eingetragen  ist,  und  daß  auch 
Riga  Teile  des  hamburgischen  Schiffrechtes  in  sein  Recht  auf¬ 
genommen  hat,  zeigt  schon,  daß  der  in  diesen  Aufzeichnungen 
enthaltene  Rechtsstoff  keineswegs  nur  lokale  Bedeutung  hatte. 

In  den  Hansischen  Geschichtsblättern  von  1900  hat  Th.  Kiessel¬ 
bach  in  einem  Aufsatze  „Grundlage  und  Bestandteile  des  ältesten 
hamburgischen  Schiffrechtes“  dargelegt,  daß  sowohl  das  ham- 
burgische  Schiffrecht  von  1292  als  auch  das  lübische  Schiffrecht 


1)  Der  Text  des  hamburgischen  Schiffrechtes  ist  abgedruckt  in  den  Han¬ 
sischen  Geschichtsblättern  1900  S.  86  ff.;  ferner  bei  Lappenberg,  Die  ältesten 
Stadt-,  Schiff-  und  Landrechte  Hamburgs,  Hamburg  1845,  S.  75;  endlich  bei 
Pardessüs,  Collection  de  lois  maritimes,  Bd.  IH,  S.  337. 

2)  Der  Text  des  lübischen  Schiffrechtes  ist  abgedruckt  im  lübeckischen 
Urkundenbuche  Bd.  II,  1.  Hälfte,  S.  83 ff.;  ferner  bei  Pardessüs  a.  a.  0.  S.  404. 
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von  1299  in  der  Hauptsache  ihren  Ursprung  in  den  Hansen  der 
Hamburger  und  Lübecker  in  Flandern  am  Zwin,  dem  Hafen 
Brügges,  hatten,  und  daß  die  Schiffrechte  Flandern  als  den 
Mittelpunkt  des  Schiffsverkehrs  der  Hamburger  und  ebenso  der 
Lübecker  —  soweit  der  Nordseeverkehr  der  letzteren  in  Frage 
kommt  —  erkennen  lassen.  In  meiner  Abhandlung  „Die  wirt¬ 
schaftlichen  Grundlagen  der  deutschen  Hanse  und  die  Handels¬ 
stellung  Hamburgs  bis  in  die  zweite  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts“  *) 
habe  ich  diesen  Gedankengang  weiter  verfolgt  und  ausgebaut. 
Im  zweiten  Hefte  des  Jahrganges  1908  der  Hansischen  Geschichts¬ 
blätter  hat  nun  Professor  Stein  in  einem  Aufsatze  „Die  deutsche 
Genossenschaft  in  Brügge  und  die  Entstehung  der  deutschen 
Hanse“  neuerdings  diese  Auffassung  über  die  Schiffrechte  be¬ 
kämpft.  Ihn  hat  seine  Untersuchung  zu  dem  Ergebnisse  geführt, 
daß  die  Auffassung,  Flandern  sei  der  Ausgangs-  und  Mittelpunkt, 
das  Zentrum  der  damaligen  und  auch  in  dem  Schiffrecht  voraus¬ 
gesetzten  Hamburger  Schiffslinien  gewesen,  im  Hamburger  Schiff¬ 
recht  keine  Begründung  finde,  und  daß  auch  das  Lübecker 
Schiffrecht  nicht  diese  Folgerung  für  den  Verkehr  der  Lübecker 
in  der  Nordsee  zulasse.  Er  bestreitet  zwar  nicht,  daß  Teile  des 
Schiffrechts  in  den  Hansen  der  Hamburger  und  Lübecker  am 
Zwin  entstanden  sein  möchten,  läßt  aber  unerörtert,  auf  welche 

Teile  dies  etwa  zutrifft,  und  stellt  auf  jeden  Fall  gerade  bei 

allen  denjenigen  Rechtssätzen,  auf  die  es  für  die  Beurteilung 

der  Entstehung  der  Schiffrechte  besonders  ankommt,  die  Be¬ 
ziehung  zu  Flandern  und  die  Entstehung  derselben  in  Flandern 
in  Abrede. 

Die  zahlreichen  Hinweise  auf  Flandern,  welche  das  lübische 
Schiffrecht  enthält,  haben  schon  den  Herausgeber  des  lübischen 
Urkundenbuches  veranlasst,  dem  Abdrucke  der  Urkunde  die 
Überschrift  zu  geben:  „Aufzeichnung  der  Lübeckischen  Schiffs¬ 
und  Seerechte,  zunächst  in  Beziehung  auf  die  Fahrt  nach  Flan¬ 
dern“.  Auch  Stein  gibt  zu,  daß  das  lübische  Schiffrecht  sich 
„vorzugsweise“  auf  den  Verkehr  mit  Flandern  beziehe,  und  meint 
damit,  wie  ich  annehme,  nicht  etwa  den  Verkehr  zwischen  Lübeck 


1)  Erschienen  Berlin  1907  im  Verlage  von  Georg  Reimer. 
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und  Flandern,  der  nämlich  im  lübischen  Schiffrecht  überhaupt 
nirgends  Erwähnung  findet,  sondern  den  Verkehr  der  Lübecker 
von  andern  Ländern  nach  Flandern  und  von  Flandern  nach 
andern  Ländern1).  Er  vertritt  aber  die  Ansicht,  daß  aus  der 
ausdrücklichen  Bezugnahme  der  Rechtssätze  des  lübischen  Schiff¬ 
rechtes  auf  Flandern  und  auf  die  Hanse  der  Lübecker  in  Flan¬ 
dern  sich  nicht  der  Schluß  ziehen  lasse,  daß  diese  Rechtssätze 
im  dortigen  Verkehr  der  Lübecker  entstanden  seien.  Leitend  ist 
für  ihn  der  formelle  Gesichtspunkt,  daß  das  Lübecker  Schiff¬ 
recht  in  einer  um  7  Jahre  jüngeren  Aufzeichnung  als  das 
hamburgische  erhalten  ist;  „die  vielfachen  Übereinstimmungen 
beider  Aufzeichnungen“  und  „die  auf  verständlichere  und 
modernere  Ausdrucksweise  gerichtete  Art  der  lübischen  Redak¬ 
tion“  beweisen  nach  Steins  Ansicht  „vielmehr  die  Abhängig¬ 
keit  der  lübischen  Redaktion  von  der  schon  vorhandenen 
Kodifikation  des  hamburgischen  Schiffrechtes  als  die  Entstehung 
beider  Schiflfrechte  aus  demselben  Verkehr  und  Ursprungsort“ ; 
das  Hamburger  Schiffrecht  als  das  ältere  sei  demnach  aus  sich 
selbst  heraus  zu  erklären.  Damit  will  Stein  die  Heranziehung 
der  gleichlautenden  lübischen  Rechtsbestimmungen  zur  Erklärung 
des  hamburgischen  Rechtes  abschneiden.  „Der  Redaktor“  des 
lübischen  Schiffrechtes  hat  nun  nach  Steins  Meinung  bei  der 
Redaktion  des  lübischen  Rechtes  auf  Grund  des  hamburgischen 
die  unverkennbare  Absicht  gehabt,  „andere  Verkehrsgebiete  (näm¬ 
lich  als  Flandern)  aus  der  Rechtsdarstellung  (!)  so  weit  wie  mög¬ 
lich  auszuschließen“ 2)  und  das  Lübecker  Schiffrecht  „vorzugs¬ 
weise  auf  einen  bestimmten  Teil  des  Lübecker  Schiffsverkehrs, 
den  mit  Flandern,  einzustellen“  und  „zuzuschneiden“3);  ab¬ 
sichtlich  hat  er  nach  Steins  Ansicht  „seiner  Arbeit  Schranken 
gezogen,  die  dem  Hamburger  Schiffrecht“,  das  nicht  auf  den 
flandrischen  Verkehr  zugeschnitten  sei,  „nicht  gegeben  gewesen 
seien“. 

Stein  geht  hiernach  von  der  Annahme  aus,  daß  wir  in  den 
Rechtssätzen  des  lübeckischen  Schiffrechtes,  zum  mindesten  ge- 

1)  Stein,  in  den  Hansischen  Geschichtsblättern  1908,  Heft  2,  S.  415  f. 

2)  Ebenda  S.  426. 

3)  Ebenda  S.  425. 
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rade  in  denjenigen,  auf  die  es  ankommt,  nicht  auf  dem  Wege 
der  gewohnheitsrechtlichen  Bildung  im  Verkehr  der  Lübecker  ent¬ 
standenes,  sondern  im  Wege  der  Gesetzgebung  für  die  lübeckische 
Schiffahrt  geschaffenes  Recht  vor  uns  haben.  Die  Stadt  Lübeck 
wollte  nach  seiner  Auffassung  ein  Gesetz  über  schiffrechtliche 
Verhältnisse  erlassen  (S.  425);  sie  ging  nun  nicht  in  der  Weise 
vor,  daß  sie  die  gewohnheitsrechtlich  im  lübischen  Seeverkehr 
erwachsenen  Rechtssätze  aufzeichnete;  denn  daß  derartiges  Ge¬ 
wohnheitsrecht  im  Verkehr  der  Lübecker,  die  schon  in  der  ersten 
Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  nachweislich  in  der  Nordsee  ver¬ 
kehrten  und  schon  um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  unstreitig 
in  Flandern  eine  erhebliche  Handelsbedeutung  und  in  England 
eine  eigene  Hanse  besaßen,  bis  zum  Jahre  1299  entstanden  sein 
muß,  kann  keinem  Zweifel  unterliegen;  ohne  rechtliche  Be¬ 
ziehung  des  Reeders  zum  Schiffsmann,  des  Verfrachters  zum 
Befrachter  und  ohne  rechtliche  Auseinandersetzung  zwischen 
beiden  am  Bestimmungsorte,  nötigenfalls  durch  Richterspruch, 
ist  ein  Seeverkehr  nicht  denkbar,  und  jeder  regelmäßige  derartige 
Verkehr  muß  deshalb  gewohnheitsrechtliche  Sätze  durch  die 
gleichmäßige  Übung  erzeugt  haben.  Um  das  aus  diesem  Ver¬ 
kehr  somit  ohne  Zweifel  erwachsene  bestehende  Recht  sollte 
sich  also  der  lübische  Gesetzgeber  nicht  gekümmert  haben,  son¬ 
dern  sich  zur  Schaffung  seines  Gesetzes,  etwa  so,  wie  man  einer 
Stadt  das  Stadtrecht  einer  andern  verlieh,  nach  der  Gesetzgebung 
anderer  Städte  umgesehen  und  in  dem  Rechte  Hamburgs  eine 
ihm  geeignet  erscheinende  Vorlage  gefunden  haben.  Freilich 
soll  er  diese  Vorlage  keineswegs  ohne  weiteres  übernommen 
haben.  Die  Fassung  des  hamburgischen  Rechtes  war  ihm  nach 
Steins  Meinung  schon  zu  allgemein;  der  lübische  Gesetzgeber 
beschränkte  nach  Stein  manche  im  hamburgischen  Rechte  an¬ 
geblich  allgemein  ausgesprochenen  Rechtssätze  auf  bestimmte 
Verkehrskreise,  und  zwar  keineswegs  auf  alle  lübischen  Verkehrs¬ 
kreise;  im  Gegenteil  schied  er  absichtlich  alle  andern  möglichst 
aus  und  beschränkte  sich  auf  einen,  den  flandrischen *). 

Da,  wo  das  lübeckische  Schiffrecht  bestimmte  Verkebrsbe- 


1)  Ebenda  S.  426. 
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Ziehungen,  bestimmte  örtliche  Verhältnisse  anführt,  soll  dasselbe 
also  nach  Steins  Ansicht  nicht  lediglich  die  tatsächlichen  wirt¬ 
schaftlichen  Verhältnisse,  aus  denen  die  Rechtsnormen  im  Wege 
der  langjährigen  Übung  hervorgewachsen  sind,  widerspiegeln; 
die  Bezugnahmen  sollen  sich  vielmehr  daraus  erklären,  daß  der 
„Redaktor“  die  aus  einer  fremden  Rechtsquelle  entnommenen 
Rechtssätze  mit  bestimmten  „Absichten“  auf  bestimmte  Verkehrs¬ 
kreise  „zugeschnitten“  habe.  „Lübeck  wollte  also“,  so  sagt 
Stein,  „durch  das  Schiffrecht  zunächst  nur  für  einen  Teil  seines 
Schiffsverkehrs  und  Schiffsverkehrsgebietes  gewisse  Rechtssätze 
festlegen“ 1  2). 

Diese  Auffassung  geht  offenbar  von  einer  völlig  unrichtigen 
Vorstellung  von  der  Entstehung  derartiger  Rechtssätze  im  Mittel- 
alter  überhaupt  aus.  Wenn  wir  im  Mittelalter  unseres  Volkes 
wie  auch  anderer  Völker  Rechtssätze  nicht,  wie  in  unsern 
heutigen  Gesetzen,  abstrakt  formuliert  finden,  sondern  wenn  wir 
die  Rechtssätze  an  einen  bestimmten  konkreten  Tatbestand,  be¬ 
stimmte  örtliche  Beziehungen  und  Verhältnisse  anknüpfen  sehen, 
so  erklärt  sich  dies  regelmäßig  daraus,  daß  der  Rechtssatz  bei 
diesem  konkreten  Tatbestände  und  unter  diesen  konkreten  Ver¬ 
hältnissen  erwachsen  und  zunächst  angewendet  worden  ist.  Das 
schließt  selbstverständlich  nicht  aus,  daß  der  in  bezug  auf  be¬ 
stimmte  konkrete  Tatbestände  oder  Verhältnisse  entstandene 
Rechtssatz  später  im  Wege  der  Analogie  auf  gleichartige  andere 
Verhältnisse  übertragen  worden  ist.  Tatsächlich  pflegt  auf  den 
Stufen  höherer  Rechtsentwicklung  die  Formulierung  der  Rechts¬ 
sätze  eine  abstraktere,  allgemeinere  zu  werden;  im  Hamburger 
Schiffrecht  von  1497  z.  B.  fehlen  dementsprechend  jene  Bezug¬ 
nahmen  auf  konkrete  Verkehrsbeziehungen  und  örtliche  Ver¬ 
hältnisse,  welche  das  Schiffrecht  von  1292  noch  zum  Teil  enthält. 
Zwar  sind  die  Rechtssätze  des  Schiffrechtes  von  1497  zum 
Teile  dem  Hamburger  Schiffrechte  von  1292  entnommen,  aber 
sie  sind  verallgemeinert,  in  abstrakte  Form  gebracht2).  An- 


1)  Ebenda  S.  425. 

2)  Vgl.  namentlich  Art.  17  des  Rechtes  von  1497  und  Art.  11  des  Schiff¬ 
rechtes  von  1292. 
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gesichts  dieses  in  der  Rechtsgeschichte  an  zahllosen  Beispielen 
beobachteten  allgemeinen  Entwicklungsvorganges  hat  die  Vor¬ 
stellung  Steins,  daß  Rechtssätze,  die  bereits  bei  den  Bürgern 
einer  andern  Stadt  eine  allgemeinere  Geltung  und  Anwendung 
besessen  hätten,  hier  später  durch  Bezugnahme  auf  bestimmte 
wirtschaftliche  Verkehrs  Verhältnisse  „auf  einen  bestimmten  Ver¬ 
kehrskreis  zugeschnitten“  seien,  schon  von  vornherein  etwas 
höchst  Unwahrscheinliches.  Eine  „bestimmte  Absicht“  soll  den 
„Redaktor“  dabei  geleitet  haben.  Worin  diese  Absicht,  deren 
Verständlichkeit  uns  überhaupt  doch  nur  eine  derartige  außer¬ 
gewöhnliche  Erscheinung  wahrscheinlich  machen  könnte,  bestand, 
darüber  gibt  Stein  überhaupt  keine  Aufschlüsse. 

Den  Beweis  für  seine  Ansicht  glaubt  Stein  in  der  Ver¬ 
schiedenheit  der  Ortsangaben  des  Lübecker  und  des  Hamburger 
Schiffrechtes  zu  finden.  Fassen  wir  nun  die  in  dieser  Beziehung 
vorhandenen  Abweichungen  beider  Rechte  voneinander  ins  Auge, 
so  ergibt  sich  lediglich  das  Folgende.  Das  Lübecker  Schiffrecht 
bezeichnet  an  zwei  Stellen  (Art.  XI  und  XXXI),  welche  das 
Hamburger  Schiffrecht  in  Artikel  11a  und  11c  in  ähnlichem  Wort¬ 
laute  enthält,  ausdrücklich  Flandern  als  den  Ort,  wo  sich  der 
Tatbestand  abspielt,  während  das  Hamburger  Recht  an  diesen 
Stellen  eine  solche  ausdrückliche  Beziehung  dieser  Rechtsbe¬ 
stimmungen  auf  Flandern  nicht  enthält.  Ist,  wie  wir  im  Gegen¬ 
sätze  zu  Stein  annehmen,  auch  das  Hamburger  Recht  in  diesem 
Punkte  in  Flandern  in  der  hamburgischen  Hanse  am  Zwin  er¬ 
wachsen,  und  war  somit  auch  im  hamburgischen  Schiffrechte  bei 
diesen  Artikeln  ursprünglich  nur  an  Flandern  gedacht,  so  ver¬ 
schwindet  der  Gegensatz  zwischen  dem  lübischen  und  ham¬ 
burgischen  Schiffrechte  in  diesen  Stellen;  jedenfalls  kann  die 
Verschiedenheit  der  Rechte  in  diesem  Punkte  in  keiner  Hinsicht 
eine  so  unverständliche  und  der  rechtsgeschichtlichen  Erfahrung 
so  sehr  widersprechende  Hypothese,  wie  sie  Stein  aufstellt, 
rechtfertigen.  Weiter  enthält  einerseits  das  Hamburger  Schiff¬ 
recht  in  Artikel  6,  10  und  11,  sowie  in  Artikel  lc,  2  (Satz  1), 
17,  18,  19  mehrere  Bestimmungen,  welche  das  lübische  Schiff¬ 
recht  überhaupt  nicht  kennt,  während  sich  andererseits  im  lübischen 
Schiffrechte  eine  Menge  von  Rechtssätzen  finden,  die  im  ham- 
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burgischen  Recht  fehlen.  Wenn  aber  die  ganzen  Bestimmungen, 
welche  die  Ortsangaben  enthalten,  in  dem  anderen  Rechte  nicht 
wiederkehren,  so  kann  man  sich  nicht  wundern,  auch  diese 
Ortsangaben  in  demselben  nicht  wiederzufinden.  Zudem  dürfte 
sich  das  Fehlen  der  in  Frage  stehenden  Bestimmungen  des  einen 
Rechtes  in  dem  andern  auf  sehr  natürliche  Weise  erklären 
lassen. 

Die  in  Frage  kommenden,  im  lübischen  Schiffrecht  nicht  ent¬ 
haltenen  Bestimmungen  des  hamburgischen  Schiffrechtes  behan¬ 
deln  folgende  Punkte:  Artikel  6  setzt  die  Lohnsätze  für  gewisse 
Reisen  fest;  Artikel  10  und  11  enthalten  eine  Anzahl  von  Rechts¬ 
sätzen,  die  sich  auf  die  Fahrt  mit  Fischen  von  Schonen  oder 
Norwegen  beziehen;  Artikel  lc,  2  (Satz  1)  und  17 — 19  handeln 
von  der  hamburgischen  Hanse  in  Utrecht.  Das  Fehlen  von 
Heuersätzen  im  lübischen  Rechte  kann  zu  besonderen  Schlüssen 
um  so  weniger  Anlaß  geben,  als  auch  das  hamburgische  Recht 
nur  für  ganz  wenige  Reisen  und  darunter  gerade  solche,  die 
für  die  Lübecker  Schiffe  nicht  in  Betracht  kamen,  solche  festen 
Sätze  aufzeichnet  und  für  die  übrigen  Reisen  in  dieser  Hinsicht 
ebenfalls  keine  Bestimmungen  enthält.  Für  das  Fehlen  der  Be¬ 
stimmungen  über  die  Hanse  in  Utrecht  wird,  wie  auch  Stein 
annimmt,  die  Erklärung  darin  zu  suchen  sein,  daß  die  Lübecker 
in  Utrecht  keine  Hanse  hatten.  Das  Fehlen  von  Rechtssätzen 
über  die  Fahrt  mit  Fischen  von  Schonen  und  Norwegen  dürfte 
höchst  wahrscheinlich  seinen  Grund  darin  haben,  daß  dieser 
Verkehr  bei  den  Lübeckern  nicht  seine  rechtliche  Regelung  durch 
die  lübeckische  Hanse  am  Zwin  gefunden  hatte.  Artikel  11a, 
der  sich  im  hamburgischen  Rechte  unter  ausdrücklicher  Be¬ 
ziehung  auf  die  Fahrt  mit  Winterfischen  von  Norwegen  findet, 
kehrt  im  lübischen  Schiffrechte  unter  Weglassung  dieser  Be¬ 
ziehung  auf  die  Fahrt  mit  Fischen  von  Norwegen  und  unter 
Hervorhebung  der  Beziehung  zum  Zwin  wieder.  Der  Artikel, 
soweit  er  in  beiden  Rechten  sich  gleicht,  lautet  im  hambur¬ 
gischen  Rechte :  Sowan  ein  schip  van  Norweghen  kumt  mit 
wintervissche  unde  de  schiphere  dat  schip  vercoft,  so  sin  ledich 
de  sturmann  und  de  shipmanne ;  das  lübische  Recht  sagt  an¬ 
statt  dessen:  Sowanne  ein  schip  in  dat  Swen  cumt  unde  de 
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schiphere  da t  schip  vorcoft,  so  is  ledich  de  sturemann  unde  de 
schipmanne.  Wenn  das  Zwin  in  dem  Hamburger  Rechte  nicht 
ausdrücklich  als  Ort  des  Verkaufes  genannt  wird,  so  legt  die 
Gleichartigkeit  der  Rechtsbestimmung  doch  nur  die  Vermutung 
nahe,  daß  hier  die  Bestimmung  des  Hamburger  Rechtes  eben¬ 
falls  zunächst  das  Zwin  als  den  Endpunkt  der  Reise  im  Auge  hatte. 

Wenn  sich  auf  der  andern  Seite  die  von  Stein  angeführten 
Artikel  XXVIII  und  XXXVI  ebenso,  wie  viele  andere  Artikel 
des  Lübecker  Rechtes,  nicht  im  Hamburger  Schiffrechte  wieder¬ 
finden,  so  dürfte  das  seinen  Grund  darin  haben,  daß  es  sich  bei 
diesen  Bestimmungen,  wie  unten  noch  näher  dargelegt  wird,  um 
Nachträge  zu  der  ursprünglichen  Rechtsaufzeichnung  handelt, 
welche  dem  Kompilator  des  hamburgischen  Rechtes  noch  gar 
nicht  Vorlagen. 

Wir  vermögen  also  in  diesen  Ortsangaben  nicht  den  ge¬ 
ringsten  Anhalt  dafür  zu  finden,  daß  der  „Redaktor“  des  lübischen 
Schiffrechtes  in  „bestimmter“,  nach  Steins  Meinung  sogar  „un¬ 
verkennbarer  Absicht“  die  Rechtsbestimmungen  auf  einen  be¬ 
stimmten  Teil  des  lübeckischen  Schiffsverkehrs  „zugeschnitten“ 
habe.  Es  fehlt  jeder  Grund  dafür,  Lübeck  eine  derartige  sonder¬ 
bare  Absicht  unterzuschieben;  die  rechtsgeschichtliche  Erfahrung 
nötigt  uns  vielmehr  zu  der  Überzeugung,  daß  in  dem  lübischen 
Schiffrechte  nichts  weiter  zu  suchen  ist,  als  die  Zusammenstellung 
von  Rechtsbestimmungen,  welche  nicht  in  der  Studierstube  des 
Gesetzgebers  entstanden  oder  zugeschnitten  waren,  sondern  welche 
das  wirkliche  Leben  geschaffen  hatte.  Wenn  in  diesen  Rechts¬ 
sätzen  ausdrücklich  auf  konkrete  Tatbestände  und  bestimmte 
örtliche  Verhältnisse  Bezug  genommen  wird,  so  haben  wir  darin 
noch  die  tatsächlichen  wirtschaftlichen  Zustände  und  die  örtlichen 
Beziehungen,  unter  denen  sie  zur  Ausbildung  und  Anwendung 
gelangt  sind,  vor  uns,  und  dürfen  nicht  von  der  Auffassung 
ausgehen,  daß  den  Rechtssätzen  diese  örtlichen  und  tatsächlichen 
Unterlagen  später  von  einem  „Redaktor“  untergeschoben  seien. 
Gerade  diese  Fassung  vieler  Sätze  des  lübischen  Rechtes  stem¬ 
pelt  dieselben  auf  das  deutlichste  als  Gewohnheitsrecht.  Die 
ganze  Vorstellung,  daß  wir  es  bei  diesen  Rechtssätzen  nicht  mit 
im  Seeverkehr  der  Lübecker  erwachsenem  Gewohnheitsrecht, 
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sondern  mit  einem  Rechte  zu  tun  haben,  das  erst  im  Wege  der 
Gesetzgebung  für  den  lübischen  Seeverkehr  geschaffen  sei,  und 
das  der  Gesetzgeber  künstlich  auf  bestimmte  Verkehrkreise  „ein¬ 
gestellt“  habe,  ist  durchaus  unhaltbar. 

Gehen  wir  aber  davon  aus,  daß  das  lübeckische  Schiffrecht 
da,  wo  es  auf  örtliche  und  konkrete  Verhältnisse  Bezug  nimmt, 
wirkliche,  damals  bestehende  wirtschaftliche  Verhältnisse,  aus 
denen  es  erwachsen  ist,  und  nicht  bloß  vom  Gesetzgeber  künst¬ 
lich  in  das  Recht  hineingetragene  „Beschränkungen  des  Rechtes“ 
erkennen  läßt,  so  kann,  auch  wenn  das  lübeckische  Schiffrecht, 
wie  Stein  annehmen  zu  müssen  meint 1),  auf  Grund  der  7  Jahre 
eher  fertiggestellten  Aufzeichnung  des  Hamburger  Schiffrechtes 
redigiert  sein  sollte,  von  einer  „Abhängigkeit  der  lübischen  Re¬ 
daktion  von  der  schon  vorhandenen  Kodifikation  des  hamburgischen 
Schiffrechtes“  doch  nur  die  Rede  sein,  soweit  es  sich  um  die 
formelle  Seite,  etwa  die  Anordnung  des  Rechtsstoffes  und  die 
Ausdrucksweise,  handelt.  Vor  allem  aber  können  Rechtssätze, 
die  in  der  lübischen  Redaktion  ausdrücklich  gewisse  örtliche 
Beziehungen  enthalten,  während  in  der  hamburgischen  Redaktion 
—  und  dies  ist  die  Sachlage  —  solche  ausdrücklichen  örtlichen 
Beziehungen  fehlen,  in  bezug  auf  ihren  Inhalt  niemals  auf  eine 
Abhängigkeit  der  lübischen  Aufzeichnung  von  der  hamburgischen 
schließen  lassen.  Es  ist  deshalb  ein  Widerspruch  in  sich  selbst, 
wenn  Stein  S.  415  ausspricht,  das  Lübecker  Schiffrecht  sei  in 
seinen  Bestimmungen  viel  deutlicher,  konsequenter  und  aus¬ 
schließlicher  als  das  Hamburger  auf  Flandern  bezogen-,  das 
beweise  aber  noch  nicht,  daß  das  Lübecker  Schiffrecht  ausschließ¬ 
lich  aus  dem  flandrischen  Verkehr  der  Lübecker  und  ihrer 
Hanse  am  Zwin  entstanden  sei;  die  Frage  sei  vielmehr,  „ob 
und  wie  weit  das  später  verfasste  Lübecker  Schiffrecht  auf  Grund 
des  vorhandenen  hamburgischen  redigiert  worden  sei“.  Uns 
scheint  überdies  im  Gegensätze  zu  Steins  Auffassung  gerade 
diese  konkretere  Fassung  mancher  Sätze  im  lübischen  Rechte 
und,  wie  noch  unten  näher  dargelegt  werden  wird,  namentlich 
auch  die  Anordnung  des  lübischen  Schiffrechtes  darauf  schliessen 


1)  A.  a.  0.  S.  415. 
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zu  lassen,  daß  der  Kompilator  der  lübischen  Aufzeichnung  nicht 
von  der  Zusammenstellung  des  hamburgischen  Schiffrechtes  von 
1292  ausgegangen  ist,  vielmehr,  wie  schon  für  Lappenberg1) 
„beinahe  zur  Gewißheit“  geworden  war,  sich  an  eine  ältere 
Quelle  hielt,  auf  der  auch  die  Hamburger  Kodifikation  fußte. 

Drei  Teile  lassen  sich  meines  Erachtens  bei  dem  lübischen 
Schiffrechte  unterscheiden.  Der  erste  Teil,  der  eine  gewisse 
systematische  Anordnung  des  Rechtsstoffes  erkennen  läßt,  die 
mit  derjenigen  des  hamburgischen  Schiffrechtes  zum  großen  Teile 
übereinstimmt,  und  der  auch  sonst  namentlich  in  der  Ausdrucks¬ 
weise  enge  Verwandtschaft  mit  dem  hamburgischen  Schiffrechte 
zeigt,  umfaßt  die  Artikel  I — XXVII. 

Die  in  diesem  Teile  befolgte  Anordnung  ist  im  wesentlichen 
die  folgende: 

1.  Die  lübische  Hanse  am  Zwin. 

2.  Das  Rechtsverhältnis  zwischen  Schiffsherrn  und  Schiffs¬ 
mannschaft. 

3.  Das  Rechtsverhältnis  zwischen  Befrachter  und  Schiff. 

4.  Die  Haftung  für  Kollisionsschaden. 

5.  Die  große  und  die  kleine  Havarie. 

6.  Das  Rechtsverhältnis  der  Reeder  untereinander. 

7.  Die  Führung  der  lübischen  Flagge. 

An  zwei  Stellen  ist,  wie  unten  näher  dargelegt  wird,  diese 
systematische  Anordnung  aus  dem  Auge  verloren,  beide  Male  im 
Gegensätze  zu  dem  Hamburger  Rechte,  das  die  Systematik  der 
Reihenfolge  in  diesen  Punkten  strenger  durchführt. 

Der  zweite  Teil  des  lübischen  Rechtes,  der  von  Artikel  XXVIII 
bis  XXXV  reicht,  enthält  eine  Aneinanderreihung  bunt  durch¬ 
einander  gewürfelter  Rechtssätze  ohne  systematische  Gruppierung2). 

1)  Lappenberg,  Die  ältesten  Stadt-,  Schiff-  und  Landrechte  Hamburgs 
1845,  S.  141.  Auch  Koppmann  schrieb  1895  in  einem  Privatbriefe:  „ich 
glaube  mit  Lappenberg,  daß  das  Lübecker  Schiffrecht  das  ältere  Hamburger 
Recht  treuer  wiedergibt“. 

2)  Die  nähere  Betrachtung  des  Inhaltes  der  einzelnen  Artikel  dieses 
zweiten  Teiles  des  Schiffsrechtes  stellt  die  Systemlosigkeit  dieser  Zusammen¬ 
stellung  sofort  vor  Augen :  Art.  XXVIII  des  lübischen  Schiffrechtes  handelt  von 
unberechtigter  vorzeitiger  Lösung  des  Dienstvertrages  des  Schiffsmannes; 
Art.  XXIX  von  der  Teilnahme  der  Pakotille  des  Schiffsmannes  an  der  großen 
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Außer  Artikel  XXVIII  und  XXXV  finden  sich  alle  diese  Bestim¬ 
mungen  im  hamburgischen  Schiffrechte  wieder,  sind  aber  dort, 
ausgenommen  die  beiden  an  den  Schluß  gestellten  Artikel,  sämtlich 
an  die  ihnen  nach  der  Anordnung  des  Rechtsstoffes  zukommenden 
Stellen  gesetzt* 1).  Gerade  die  Tatsache,  daß  das  lübische  Schiff¬ 
recht  in  der  Anordnung  der  Artikel  XXIX — XXXIV  der  ham¬ 
burgischen  Kodifikation  nicht  folgt  und  z.  B.  eine  Bestimmung, 
wie  die  des  Artikels  XXXI,  nicht  an  der  Stelle,  an  die  sie  das 
hamburgische  Recht  als  Artikel  11c  dem  Zusammenhang  ent¬ 
sprechend  gesetzt  hat,  bringt,  läßt  darauf  schließen,  daß  der 
Kompilator  der  lübischen  Aufzeichnung  nicht  das  hamburgische 
Schiffrecht  von  1292,  sondern  eine  ältere,  diese  Bestimmungen 
noch  nicht  enthaltende  Aufzeichnung  vor  sich  hatte,  an  die  er 
sich  in  den  Artikeln  I — XXVII  hielt,  und  der  er  später  ge¬ 
sammelte  Rechtsbestimmungen  als  Artikel  XXVIII — XXXV  an¬ 
fügte  2). 


Havarei;  Art.  XXX  von  der  Bergung  des  Schiffsgutes  im  Falle  des  Schiff¬ 
bruches  ;  Art.  XXXI  wieder  von  dem  Dienstvertrage  zwischen  Schiffsherrn  und 
Schiffsmann  im  Falle  der  Winterlage.  Art.  XXXII  betrifft  wieder  die  große 
Havarei,  soweit  Beeder  und  Befrachter  in  Betracht  kommen ;  Art.  XXXIII 
bis  XXXIV  handeln  von  der  Haftung  des  Schiffers  für  übermäßig  tiefe 
Beladung  des  Schiffes  gegenüber  den  Befrachtern;  Art.  XXXV  von  der 
Bezahlung  des  Schiffsmannes  durch  den  Schiffsherrn. 

1)  Dies  gilt  insbesondere  von  Art.  XXXI  des  lübischen  Schiffrechtes  über 
die  Auflösung  des  Dienstvertrages  zwischen  Schiffsherm  und  Schiffsmann  im 
Falle  der  Winterlage,  der  im  hamburgischen  Schiffrechte  sich  als  Art.  11  a 
in  inhaltlich  natürlichem  Zusammenhänge  mit  Art.  10  findet,  ferner  von 
Art.  XXXII— XXXIV  des  lübischen  Schiffrechtes,  die  im  hamburgischen 
Schiffrechte  als  Art.  23  a— c  mit  dem  Gedanken  des  vorhergehenden  Artikels 
(Havarei)  unmittelbar  im  Zusammenhänge  stehen.  Übrigens  sind  die  Bestim¬ 
mungen  dieser  letzterwähnten  Artikel  im  lübischen  Hechte  wesentlich  weiter 
ausgesponnen  als  im  hamburgischen  Hechte. 

2)  Nicht  in  die  systematische  Anordnung  eingereiht  sind  auch  im  Ham¬ 
burgischen  Rechte  die  Bestimmungen  der  Art.  27  und  28  des  Hamburgischen 
beziehungsweise  XXIX  und  XXX  des  lübischen  Hechtes,  die  im  hambur¬ 
gischen  Rechte  ganz  am  Schlüsse  stehen.  Sie  beziehen  sich  auf  die  große 
Havarei  und  die  Bergung  beim  Schiff bruch,  Hechtsgebiete,  die  im  hambur¬ 
gischen  Schiffrechte  im  übrigen  in  Art.  22  und  in  Art.  20,  21  behandelt  sind. 
Die  Nichteinreihung  der  beiden  Artikel  an  der  richtigen  Stelle  und  ihre  An¬ 
fügung  am  Schluß  deutet  darauf  hin,  daß  diese  beiden  Bestimmungen  auch 
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Der  dritte  Teil  des  lübischen  Schiffrechtes,  welcher  die  Ar¬ 
tikel  XXXVI — XXXIX  umfaßt,  hat  offenbar  von  Flandern  aus¬ 
gehende  Reisen  im  Auge *).  Artikel  XL — XLII  enthalten  Schluß¬ 
bestimmungen,  auf  die  wir  noch  später  zurückkommen  werden. 

Die  in  dem  dritten  Teile  des  lübischen  Rechtes  enthaltenen, 
sämtlich  übrigens  auf  das  Rechtsverhältnis  zwischen  Schiffsherrn 
und  Schiffsmann  bezüglichen  Rechtssätze  finden  sich  im  ham- 
burgischen  Schiffrechte  nicht  und  dürften  ebenfalls  Nachträge 
sein.  Sie  beziehen  sich  zwar  auf  den  Verkehr  der  Lübecker  in 
Flandern,  aber  gerade  bei  Artikel  XXXVI  und  ebenso  bei  Ar¬ 
tikel  XXXIX  erscheint  es  überhaupt  schon  mindestens  sehr 
fraglich,  ob  sie  gerade  in  der  lübischen  Hanse  am  Zwin  ihre 
Entstehung  gefunden  haben,  da  sie  Reisen  betreffen,  die  nicht 
am  Zwin  ihren  Endpunkt  hatten,  und  deshalb  kaum  an  eine 
Normierung  dieser  Rechtssätze  durch  die  Rechtsprechung  der 
Hanse  am  Zwin  gedacht  werden  kann.  Streitigkeiten  über  den 
Fall  des  Artikels  XXXVI  werden  in  Gotland,  in  Riga  usw.  zum 
Austrag  gekommen  sein* 1 2).  Es  ist  möglich,  daß  es  sich  hierum 

im  hamburgischen  Schiffrechte  der  ursprünglichen  Aufzeichnung  nachträglich 
zugefügt  sind,  um  so  mehr  als  das  hamburgische  Schiffrecht  im  übrigen  die 
systematische  Ordnung  des  Rechtsstoffes  im  wesentlichen  überall  folgerecht 
durchführt. 

1)  Art.  XXXVI  setzt  den  Lohnzuschlag  fest,  den  der  Schiffer  zu  beanspruchen 
hat,  wenn  ein  Schiff  von  Flandern  in  den  Sund  fährt  und  dort  bestimmt  wird, 
daß  es  nach  Polen  oder  nach  Gotland,  nach  Riga  oder  nach  Reval  weiter 
segeln  soll.  Art.  XXXVII  trifft  Vorschriften  über  die  Pakotüle  des  Schiffsmannes 
für  den  Fall,  daß  das  Schiff  „in  den  Winterfisch  segelt“,  also  für  gewisse 
Fälle  des  Fischfanges  oder  wenigstens  der  Befrachtung  des  Schiffes  mit  Fisch. 
Art.  XXXVIÜ  regelt  die  Höhe  der  Abfindung,  welche  im  Falle  der  Auflösung  des 
Dienstvertrages  zwischen  Schiffsherrn  und  Schiffsmann  vor  Antritt  der  Reise 
zu  zahlen  ist.  Art.  XXXIX  trifft  Bestimmung  über  die  Pakotille  des  Schiffsmannes 
im  Falle,  daß  das  Schiff  mit  Tuch  voll  beladen  ist.  Bei  dem  letzten  Artikel  nimmt 
auch  Stein  an,  daß  als  Ausgangsort  der  Reise  Flandern  anzusehen  ist.  Haben  wir 
Art.  XXXVI  und  XXXIX  auf  Reisen  von  Flandern  zu  beziehen,  so  dürften  auch 
die  dazwischen  stehenden  Art.  XXXVII  und  XXXVIH  auf  Flandern  zu  beziehen 
sein.  Nur  so  ist  ihre  Einordnung  in  dieses,  wie  wir  weiterhin  sehen  werden,  auch 
in  seinen  übrigen  Bestimmungen  auf  Flandern  bezügliche  Recht  verständlich. 

2)  Vgl.  übrigens  Art.  21  der  umgearbeiteten  Rigischen  Statuten:  Were 
dat  sake,  dat  eyn  schep  gheschepet  worde  vt  der  westirze  dor  den  oresunt 
to  Gotland  wert,  vnd  worde  dy  schepher  desto  rade,  dat  he  herwort  segelen 
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Aufzeichnungen  gewohnheitsrechtlicher  Übungen  handelt,  die  der 
Kompilator  aus  anderer  Quelle  entnommen  und  dem  in  der 
Hanse  in  Flandern  entstandenen  Rechtsstoff,  als  inhaltlich  zu 
demselben  gehörig,  angefügt  hat. 

Treten  wir  nunmehr  in  die  Untersuchung  des  ersten  Teiles 
des  lübischen  Schiffrechtes,  der  Artikel  I — XXVII,  ein,  so  ist 
zunächst  in  hohem  Grade  beachtenswert,  daß  uns  sogleich  der 
erste  Artikel  nach  dem  Zwin  in  Flandern  versetzt:  „So  wellich 
man,  de  unse  borghere  is,  de  to  Vlanderen  cumt  in  de  hauene, 
de  dat  Swen  gheheten  is,  de  egenes  ghudes  also  vele  heuet  an 
copmanschap  alse  XIII  schillinghe  engheisch  eder  mer,  de  schal 
gheuen  XII  penninge  engheisch  to  hense“.  In  gleicher  Weise 
beginnt  das  hamburgische  Schiffrecht:  „Sowelc  use  borgher  kumt 
in  Flanderen,  unde  hevet  he  also  vele  copschattes,  also  XIII  sol. 
Englis  oder  mer,  he  scal  gheven  en  Schilling  Englis  to  hanse 
unde  twe  penninghe  Vlamis  user  vrouwen  sunte  Marien“.  Wie 
erklärt  sich  die  Aufnahme  dieser  Bestimmungen  in  das  Schiff¬ 
recht?  Seerechtlicher  Natur  sind  sie  jedenfalls  nicht.  Der  weitere 
Inhalt  der  Urkunden  zeigt  uns,  daß  noch  mehr  Bestimmungen 
derselben  sich  auf  Verhältnisse  in  oder  zu  Flandern  beziehen. 
Artikel  II  des  lübeckischen  Schiffrechtes  befiehlt  jedem  Lübecker 
Bürger,  der  Schiffsherr  ist  und  mit  seinem  Schiffe  in  Houke  liegt 
oder  anderswo  im  Zwin,  falls  er  nach  Houke  hinkommen  kann, 
jeden  Sonntag,  und  so  oft  sonst  der  Ältermann  es  befiehlt,  seine 
„Bank“  zu  besuchen.  Artikel  III  befiehlt  in  gleicher  Weise  allen 
Schiffsleuten,  die  sich  bei  einem  lübeckischen  Bürger  vermietet 
haben,  jeden  Sonntag  die  Bank  der  Herren  von  Lübeck  gleich 
einem  Bürger  zu  besuchen.  Artikel  IV  endlich  gebietet  jedem 
Kaufmann,  der  Lübecker  Bürger  ist  und  in  Houke  liegt,  Sonn¬ 
tags  die  Bank  aufzusuchen  zu  seiner  Stadt  Ehre.  Der  Schiffs¬ 
herr  soll  4  Pfennige  englisch,  der  Schiffsmann  6  Pfennige  vlämisch 
Strafe  zahlen,  wenn  er  ohne  Erlaubnis  oder  ausreichenden  Grund 
gegen  diese  Vorschrift  verstößt.  Für  die  Nichtbefolgung  der 
Vorschrift  seitens  der  Kaufleute  enthält  das  Schiffrecht  keine 


wolde  to  der  Dune,  so  solde  he  jeweliken  schipmann  sin  Ion  betirn  mit  viij 
oren.  Napierskj,  Die  Quellen  des  rigischen  Stadtrechtes,  S.  200.  Riga  1876. 
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Strafvorschrift.  Es  sind  also  zunächst  nur  die  Verhältnisse  der 
Uibischen  Hanse  am  Zwin  und  ihrer  Morgen  sprachen,  deren  Ord¬ 
nung  in  dem  Schiffrecht  aufgezeichnet  ist.  Dieser  Hanse  ge¬ 
hören  sowohl  die  Lübecker  Schiffsherren  und  ihre  Schiffsleute  als 
auch  die  Lübecker  Kaufleute  an.  Sie  hat  ihren  Sitz  in  Houke 
am  Zwin,  dem  Hauptliegeplatze  der  lübeckischen  Schiffe.  Alle 
Sonntag  und  sonst,  so  oft  es  der  Altermann  anordnet,  finden 
Versammlungen  der  Mitglieder  der  Genossenschaft,  der  „Hanse¬ 
brüder“,  statt.  An  den  Versammlungen  nehmen  Schiffsherren, 
Schiffsleute  und  Lübecker  Kaufleute  teil;  die  Schiffsherren,  die 
sich  an  andern  Liegeplätzen  des  Zwin  aufhalten,  sollen  zu  dem 
Besuche  der  Versammlungen  nur  verpflichtet  sein,  wenn  es  ihnen 
möglich  ist,  zu  kommen,  die  Entfernung  wohl  also  nicht  zu  groß 
ist;  für  die  Kaufleute  besteht  eine  Verpflichtung  zum  Besuche 
der  Versammlungen  nur,  wenn  sie  in  Houke  sind;  ohne  Zweifel 
begaben  sie  sich  regelmäßig  weiter  nach  Brügge  und  hielten  sich 
vielfach  dort  auf,  und  die  Entfernung  von  dort  nach  Houke  war 
zu  weit,  als  daß  ihnen  der  Besuch  der  Versammlungen  möglich 
gewesen  wäre.  Artikel  V,  VI  und  VIII  behandeln  die  Gerichts¬ 
barkeit  dieser  lübeckischen  Hanse.  Nach  Artikel  V  soll,  wenn 
einer  vor  den  Altermann  in  die  Bank  geladen  wird  „umme 
claghe“,  das  dort  friedlich  („mit  minnen“)  oder  durch  Rechts¬ 
spruch  („mit  rechte“)  geordnet  werden.  Wer  einer  Ladung  vor 
den  Altermann  aber  nicht  Folge  leistet,  soll  dies  nach  Artikel  VI 
mit  12  englischen  Pfennigen  büßen.  Niemand  soll  gegen  ein 
Urteil  in  der  Bank  vor  dem  Oldermann  Berufung  einlegen  dürfen, 
wenn  er  nicht  1  Mark  Silber  hinterlegt;  die  Berufung  soll  nach 
Lübeck  gehen  „uppe  dat  hus  vor  den  sittenden  rat“.  Bis  so 
weit  beschäftigt  sich  das  Lübecker  Schiffrecht  also  lediglich  mit 
der  Satzung  der  lübeckischen  Hanse  in  Houke  am  Zwin.  Die 
Bestimmungen  über  die  Gerichtsbarkeit  dieser  Hanse  sind  von 
besonderem  Interesse.  Dieser  Gerichtsbarkeit  unterliegen  alle 
Hansebrüder,  also  ohne  Unterschied  Kaufleute  wie  Schiffsherren 
und  Schiffsleute,  einerlei,  ob  sie  in  Houke  oder  an  anderen 
Plätzen  des  Zwin  oder  in  Brügge  sind;  wer  vor  den  Altermann 
„um  claghe“  geladen  wird,  hat  der  Ladung  Folge  zu  leisten. 

Mitten  in  diese  Bestimmungen  über  die  Gerichtsbarkeit  hinein, 
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zwischen  Artikel  VI  und  Artikel  VIII,  ist  eine  andere  Vorschrift 
geraten,  welche  nicht  von  der  Gerichtsbarkeit  handelt,  sondern, 
ebenso  wie  Artikel  IX,  sich  auf  das  Verhältnis  zwischen  Schiffs¬ 
herrn  und  Schiffsmann  bezieht.  Das  Hamburger  Schiflfrecht, 
welches  beide  Bestimmungen  auch  enthält,  ist  in  dieser  Beziehung 
besser  geordnet,  dort  folgen  die  den  Artikeln  VI  und  VIII  des 
lübeckischen  Schiffrechtes  entsprechenden  Vorschriften  unmittelbar 
aufeinander,  und  die  den  llibischen  Artikeln  VII  und  IX  ent¬ 
sprechenden  Artikel  sind  dort  von  den  über  die  Gerichtsbarkeit 
der  hamburgischen  Hanse  handelnden  Bestimmungen  noch  durch 
einige  andere  Sätze  getrennt.  Artikel  VIII,  betreffend  die  Be¬ 
rufung  gegen  Urteile  der  lübischen  Hanse  an  den  Rat  zu  Lübeck, 
ist  offensichtlich  an  eine  verkehrte  Stelle  geraten  und  hätte  vor 
Artikel  VII  stehen  müssen.  Der  Kompilator  des  lübischen  Schiff¬ 
rechtes  hat  sich  also  um  die  richtigere  Anordnung  des  ham¬ 
burgischen  Schiffrechtes  auch  in  diesem  Punkte  nicht  gekümmert; 
wiederum  ein  Zeichen  dafür,  daß  er  nicht  von  der  hamburgischen 
Kodifikation  von  1292  bei  seiner  Zusammenstellung  ausging1). 

Mit  Artikel  VII  und  IX  geht  das  lübische  Schiffrecht  über 
zu  den  Rechtsregeln  über  das  Verhältnis  zwischen  Schiffsherrn 
und  Schiffsmannschaft.  Der  Artikel  VII  des  lübeckischen  Schiff¬ 
rechtes  bestimmt,  daß  ein  Schiffsmann,  der  infolge  Seekrankheit 
auf  der  Reise  arbeitsunfähig  sei,  seiner  Ansprüche  auf  Heuer 

1)  Beachtenswert  ist,  daß  der  Art.  VIII,  außer  dem  Falle,  daß  einer 
selbst  gegen  das  ihm  ungünstige  Urteil  Berufung  einlegt,  im  Gegensätze  zu 
dem  Hamburger  Rechte  auch  den  Fall  erwähnt,  daß  er  nedervellig  —  also 
krank  —  ist  und  ein  anderer  für  ihn  die  Berufung  einlegt.  Es  ist  dies  um 
so  auffälliger,  als  gerade  der  vorhergehende  Art.  VII,  der  sich  auf  das  Rechts¬ 
verhältnis  zwischen  Schiffsherrn  und  Schiffsmann  bezieht,  mit  den  Worten 
anfängt:  „So  wellich  schipmann  nedervellich  wert“.  Sollte  diese  Äußerlich¬ 
keit  einen  unbeholfenen  Kompilator,  dem  der  systematische  Aufbau  des 
Rechtsstoffes  seiner  Vorlage  nicht  klar  war,  zu  der  Einreihung  des  Artikels 
an  dieser  Stelle  veranlaßt  haben?  Allerdings  ist  in  diesem  Art.  7  zunächst 
nur  von  der  Seekrankheit  die  Rede,  daneben  wird  aber  als  Gegensatz  zur 
Seekrankheit  auch  der  Fall  behandelt,  dat  he  bevanghen  worde  mit  mensche- 
liker  suke.  Sollte  ein  Rechtsstreit  über  einen  derartigen  Fall  vielleicht  gerade 
die  Einfügung  der  Worte  „ofte  he  nedervellich  wert  de  ghene,  de  dat  ordeil 
schilt“,  in  dem  folgenden  Art.  8  und  damit  auch  den  Grund  dieser  seltsamen 
Aufeinanderfolge  beider  Artikel  gegeben  haben? 
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und  Pakotille  verlustig  gehe.  Artikel  IX  bestimmt,  daß  der 
Schiffjunge,  der  nachts  ohne  Erlaubnis  des  Schiffers  oder  des 
Schiffsmannes  außerhalb  des  Schiffes  liege,  eine  Strafe  von 
12  Pfennigen  vlämisch  verwirkt  habe.  Haben  diese  beiden  Be¬ 
stimmungen  noch  eine  Beziehung  zu  der  lübeckischen  Hanse  am 
Zwin,  oder  haben  wir  plötzlich  Rechtssätze  vor  uns,  die  ohne 
spezielle  Beziehung  auf  den  Schiffahrts betrieb  der  Lübecker  am 
Zwin  zu  denken  sind?  Hat  der  „Redaktor“  plötzlich  die  Absicht, 
die  Vorschrift  zu  treffen,  daß  ein  Schiffsjunge,  der  in  Riga  oder 
in  Wisby  oder  in  Norwegen  oder  in  England  oder  in  Rochelle 
ohne  Erlaubnis  des  Schiffsherrn  während  der  Nacht  außerhalb 
des  Schiffes  bleibt,  12  Pfennige  vlämisch  als  Strafe  zahlen  soll? 
Oder  haben  diese  Bestimmungen  Verhältnisse  am  Zwin  vor 
Augen?  Sind  sie  etwa  Ergebnisse  der  Rechtsprechung  der  Ge¬ 
richtsbarkeit,  von  welchen  in  den  vorhergehenden  Sätzen  die 
Rede  ist?  Wer  soll  denn  im  Falle  des  Streites  zwischen  Schiffs¬ 
herrn  und  Schiffsman  in  Rochelle  über  Fälle  der  Artikel  VII 
und  IX  diese  Vorschriften  dort  zur  Anerkennung  bringen? 
Etwa  die  Behörden  von  Rochelle,  die  sich  doch  wahrscheinlich 
um  die  Anordnungen  des  lübischen  Rates  in  dieser  Hinsicht 
wenig  kümmerten?  Derartige  Streitigkeiten  mußten  doch  am 
Endpunkte  der  Reisen  entschieden  werden.  Handelt  es  sich 
hier  etwa  um  Ergebnisse  der  Rechtsprechung  des  lübischen 
Rates?  Dann  wäre  es,  so  verbreitet  das  vlämische  Geld  auch 
sein  mochte,  doch  sehr  auffallend,  daß  die  Strafe  in  Artikel  IX 
nicht  in  lübischem,  sondern  in  vlämischem  Gelde  festgesetzt  war-, 
handelt  es  sich  hier  um  Rechtssätze  der  lübischen  Hanse  am 
Zwin,  so  ist  die  Festsetzung  der  Strafe  in  vlämischem  Gelde 
freilich  sehr  natürlich.  Die  Aneinanderreihung  der  dargelegten 
Satzungen  der  lübischen  Hanse  am  Zwin  und  ihrer  Gerichtsbar¬ 
keit  mit  diesen  Bestimmungen  über  das  Verhältnis  zwischen 
Schiffsherrn  und  Schiffsmann  wäre  aber  auch  völlig  unverständlich, 
wenn  zwischen  beiden  keinerlei  Zusammenhang  bestände,  zumal 
der  zweitnächst  folgende  Artikel  XI,  der  mit  den  Worten  be¬ 
ginnt:  „So  wanne  ein  schip  in  dat  Swen  kumt“,  uns  schon 
wieder  ausdrücklich  nach  Flandern  versetzt  und,  ebenso  wie 
andere  spätere  Bestimmungen,  uns  beweist,  daß  das  Schiffrecht 
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immer  wieder  das  Zwin  im  Auge  hat.  Es  spricht  deshalb  alles 
dafür,  daß  diese  beiden  Bestimmungen  in  engstem  Zusammen¬ 
hänge  mit  dem  Vorhergehenden  stehen,  daß  sie  Rechtssätze  sind, 
die  in  der  Rechtsprechung  der  Hanse  der  Lübecker  am  Zwin 
geübt  wurden  und  durch  dieselbe  ihre  Entstehung  gefunden 
hatten,  und  daß  sie  somit  in  Beziehung  auf  die  dortigen  Ver¬ 
hältnisse  gedacht  sind. 

Das  gleiche  aber  gilt  von  dem  folgenden  Artikel  X,  der  sich 
gleichfalls  mit  dem  Rechtsverhältnis  zwischen  Schiffsherrn  und 
Schiffsmann  beschäftigt  und  die  dem  Schiffsmanne  zustehende 
Pakotille  regelt:  Ein  iewellich  schiphere  schal  voren  eneme  je- 
weliken  schipmanne  IIII  punt  swares  umme  lant,  unde  van 
Rotseel  en  vat  wines  unde  ver  hode  soltes,  van  Enghelant  unde 
van  Irlande  enen  zack  wllen  van  twen  waghen.  Drei  Fälle 
also  hat  das  Schiffrecht  hier  im  Auge:  1.  wenn  das  Schiff  „umme 
lant“,  d.  h.  um  Jütland  herum,  2.  wenn  das  Schiff  von  Rochelle 
und  3.  wenn  es  von  England  oder  Irland  kommt.  Dem  Artikel  X 
des  lübischen  Rechtes  entspricht,  wie  der  Kürze  halber  schon 
hier  gleich  eingeschaltet  werden  soll,  der  Artikel  9  des  ham- 
burgischen  Rechtes;  in  verschiedenen  Teilen,  so  in  Artikel  9a 
Satz  2,  9  b  und  c  stimmen  beide  wörtlich  überein.  Der  Artikel  9 
des  hamburgischen  Rechtes  führt  außer  den  Reisen  „von  Eng¬ 
land  und  Irland“  und  „von  Rochelle“  noch  die  Reisen  „to 
Norweghene  unde  van  den“,  „to  Gotlande  unde  van  den“  und 
„von  Hamburg“  an1),  gebraucht  dagegen  nicht  den  Ausdruck 
„umme  lant“,  wenngleich  zu  den  Reisen  umme  lant  ja  vor  allem 
gerade  die  „von  Gotland“  gehörte. 

Stein  meint,  diese  Bestimmungen  'bezögen  sich  nicht  auf 
einen  einheitlichen  Bestimmungsort;  die  Schiffrechte  träfen  hier 
vielmehr  Vorschriften  für  Reisen  nach  beliebigen  Bestimmungs- 


1)  Daß  wir  im  Gegensätze  zum  hamburgischen  Schiffrechte  im  lübischen 
Rechte  Hamburg  nicht  als  Ausgangspunkt  der  Reisen  erwähnt  finden,  dürfte 
sich  daraus  erklären,  daß  die  Lübecker  Schiffe  in  dem  Verkehr  zwischen 
Hamburg  und  dem  Zwin,  der  vorwiegend  den  Hamburger  Schiffen  zufiel, 
keine  Rolle  spielten,  und  daß  sich  in  diesem  Verkehr  deshalb  keine  der¬ 
artige  Rechtsbildung  in  der  Lübecker  Hanse  am  Zwin  vollzogen  hatte. 
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orten1).  Er  vergegenwärtigt  sich  offenbar  gar  nicht,  in  welcher 
Weise  Gewohnheitsrecht  zur  Entstehung  kommt.  Wie  sollen 
denn  bei  Reisen  von  Rochelle  nach  Flandern,  von  Rochelle  nach 
Riga,  von  Rochelle  nach  Norwegen,  von  Rochelle  nach  England 
ein  für  allemal  ganz  gleiche  Normen  für  die  Größe  der  Pako- 
tille  zur  Ausbildung  gelangen,  wo  die  Verhältnisse  dieser  Reisen 
so  stark  voneinander  abweichen,  und  wo  zudem  die  Recht¬ 
sprechung,  durch  welche  doch  vor  allem  derartige  Normen  zur 
Fixierung  gelangen,  an  jedem  dieser  Bestimmungsorte  sich  selb¬ 
ständig  entwickelt  ?  Beweist  denn  nicht  schon  die  Tatsache, 
daß  das  Hamburger  Schiffrecht  in  Artikel  9  die  Pakotille  für 
Reisen  von  Gotland  oder  von  Norwegen  mit  „swares“  auf 
5  Schiffspfund,  für  Reisen  von  Hamburg  mit  „swares“  auf 
4  Pfund  festlegt,  wie  die  Verschiedenheit  der  wirtschaftlichen 
Bedingungen  der  verschiedenen  Reiserouten  für  die  Höhe  der 
Pakotille  in  Betracht  kam?  Und  welchen  Einfluß  die  Verschieden¬ 
heit  der  Rechtsprechung  in  dieser  Beziehung  ausübte,  veran¬ 
schaulicht  ein  Vergleich  des  lübischen  und  des  hamburgischen 
Rechtes  gerade  in  diesem  Punkte.  Bemißt  doch  das  lübische 
Recht  die  Pakotille  für  Reisen  umrne  lant  auf  4  Pfund  swares, 
das  hamburgische  Recht  dagegen  für  Reisen  von  Gotland  auf 

1)  Stein  spricht  in  bezug  auf  den  Art.  9  des  hamburgischen  Rechtes 
aus,  „die  Ansätze  für  Pakotille  von  Gotland,  Norwegen,  England  usw.  waren 
keineswegs  nur  für  Flandern,  sondern  für  Hamburg,  Flandern  und  andere 
Bestimmungshäfen  gedacht“.  Da  nach  Steins  Meinung  die  in  Frage  stehen¬ 
den  Reisen  auch  auf  Hamburg  gerichtet  sein  sollten,  müßte  also  die  Einfuhr 
nach  Hamburg  bei  den  Reisen  von  Gotland  und  von  Norwegen  aus  Metall 
und  Holz,  von  England  aus  Wolle  bestanden  haben.  Nun  zeigt  aber  gerade 
das  Hamburger  Schiffrecht  Art.  9  a  zur  Genüge,  daß  swares  und  Holz  gerade 
Hauptausfuhrartikel  Hamburgs  waren.  Ebenso  war  die  englische  Wolle  kein 
Einfuhrartikel  in  Hamburg ;  die  schauenburgische  Zollrolle  für  Hamburg  weiß 
nichts  von  Wolleeinfuhr  in  Hamburg;  weder  Hamburg  noch  sein  Hinterland 
besaßen  eine  Wollindustrie,  die  einen  regelmäßigen  Absatz  für  die  englische 
Wolle  hätte  abgeben  können,  und  einen  solchen  setzt  doch  die  Entstehung 
einer  derartigen  Rechtsnorm  auf  Grund  langjähriger  Übung  voraus;  nach 
Hamburg  wurden  im  Gegenteil  fertige  Tuche  vom  Westen  her  massenhaft 
eingeführt.  Angesichts  dieser  Sachlage  erscheint  die  Annahme  unmöglich, 
daß  die  Reisen  von  Norwegen  und  Gotland  mit  den  Stapelartikeln  swares 
und  Holz  und  von  England  mit  dem  Stapelartikel  Wolle  auf  Hamburg  ge¬ 
richtet  gewesen  seien. 
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5  Pfund  swares.  Dasselbe  beobachten  wir  wieder  bei  den  Reisen 
von  Rochelle,  wo  die  Pakotille  nach  dem  lübischen  Rechte  4  „hode 
Salz“,  nach  dem  hamburgischen  5  „hode  Salz“  war.  Die  Aus¬ 
bildung  derartiger  Pakotillesätze  setzt  doch,  worauf  auch  schon 
die  Benennung  ganz  bestimmter  Ausgangspunkte  der  Reisen 
und  die  Angabe  der  Pakotillesätze  in  ganz  bestimmten,  diesen 
Ausfuhrländern  eigenen  Ausfuhrartikeln  deutlich  hin  weist,  ganz 
bestimmte  konkrete  Verhältnisse  voraus,  unter  denen  sich  diese 
Normen  ausbildeten;  nur  auf  ein  und  denselben,  immer  sich 
wiederholenden  gleichen  Reisen  können  derartige  feste  Sätze 
für  die  Pakotille  durch  die  stete  Wiederholung  zur  gewohn¬ 
heitsrechtlichen  Norm  werden.  Denn  daß  es  sich  hier  ledig¬ 
lich  um  aufgezeichnetes  Gewohnheitsrecht  handelt,  kann  nach 
der  ganzen  Fassung  gerade  dieser  Bestimmung  gar  keinem 
Zweifel  unterliegen.  Wenn  hier  kein  Gewohnheitsrecht,  sondern 
auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  erst  geschaffenes  Recht  vor- 
läge  und  der  Gesetzgeber  hier  nach  seinem  eigenen  Ermessen 
etwa  Minimal-  oder  Maximalsätze  für  die  Pakotille  hätte  schaffen 
wollen  und  sich  dabei  um  die  Verschiedenartigkeit  der  Reisen 
nicht  gekümmert  hätte,  so  wäre  es  ganz  unverständlich,  warum 
er  überhaupt  an  bestimmte  Ausgangsplätze  für  die  Reisen  an¬ 
knüpfte  und  nicht  einfach  etwa  sagte,  die  Pakotille  hat  in  so 
und  so  viel  Raum  oder  so  und  so  viel  Pfund  oder  —  wenn  er 
sich  konkreter  ausdrücken  wollte  —  „in  twen  waghen  Wolle“ 
oder  „5  Pfund  swares“  usw.  zu  bestehen.  Geht  aber  schon  aus 
den  vorstehenden  Darlegungen  hervor,  daß  diese  Rechtsnormen 
ganz  bestimmte  Reisen  im  Auge  gehabt  haben,  so  ergibt  weiter  der 
Umstand,  daß  nur  der  Ausgangspunkt,  nicht  aber  der  Endpunkt 
dieser  Reisen  genannt  ist,  daß  der  letztere  als  selbstverständlich  vor¬ 
ausgesetzt  ist.  Der  heutige  Leser  würde  bei  einem  hamburgischen 
Schiffrecht  zunächst  geneigt  sein,  Hamburg  als  diesen  Bestim¬ 
mungsort  anzusehen.  Allein  die  Tatsache,  daß  auch  die  Reisen 
„von  Hamburg“  aufgeführt  werden,  läßt  ohne  weiteres  erkennen, 
daß  Hamburg  nicht  dieser  Bestimmungsort  gewesen  sein  kann. 
Schon  Koppmann1)  bezog  dementsprechend  die  in  diesem  Ar- 

1)  Koppmann,  Die  ältesten  Handelswege  Hamburgs  in  Zeitschr.  des 
Vereins  f.  Hamb.  Geschichte,  Bd.  VI,  S.  426 — 427. 
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tikel  aufgeführten  Reisen,  für  die  er  ohne  weiteres  nur  einen 
einzigen  Bestimmungsort  voraussetzte,  auf  einen  im  Auslande 
gelegenen  Platz,  wenngleich  er  freilich  in  Anlehnung  an  Lappen¬ 
berg  noch  Utrecht  als  diesen  Bestimmungsort  ansah.  Daß  nun 
freilich  nicht  Utrecht,  sondern  nur  Flandern  als  dieser  aus¬ 
ländische  Bestimmungsort  in  Frage  kommen  kann,  kann  schon 
deshalb  nicht  zweifelhaft  sein,  weil  das  lübische  Schiffrecht,  das 
doch  die  gleiche  Bestimmung  enthält,  eine  Hanse  und  einen  Ver¬ 
kehr  der  Lübecker  in  Utrecht  überhaupt  nicht  kennt. 

Kann  schon  nach  den  vorstehenden  Erwägungen  kein  Zweifel 
darüber  bestehen,  daß  die  Ausbildung  der  Normen  der  Schiff¬ 
rechte  über  die  Pakotillesätze  einen  einheitlichen  Bestimmungsort 
der  angeführten  Reisen  voraussetzt,  und  daß  dieser  Bestimmungs¬ 
ort  Flandern  gewesen  sein  muß,  so  führen  auch  noch  mehrere 
andere  Erwägungen  zu  demselben  Schlüsse. 

Zunächst  ist  zu  beachten,  daß  in  beiden  Schiffrechten  eine 
Norm  für  die  Pakotille  bei  Reisen  „von  Flandern“,  ebenso  wie 
für  die  Reisen  „von  Utrecht“  fehlt;  wollte  das  Recht,  wie  Stein 
meint,  für  die  Reisen  von  allen  wichtigen  Ländern  generell 
Pakotillesätze  festsetzen,  so  wäre  es  sehr  merkwürdig,  wenn 
gerade  die  wichtigsten  Länder  übergangen  wären.  Stein  meint, 
wenn  die  Pakotillen  für  Reisen  von  Flandern  aus  nicht  genannt 
seien,  so  könne  dies  darin  seinen  Grund  haben,  daß  die  Mannig¬ 
faltigkeit  der  von  Flandern  zur  Verschiffung  kommenden  Güter 
eine  bestimmte  Festsetzung  unmöglich  oder  unratsam  machte 
(S.  418/419).  Die  Mannigfaltigkeit  der  von  Flandern  zur  Ver¬ 
schiffung  kommenden  Güter  soll  die  Festsetzung  der  Pakotille 
für  Reisen  von  dort  unmöglich  oder  unratsam  gemacht  haben? 
Berichten  uns  denn  nicht  die  Urkunden  immer  und  immer  wieder, 
daß  Tuch  der  große  Stapelartikel  war,  den  alle  Völker  von 
Flandern  heimführten?  Heißt  es  denn  nicht  zum  Überflüsse  in 
Artikel  XXXIX  des  lübischen  Schiffrechtes,  den  auch  Stein  (S.424) 
ausdrücklich  auf  Flandern  bezieht:  „Wert  ein  kocghe  mit  ghe- 
wande  vol  geschepet,  de  schipmanne  scholen  ere  voringhe  daraf 
hebben,  also  men  dat  ghel  rekenen  mach  in  deme  kocghen,  na 
last  tale.“  Warum  ist  denn  diese  Bestimmung  nicht  in  Artikel  X 
mit  Bezug  auf  Flandern  eingeschaltet?  War  es  die  Lübecker 
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bezw.  die  Hamburger  Hanse  am  Zwin,  die  diese  Rechtssätze  zur 
Ausbildung  und  Anerkennung  gebracht  hatte,  so  ist  es  ohne 
weiteres  erklärlich,  daß  eine  Bestimmung  über  die  Pakotille  bei 
Reisen  von  Flandern  aus  fehlte;  denn  Streitigkeiten  über  die 
Pakotille  des  Schiffsmannes  waren  am  Reiseziel  zu  entscheiden; 
in  der  Hanse  in  Flandern  kamen  deshalb  Streitigkeiten  über  die 
Pakotille  der  von  Flandern  ausgehenden  Reisen  nicht  zur  Ent¬ 
scheidung  und  Normen  über  dieselben  nicht  zur  Fixierung.  Stein 
meint  (S.  428),  wenn  die  Pakotillebestimmungen  des  Artikels  9 
nicht  auch  für  auf  Hamburg  gerichtete  Reisen  gedacht  seien,  so 
komme  man  zu  der  Folgerung,  daß  in  Hamburg  gar  keine  Schiffe 
mit  Pakotille  angekommen  seien  „ein  Irrtum,  der  evident  sei“. 
Zweifellos  haben  die  Schiffsleute  bei  den  Reisen  auf  Hamburg 
auch  Pakotillerechte  genossen ;  wenn  das  Schiffrecht  darüber 
keine  Bestimmungen  enthält,  so  kommt  dies  daher,  daß  wir 
eben  hier  das  Gilderecht  der  hamburgischen  Hanse  am  Zwin 
vor  uns  haben.  Bei  den  Reisen,  die  von  Flandern  auf  Hamburg 
gingen,  waren  derartige  Rechtsstreite  natürlich  von  der  heimischen 
Gerichtsbarkeit  in  der  Stadt  Hamburg  zu  entscheiden,  und  werden 
sich  dementsprechend  hier  derartige  Normen  ausgebildet  haben; 
es  fragt  sich  nur,  ob  es  in  Hamburg  zu  einer  Aufzeichnung  der¬ 
selben  gekommen  ist,  die  der  Kompilator  des  Hamburger  Schiff¬ 
rechtes  von  1292  mit  in  seine  Zusammenstellung  aufnehmen  konnte; 
eine  solche  Aufzeichnung  wird  eben  nicht  Vorgelegen  haben ;  dem 
Kompilator  standen  in  diesem  Punkte  nur  Aufzeichnungen  der 
hamburgischen  Hanse  am  Zwin  über  ihr  dortiges  Gilderecht  zur 
Verfügung,  und  er  beschränkte  sich  eben  darauf,  dieses  vor¬ 
handene  Material  zusammenzustellen.  Daher  fehlen  Bestimmungen 
über  die  Pakotille  bei  denjenigen  Reisen,  bei  denen  Hamburg  der 
Endpunkt  der  Reise  war.  Aus  dem  gleichen  Grunde  sind  auch 
die  Reisen  „von  Utrecht“  nicht  erwähnt;  von  Utrecht  kamen 
Hamburger  Schiffe  in  Flandern  eben  nicht  an  x) ;  Rechtsnormen 

1)  S.  die  interessanten  Mitteilungen  bei  Wilkens  Zur  Geschichte  des 
niederländischen  Handels  im  Mittelalter  in  Hansischen  Geschichtsblättern  1909, 
S.  175—176,  durch  welche  die  noch  wieder  neuerdings  von  Vogel  aufgestellten 
Behauptungen  (Die  Binnenfahrt  durch  Holland  und  Stift  Utrecht  in  Han¬ 
sischen  Geschichtsblättern  1909,  1.  Heft,  S.  22)  über  den  direkten  Schiffs- 
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über  die  Pakotille  bei  Reisen  von  Utrecht  nach  Hamburg  fehlen 
aber  naturgemäß  im  Gilderecht  der  flandrischen  Hanse. 

Weiter  aber  weisen  auch  die  Waren,  in  denen  die  Pakotille- 
sätze  ausgedrückt  sind,  deutlich  auf  Flandern  als  den  Endpunkt 
der  in  dieser  Bestimmung  aufgeführten  Reisen  hin.  Als  Ausfuhr¬ 


verkehr  von  Hamburg  über  Utrecht  nach  Flandern  treffend  widerlegt  werden. 
Wenn  er  freilich  —  und  ihm  folgend  auch  Nirrnheim  in  der  Zeitschrift  des 
Vereins  für  hamburgische  Geschichte,  Bd.  XIV,  2.  Heft,  1909,  S.  371  — 
auf  S.  185  meint  „der  nahe  Zusammenhang  zwischen  der  Hanse  zu  Ost¬ 
kerken  und  Utrecht,  der  auch  den  Herausgebern  des  Seerechts  klar  war  (!), 
lege  die  Vermutung  nahe,  daß  es  Schiffe  jener  Hanse  zu  Ostkerken  waren, 
welche  flandrische  Waren  nach  Het  Gein  (bei  Utrecht)  schafften,  und  dann 
auf  der  Rückfahrt  Waren  mitführten,  die  hamburgische  Schiffer  von  Osten 
hierher  geführt  hatten,  so  schwebt  diese  Annahme  nicht  nur  gänzlich  in 
der  Luft,  sondern  wird  gerade  klar  widerlegt  durch  das  Schiffrecht,  welches 
in  den  der  Hanse  in  Flandern  entstammenden  Bestimmungen  nichts  von 
den  Reisen  „von  Utrecht“  erwähnt  und  keine  Spur  eines  Verkehrs  von 
Hamburger  Schiffen  zwischen  Utrecht  und  Flandern  enthält,  sondern,  soweit 
Utrecht  in  Frage  kommt,  nur  die  Fahrten  zwischen  der  Elbe  (Hamburg, 
Stade,  Stör)  und  Utrecht  kennt. 

1)  Zu  welchen  Widersinnigkeiten  die  Auslegungsmethode  Steins  führt, 
zeigen  unter  anderem  seine  Ausführungen  auf  S.  418.  Stein  vermißt  näm¬ 
lich  im  Art.  9  des  Hamburger  Rechtes  Bestimmungen  über  die  Pakotille  bei 
den  Ausreisen  von  Flandern  nach  anderen  Ländern,  als  Norwegen  und  Got¬ 
land,  und  meint,  man  könne  nach  dem  Wortlaute  des  Artikels  auf  den  Ge¬ 
danken  kommen,  daß  diese  beiden  Länder  die  einzigen  waren,  nach  denen 
die  Hamburger  Schiffe  von  Flandern  aus  mit  Ladung  fuhren;  er  weist  diese 
Annahme  dann  aber  aus  anderen  Gründen  zurück.  Hält  denn  Stein  über¬ 
haupt  den  Gedanken  für  möglich,  daß  die  Stapelartikel,  die  sich  ja  doch  in  der 
Pakotille  widerspiegeln,  bei  den  Reisen  von  Nordseeplätzen  nach  Norwegen  und 
nach  Gotland  in  Holz  und  Metallen,  welche  Waren  nämlich  der  Art.  9  als 
Gegenstand  der  Pakotille  benennt,  bestanden  hätten,  also  in  den  beiden  großen 
Handelsartikeln,  die  gerade  den  hauptsächlichsten  Gegenstand  der  Ausfuhr  von 
Norwegen  und  Gotland  nach  dem  Westen  hin  bildeten  ?  Diese  Pakotillesätze 
lassen  sich  doch  ohne  Zweifel  nur  für  die  Fahrten  von  Norwegen  und  von  Got¬ 
land  nach  dem  Westen  beziehen.  Wenn  der  Rechtssatz  hier  ausdrücklich  die 
Hinfahrt  miterwähnt,  so  könnte  man  daraus  die  Annahme  herleiten,  daß  hier 
Hin-  und  Rückreise  als  eine  Fahrt  galten  und  daß  die  Pakotille  der  Rückreise 
den  Schiffsmann  auch  für  die  Hinreise  mit  entschädigen  mußte,  mit  anderen 
Worten,  daß  das  Schiff  die  Hinreise  leer  machte,  oder  der  Schiffsmann 
wenigstens  keinen  Anspruch  auf  freie  Mitnahme  anderweitiger  Ware  auf 
der  Hinreise  hatte. 
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artikel  bei  den  Reisen  „von  England“  wird  die  Wolle  erwähnt, 
welche  bekanntlich  ganz  überwiegend  in  Flandern  zur  Verarbei¬ 
tung  gelangte.  Wenn  bei  den  Reisen  von  Rochelle  Wein  und 
Salz  genannt  werden,  so  erweisen  die  Verse  Wilhelms  des  Bre- 
tonen  von  1218,  das  Statut  der  Bayonner  Seefahrer  aus  der 
Zeit  von  1204 — 1213,  die  neueren  Untersuchungen  über  die  Ent¬ 
stehung  des  oleronensischen  Seerechtes ])  und  viele  andere  ur¬ 
kundliche  Nachrichten1 2),  daß  dieser  Verkehr  jahrhundertelang 
seinen  Stapel  am  Zwin  gehabt  hat.  Bei  den  Reisen  umme  lant 
endlich  kann  ohne  Zweifel  nur  von  Fahrten  von  der  Ostsee 
nach  dem  Westen,  nicht  an  Fahrten  in  umgekehrter  Richtung 
gedacht  sein,  wie  schon  aus  der  Benennung  des  Gegenstandes 
der  Pakotille  „4  punt  swares“  und  aus  der  Vergleichung  mit 
dem  hamburgischen  Recht,  das  anstatt  dessen  die  Reisen  „van 
Gotland“  nennt,  erhellt;  denn  gerade  die  Erze  oder  Metalle,  die 
unter  dem  Ausdruck  „swares“  zu  verstehen  sind,  waren  nicht 
Einfuhrartikel,  sondern  Gegenstand  der  Ausfuhr  des  Ostsee¬ 
gebietes.  Haben  wir  in  der  Bestimmung,  wie  dargelegt,  die 
Pakotillesätze,  welche  an  einem  und  demselben  Bestimmungsorte 
zur  Aufzeichnung  gelangt  waren,  vor  uns,  so  kann  schon  ange¬ 
sichts  der  Erwähnung  der  Wolle  von  England  und  des  Weins 
von  Rochelle  kein  Zweifel  sein,  daß  auch  der  Bestimmungsort 
tür  diese  von  Osten  nach  Westen  umme  lant  gehenden  Reisen 
Flandern  war. 

Die  Übereinstimmung  des  hamburgischen  Rechtes  mit  dem 
lübischen  in  diesen  Punkten  nötigt  ebenso  wie  der  Inhalt  bei 
dem  Artikel  9  des  hamburgischen  Schiffrechtes  zu  dem  gleichen 
Schlüsse. 

Wie  wäre  es  denn  auch  zu  erklären,  daß  diese  Bestimmungen 
des  Artikel  X  des  lübischen  Rechtes,  um  zu  diesem  zurückzu¬ 
kehren,  über  die  Rechtsverhältnisse  der  Schiffsleute  ebenso  wie 
die  der  beiden  vorhergehenden  Artikel  sich  unmittelbar  anschliessen 
an  die  Aufzeichnungen  über  die  lübische  Hanse  am  Zwin  und 


1)  Th.  Kiesselbach,  Der  Ursprung  der  röles  d’Oleron  und  des  See¬ 
rechtes  von  Damme  in  Hansischen  Geschichtsblättern  1906,  S.  1  ff. 

2)  S.  meine  Wirtschaft!.  Grundlagen  der  Hanse  S.  74. 
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ihre  Gerichtsbarkeit,  wenn  gar  kein  innerer  Zusammenhang 
zwischen  beiden  besteht?  Würde  eine  solche  Anordnung  als¬ 
dann  nicht  im  höchsten  Grade  wunderlich  und  unverständlich 
sein?  Und  wie  wäre  es  zu  verstehen,  daß  nun  der  nächste 
Artikel  XI,  der  ebenfalls  noch  das  Rechtsverhältnis  zwischen 
Schiffsherrn  und  Schiffsmann  behandelt,  uns  wieder  ausdrücklich 
an  das  Zwin  versetzt,  wenn  der  vorhergehende  Artikel  X  gar 
nicht  mehr  an  das  Zwin  denkt,  dieses  vielmehr  gerade,  indem 
es  die  Reisen  von  dort  nicht  nennt,  absichtlich  übergehen  will? 
Wir  würden  eine  höchst  seltsame  Zusammenstoppelung  von  Rechts¬ 
bestimmungen,  die  von  ganz  verschiedenen  Verkehrskreisen  aus¬ 
gehen,  vor  uns  haben,  die  zugleich  ganz  unverständliche  Lücken 
aufweisen  würde.  Sowohl  die  Gedankenverbindung  mit  dem 
Vorhergehenden  und  Nachfolgenden  als  auch  der  Inhalt  zwingen 
uns  somit,  auch  die  Bestimmungen  des  Artikels  X  des  lübischen 
Rechtes  auf  das  Zwin  zu  beziehen. 

Die  folgenden  Artikel  des  lübischen  Schiffrechtes  haben  das 
Rechtsverhältnis  zwischen  Schiffsherrn  und  Schiffsmann  zum 
Gegenstände.  Artikel  XI  behandelt  den  Fall,  daß  der  Schiffs¬ 
herr,  wenn  er  in  das  Zwin  kommt,  sein  Schiff  dort  verkauft. 
Dieser  Artikel  versetzt  uns  also,  wie  schon  mehrfach  erwähnt, 
wieder  ausdrücklich  nach  Flandern.  Artikel  XII  verbietet  dem 
Schiffsherrn,  den  Schiffsmann  auf  einer  Insel  zurückzulassen, 
außer  wenn  er  schweres  Vergehen  begangen  habe*,  auch  der 
Schiffsmann  soll  seinen  Herrn  nicht  verlassen.  Damit  sind  die 
Bestimmungen  des  ersten  Teils  des  lübischen  Schiffrechtes  über 
das  Rechtsverhältnis  zwischen  Schiffsherrn  und  Schiffsmann  zu¬ 
nächst  beendigt.  Das  hamburgische  Schiffrecht  enthält  an  dieser 
Stelle,  wie  schon  erwähnt,  noch  die  Bestimmung,  daß,  wenn  ein 
Mann  sein  Schiff  zur  Winterlage  lege,  er  dem  Schiffsmann  noch 
für  8  Tage  Lohn  zu  geben  habe.  Das  lübische  Schiffrecht  gibt 
diese  Bestimmung  erst  in  dem  zweiten,  die  Nachträge  enthalten¬ 
den  Teile  in  Artikel  XXXI  wieder  und  bemerkt  dabei  aus¬ 
drücklich,  daß  es  sich  um  Winterlage  des  Schiffes  „in  Flandern“ 
handelt.  Das  lübische  Schiffrecht  enthält  unter  den  Nachträgen 
in  Artikel  XXVIII  noch  einen  weiteren,  auf  das  Verhältnis  zwischen 
Schiffsherrn  und  Schiffsmann  bezüglichen,  dem  Hamburger  Reehte 
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fremden  Rechtssatz  über  die  vorzeitige  Lösung  des  Dienstver¬ 
trages  zwischen  beiden.  Auch  in  dieser  Bestimmung  ist  aus¬ 
drücklich  „Flandern“  als  der  Ort  der  Handlung  erwähnt. 
Artikel  XXXVI  ff.  enthält,  wie  erwähnt,  auf  die  Verhältnisse 
der  Schiffsleute  bezügliche  Bestimmungen  für  Schiffsreisen,  die 
die  lübischen  Schiffe  von  Flandern  aus  nach  der  Ostsee  (Got¬ 
land,  Polen,  Riga  und  Reval)  oder  sonstwohin  unternehmen. 

Die  seemannsrechtlichen  Bestimmungen  des  Lübecker  Schiff¬ 
rechtes  führen  uns  hiernach  einen  Verkehr  vor  Augen,  dessen 
Mittelpunkt  das  Zwin  ist.  Dorthin  richten  sich  einerseits  die  in 
Artikel  X  erwähnten  Fahrten  von  Rochelle,  von  England,  von 
der  Ostsee.  Von  dort  gehen  andererseits  die  in  Artikel  XXXVI  ff. 
behandelten  Fahrten  nach  dem  Sund,  nach  Polen,  nach  Gotland, 
nach  Riga,  nach  Reval  usw.  Am  Zwin  werden  die  Schiffe  auf 
Winterlage  gelegt  (Artikel  XXXI) ;  am  Zwin  verkauft  der  Schiffs¬ 
herr  sein  Schiff  und  löst  damit  zugleich  das  Rechtsverhältnis  zu 
seinem  Schiffsmanne;  am  Zwin  spielt  der  Fall,  daß  der  Schiffs¬ 
herr  oder  der  Schiffsmann  sein  Dienstverhältnis  ohne  Grund 
vorzeitig  löst  (XXVIII),  und  ebenso  der  Fall,  daß  der  Schiffs¬ 
junge  ohne  Erlaubnis  während  der  Nacht  vom  Schiffe  wegbleibt 
und  deshalb  die  Strafe  von  XII  Pfennigen  vlämisch  verwirkt 
hat.  Der  Inhalt  der  Bestimmungen  ebenso  wie  der  Eingang 
des  ganzen  Schiffrechtes  weisen  also  klar  darauf  hin,  daß  wir 
es  hier  mit  Rechtsvorschriften  zu  tun  haben,  die  sich  auf  den 
Verkehr  der  Lübecker  Schiffe  am  Zwin,  nach  dem  Zwin  und 
vom  Zwin  aus  beziehen  und  deren  Mittelpunkt  die  lübiscke 
Hanse  am  Zwin  ist. 

Diese  Erkenntnis  gibt  uns  einen  wichtigen  Anhalt  auch 
für  die  übrigen  Bestimmungen  des  ersten  Teiles  des  lübischen 
Schiffrechtes.  Hat  das  lübische  Schiffrecht  einen  Verkehr  im 
Auge,  der  auf  das  Zwin  gerichtet  ist  und  in  der  Hanse  der 
Lübecker  dort  seinen  Mittelpunkt  hat,  so  sind  ohne  Zweifel  auch 
die  Bestimmungen  des  Rechtes  über  das  Verhältnis  der  Befrachter 
zum  Schiffsherrn  und  zur  Schiffsmannschaft  auf  eben  diesen 
Verkehr  zu  beziehen ;  denn  ebenso  wie  die  Rechtsverhältnisse 
zwischen  Schiffsmann  und  Schiffsherrn  müssen  auch  die  Rechts¬ 
verhältnisse  der  Befrachter  zum  Reeder  und  zur  Mannschaft  am 
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Bestimmungsorte  ihre  Lösung  und  damit  bei  Meinungsverschieden¬ 
heiten  ihre  Ordnung  und  nötigenfalls  Entscheidung  durch  die 
Hanse  gefunden  haben.  Waren  die  in  dem  Schitfrecht  behandel¬ 
ten  Reisen  der  Schilfe,  wie  die  erwähnten  seemannsrechtlichen 
Bestimmungen  zeigen,  auf  das  Zwin  gerichtet,  so  ergibt  sich 
von  selbst,  daß  auch  für  die  Befrachter  das  Zwin  der  Ort  war, 
wo  die  Rechtssätze  über  ihr  rechtliches  Verhältnis  zum  Schilf 
und  dessen  Mannschaft  zur  Entstehung  kommen  mußten.  Denn 
am  Bestimmungsort  des  Schilfes  waren  naturgemäß  diese  Rechts¬ 
verhältnisse  zu  lösen.  Nur  wenn  wir  alle  diese  Bestimmungen 
auf  die  Verhältnisse  am  Zwin  beziehen,  erscheint  uns  auch  ein 
natürlicher  Zusammenhang  der  Rechtssätze  in  der  Rechtsauf¬ 
zeichnung  dieser  27  Artikel  zu  bestehen,  die  uns  gleich  im  An¬ 
fang  nach  Flandern  in  den  Kreis  der  dortigen  lübischen  Hanse 
versetzen  und  in  denen  Flandern  immer  wieder  als  Ort  der 
Handlung  und  Geltung  erwähnt  wird. 

Auf  die  das  Rechtsverhältnis  zwischen  Schiffsherrn  und 
Schififsmann  regelnden  Bestimmungen  folgen  im  hamburgischen 
Rechte  die  Rechtssätze  über  das  Rechtsverhältnis  zwischen  den 
Befrachtern  einerseits  und  dem  Reeder  und  der  Mannschaft 
andrerseits  (Artikel  13 — 16).  Das  lübische  Schilfrecht  hat  die 
gleiche  Anordnung ;  an  der  Stelle  aber,  wo  das  Hamburger 
Recht  die  Bestimmung  über  die  Distanzfracht  enthält,  welche 
im  Falle  des  unterwegs  eintretenden  Schiffbruches  seitens  der 
Befrachter  dem  Reeder  zu  zahlen  ist,  schiebt  das  lübische  Recht, 
anknüpfend  offenbar  an  die  Erwähnung  des  Schiffbruches,  in 
Artikel  XIV,  XV  und  XVII  Bestimmungen  über  die  Höhe  des 
Bergelohnes  ein;  auch  das  hamburgische  Recht  enthält  Rechts¬ 
sätze  über  die  Höhe  des  Bergelohnes,  bringt  diese  aber  erst  an 
späterer  und  passenderer  Stelle  (Artikel  20).  Auch  hier  zeigt  das 
Lübecker  Recht  wieder  eine  sehr  bemerkenswerte  Abweichung 
in  der  Anordnung  des  Rechtsstoffes  von  der  Kodifikation  des 
Hamburger  Rechtes  von  1292,  die  wieder  darauf  schließen  läßt, 
daß  der  Kompilator  nicht  nach  dem  hamburgischen  Rechte  von 
1292  arbeitete1).  Übrigens  Jst  die  Bemessung  des  Bergelohnes 


1)  Vermutlich  waren  diese  Artikel  in  der  Vorlage,  welche  der  Kompilator 
des  lübischen  Rechtes  vor  sich  hatte,  noch  nicht  enthalten.  Die  Frage  der 
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in  den  beiden  Rechten  verschieden.  Die  beiden  Schiffrechte 
folgen  in  diesem  Punkte  offenbar  nicht  ein  und  derselben  Vor¬ 
lage.  Nach  Einschaltung  dieser  Bestimmungen  über  den  Berge¬ 
lohn  kehrt  das  lübische  Schiffrecht  in  Artikel  XVIII— XXII  ff. 
genau  zu  der  auch  im  hamburgischen  Schiffrechte  befolgten  Anord¬ 
nung  (Artikel  15  und  16  a  und  b  des  hamburgischen  Schiffrechtes) 
zurück  und  bringt  die  auf  das  Rechtsverhältnis  zwischen  Be¬ 
frachter  und  Schiff  bezüglichen  übrigen  Bestimmungen,  und  zwar 
in  fast  wörtlicher  Übereinstimmung  mit  denen  des  Hamburger 
Rechtes. 

Von  diesen  Bestimmungen  enthalten  Artikel  XX  und  XXI 
Windegeldsätze.  Das  Einladen  und  Ausladen  der  Waren  in  das 
Schiff  und  aus  demselben  war  im  Gegensätze  zu  dem  heutigen 
Rechtszustande  nicht  Sache  des  Schiffes,  sondern  des  Befrachters. 
Der  Befrachter  pflegte  sich  aber  zu  dieser  Arbeit  der  Schiffs¬ 
mannschaft  zu  bedienen  und  hatte  dieselbe  dementsprechend 
dafür  zu  entschädigen.  Diese  Entschädigung  für  das  Ein-  und 
Auswinden  hieß  das  „Windegeld“.  Auch  die  Normierung  dieser 
Windegeldsätze  wird  nach  dem  früher  Ausgeführten  in  der 
lübischen  Hanse  am  Zwin  erfolgt  sein,  wo  die  Reisen  endeten 
und  das  Rechtsverhältnis  zwischen  Befrachter  und  Schiff  somit 
sich  löste  und  demnach  die  Rechtsstreitigkeiten  über  derartige 
Ansprüche  zur  Entscheidung  gelangen  mußten;  denn  diese 
Rechtssätze  tragen  den  Stempel  der  gewohnheitsrechtlichen  Ent¬ 
stehung  an  sich.  Stein  sagt  S.  417 :  „man  sehe  nicht  ein,  wes¬ 
halb  es  ein  den  Plätzen  des  Einwindens  gemeinsames  Recht 
der  Hamburger  über  die  Windegeldsätze  nicht  geben  konnte“. 
Wie  denkt  sich  denn  Stein  bei  Reisen  mit  Metallen  zwischen 
ganz  verschiedenen  Endpunkten,  beispielsweise  zwischen  Nor¬ 
wegen  und  Flandern,  Gotland  und  England,  Hamburg  und 


Höhe  des  Bergelohnes  war,  wie  bekannt,  schon  1259  Gegenstand  einer  Korre¬ 
spondenz  zwischen  dem  Lübecker  und  dem  Hamburger  Rat  gewesen;  schon 
damals  scheinen  in  dieser  Beziehung  Unterschiede  bei  den  Lübeckern  und 
bei  den  Hamburgern  bestanden  zu  haben.  Übrigens  stimmen  die  Hamburger 
Vorschriften  des  Schiffrechtes  von  1292  in  diesem  Punkte  auch  nicht  mit  den 
Bestimmungen  überein,  die  nach  dem  Schreiben  des  Hamburger  Rates  1259 
bei  den  Hamburgern  galten. 
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Utrecht  die  Entstehung  gleicher  Normen  auf  dem  Wege  des 
Gewohnheitsrechtes  ?  Die  Entstehung  gewohnheitsrechtlicher 
Normen  setzt  langjährige  gleichmäßige  Übung  voraus;  es  mögen 
also,  wenn  auf  den  genannten  drei  Reiserouten  lange  Zeit  die 
Schilfe  immer  wieder  Metalle  befördern,  schließlich  sich  auf 
jeder  von  ihnen  gewisse  Normen  über  die  Größe  der  Pakotille, 
die  Höhe  der  Heuern  usw.  ausbilden  und  durch  die  Recht¬ 
sprechung  des  Bestimmungsortes,  wo  sich  das  Verhältnis  zwischen 
Schiff  und  Befrachter  löst  usw.,  auch  zur  Fixierung  durch  die 
Gerichtsbarkeit  kommen;  denkbar  wäre  es  noch  immerhin,  daß 
auch  an  jedem  der  Ausgangsorte  es  schließlich  zu  Aufzeichnungen 
gewohnheitsmäßig  ausgebildeter  Normen  käme.  Warum  aber  der 
Inhalt  solcher,  etwa  an  den  verschiedenen  Endpunkten  bezw.  den 
verschiedenen  Ausgangsorten  entstandenen  Normen  nun  bei  jeder 
der  drei  Reiserouten,  deren  wirtschaftliche  Bedingungen  doch  ganz 
verschieden  sind,  und  deren  Festlegung  im  Wege  der  Recht¬ 
sprechung  durch  ganz  verschiedene  Gerichte  stattfinden  muß, 
ganz  gleich  ausfallen  soll,  ist  nicht  verständlich,  und  auch  die 
Ausführungen  Steins  lassen  jede  Erklärung  dafür  vermissen. 
Daß  sich  an  den  einzelnen  Orten  lokale  Normen  über  die 
Höhe  der  an  ihnen  zu  zahlenden  Lohnsätze  usw. ,  gerade 
etwa  wie  heute  in  den  verschiedenen  Häfen,  bilden  können, 
liegt  auf  der  Hand.  Warum  aber  die  so  in  den  verschiedenen 
Orten  entstehenden  lokalen  Normen  alle  gleichen  Inhalt  haben 
sollten,  wäre  für  das  Mittelalter  ebensowenig  einzusehen,  wie 
dies  in  der  Gegenwart  der  Fall  ist.  Es  muß  überhaupt  als 
ausgeschlossen  angesehen  werden,  daß  das  lübische  Schiffrecht, 
um  hiermit  wieder  zu  diesem  zurückzukehren,  an  dieser  Stelle 
plötzlich  Bestimmungen  für  den  Verkehr  zwischen  Rochelle  und 
Gotland  oder  zwischen  England  und  Norwegen  treffen  wollte 
und  den  Verkehr  der  lübischen  Hanse  in  Flandern,  den  es  vor¬ 
her  wie  nachher  immer  wieder  ersichtlich  im  Auge  hat,  aus  den 
Augen  verloren  hätte. 

Die  Rechtsbestimmungen  zählen  die  verschiedenen  Artikel, 
welche  Gegenstand  der  Verschiffungen  sind  und  auf  welche  die 
Windegeldsätze  Anwendung  finden,  in  bestimmten  Mengen  oder 
Gewichtseinheiten  auf:  Das  Hundert  Korn,  die  Last  Wachs, 
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die  Last  Kupfer,  Zinn  und  Blei,  die  Last  Bier,  die  Last  Pech 
und  Teer,  das  Faß  Asche  im  Gewichte  von  1  punt  und  das 
Faß  Asche  im  Gewichte  von  2  punt,  das  Hundert  Wagenschotten 
(Hölzer)  und  Lithölzer,  zweihundert  Stabhölzer,  das  Faß  Smer 
(Fett)  von  4  Amen,  das  Faß  Waid,  die  meisa  Waid,  das  Faß 
Wein  von  Kochelle  und  das  Faß  Öl,  das  Faß  rheinischen  Wein, 
je  6  Feigenkörbe,  je  3  Sack  Mandeln,  je  2  waghen  vlocken, 
worunter  Wolle  zu  verstehen  ist,  endlich  die  tere  Gewand. 
Vergegenwärtigen  wir  uns  die  3  Reiserouten,  welche  uns  Ar¬ 
tikel  X  vor  Augen  führt,  so  werden  wir  bei  den  ersten  Winde¬ 
geldsätzen  für  Getreide,  Wachs,  Metall,  Bier,  Holz  und  Wald¬ 
produkte,  Fette  unwillkürlich  an  die  Reisen  umme  lant  erinnert; 
denn  alle  diese  Artikel  gehörten  zu  den  Gegenständen  der  Aus¬ 
fuhr  der  Ostseeländer ;  der  Wein  von  Rochelle,  das  Faß  Öl, 
die  Feigen  und  Mandeln  erinnern  uns  an  die  Reisen  von 
Rochelle  nach  dem  Zwin,  die  twen  waghen  vlocken  an  den 
Verkehr  von  England,  bei  dem  uns  schon  oben  der  Sack  Wolle 
van  twen  waghen  begegnet  war.  Beachtenswert  ist  die  Ein¬ 
schiebung  des  Rheinweins  zwischen  die  vom  Süden  kommenden 
Artikel,  hinter  den  Wein  von  Rochelle;  auch  bei  dem  Windegeld¬ 
satz  für  das  Faß  Rheinwein  werden  wir  nach  dem  früher  Gesag¬ 
ten  nicht  etwa  an  Verfrachtungen  zwischen  Köln  und  England 
oder  dergleichen,  sondern  an  den  Verkehr  der  Lübecker  am 
Zwin  zu  denken  haben;  er  weist  meines  Erachtens  darauf  hin, 
daß  die  Lübecker  an  der  Verfrachtung  des  Rheinweines  nach 
dem  Zwin  beteiligt  waren.  Der  Windegeldsatz  für  die  tere 
wand  am  Schlüsse  der  Aufzählung  dürfte  sich  auf  Leinwand 
beziehen.  Im  hamburgischen  Rechte  ist  die  Liste  der  Hölzer 
verschiedenster  Art  und  der  Aschenfässer  verschiedenster  Her¬ 
kunft  sehr  viel  größer  als  im  lübischen ;  es  fehlen  auf  der  andern 
Seite  im  Hamburger  Recht  Windegeldsätze  für  Bier  und  für 
Teer1).  Im  übrigen  stimmt  die  Liste  der  in  beiden  Rechten  auf¬ 
geführten  Gegenstände  der  Verfrachtung  und  ebenso  die  Höhe 
der  meisten  Windegeldsätze  überein.  Bei  zwei  von  denjenigen 


1)  Theer  kommt  auch  in  der  schauenburgischen  Zollrolle  für  Hamburg 
nicht  vor. 
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Windegeldsätzen  für  Holzarten,  welche  das  lübische  Recht  nicht 
aufführt,  setzt  das  Hamburger  Recht  die  Gebühr  für  das  Einladen 
in  Hamburger  Pfennigen,  diejenige  für  das  Ausladen  in  vlämischen 
Pfennigen  fest;  alle  übrigen  Windegeldsätze  sind  in  englischem 
Gelde  ausgedrückt.  Da  das  hamburgische  Recht  am  Schlüsse 
des  Artikels  ausdrücklich  sagt,  daß  alle  Windegeldsätze  in  eng¬ 
lischem  Gelde  zu  verstehen  seien,  schließt  Lappenberg,  daß  es 
sich  bei  den  in  Hamburger  und  vlämischen  Pfennigen  ausgedrück¬ 
ten  Windegeldsätzen  um  spätere  Zusätze  handele  und  die  Ver¬ 
gleichung  beider  Schiffrechte  in  diesem  Punkte  führt  ihn  weiter 
zu  der  Annahme,  daß  wir  im  lübischen  Schiffrechte  im  wesent¬ 
lichen  den  ursprünglichen  Text  dieses  Artikels,  wie  ihn  die  von 
dem  Kompilator  der  lübischen  Rechtsaufzeichnung  benutzte  Vor¬ 
lage  enthielt,  vor  uns  haben,  in  den  die  hamburgische  Kodi¬ 
fikation  von  1292  weitere  Windegeldsätze  eingeschaltet  habe. 
Diese  Annahme  Lappenbergs  wird  vollauf  bestätigt  durch  den 
Wortlaut  der  im  14.  Jahrhundert  nach  Bremen  gelangten  Hand¬ 
schrift  des  Hamburger  Schiffrechtes,  in  welcher  der  eine  jener 
Zusätze  noch  fehlt,  während  sie  den  andern  enthält1). 

Auf  die  das  Rechtsverhältnis  zwischen  Befrachter  und  Schiff 
betreffenden  Rechtssätze  folgen  im  Hamburger  Schiffrechte  Be¬ 
stimmungen  über  den  Verkehr  mit  Utrecht,  die  das  Lübecker 
Recht  nicht  kennt.  Den  auf  Utrecht  bezüglichen  Bestimmungen 
sind  im  Hamburger  Rechte  die  Rechtssätze  über  den  Bergelohn 
angereiht,  bei  denen  beide  Rechte  nicht  aus  derselben  Quelle 
geschöpft  haben,  und  welche  das  Lübecker  Recht,  wie  erwähnt, 
schon  weiter  vorn  eingeordnet  hat.  In  der  weiteren  Anordnung 
stimmen  beide  Rechte  alsdann  wieder  überein.  Es  folgen  in 
beiden  Rechten  nun  die  Bestimmungen  über  Haftung  für  Kolli¬ 
sionsschaden  (1.  Artikel  XXIII,  h.  Artikel  20)  und  über  große 
und  kleine  Havarie  (1.  Artikel  XXIV,  h.  Artikel  22).  Der 
darauf  im  hamburgischen  Rechte  folgende  Artikel  23  über  die 
Haftung  und  Nichthaftung  des  Reeders  bei  zu  tiefer  Beladung 
steht  im  lübischen  Rechte  erst  in  dem  von  mir  als  eine  Samm- 


1)  Abgedruckt  bei  Oelrichs,  Sammlung  alter  und  neuer  Gesetzbücher 
der  Stadt  Bremen.  Bremen  1771,  S.  291. 
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lung  von  Nachträgen  bezeichneten,  mit  Artikel  XXVIII  begin¬ 
nenden  zweiten  Teile  des  lübischen  Rechtes  als  Artikel  XXXII 
und  XXXIII.  Dagegen  folgen  die  sich  hieran  anschließenden 
Artikel  24  und  25  des  Hamburger  Rechtes  über  die  Rechts¬ 
verhältnisse  der  Reeder  untereinander  nun  im  ersten  Teile  des 
Lübecker  Rechtes  als  Artikel  XXV  und  XXVI  und  stimmen  in 
der  Fassung  vielfach  wörtlich  mit  dem  hamburgischen  Rechte 
überein.  In  beiden  Schiffrechten  reiht  sich  hieran  die  Vorschrift 
über  die  Führung  der  Flagge  des  Heimathafens  (Artikel  XXVII 
bezw.  Artikel  26  a)  an.  Die  noch  weiter  folgenden  Artikel  27 
und  28  des  Hamburger  Schilfrechtes  dürften,  wie  bereits  oben 
ausgeführt,  ebenso  wie  die  Artikel  XXXVIII  ff.  des  lübischen 
Rechtes  Nachträge  zu  ursprünglichen  Zusammenstellungen  sein, 
wie  denn  ja  bekanntlich  dem  Hamburger  Schiffrechte  nach  1292 
noch  eine  Reihe  von  weiteren  Nachträgen  angehängt  sind  1). 

Überblicken  wir  das  Ergebnis  der  vorstehenden  Untersuchung, 
so  haben  wir  das  Folgende  festzustellen.  Die  Übereinstimmung 
in  der  Anordnung  des  Rechtsstoffes  und  die  enge  Anlehnung 
in  Inhalt  und  Form  erweisen,  dass  Artikel  I — XXVII  des  lübi¬ 
schen  Schiffrechtes  von  1299  mit  dem  hamburgischen  Schiffrechte 
von  1292  nahe  verwandt  sind.  Daß  es  sich  bei  dieser  Verwandt¬ 
schaft  nicht  etwa  nur  um  die  Entnahme  aus  einer  gemeinsamen 
Rechtsquelle  handelt,  sondern  daß  das  Verkehrsleben,  welches 
diese  Rechtsaufzeichnungen  wiederspiegeln,  tatsächlicher  See¬ 
verkehr  sowohl  der  Hamburger  als  auch  der  Lübecker  war, 
beweisen  z.  B.  gerade  die  vielen  Verschiedenheiten  beider  Rechte 
in  den  Einzelheiten  bei  den  Pakotillebestimmungen  und  den 
Windegeldsätzen.  Die  grundlegende  Übereinstimmung  dieser 
beiden  Schiffrechte  auf  der  andern  Seite  erweist  aber  auf  das  deut¬ 
lichste,  daß  der  Verkehrskreis  der  Hamburger  und  der  Lübecker, 
aus  dem  dies  Recht  erwachsen  ist,  gleichgestaltet  war.  Nur  so  war 
es  möglich,  daß  beide  Rechte  aus  derselben  Rechtsquelle  den  aus 
bestimmten  örtlichen  Verkehrsbeziehungen  erwachsenen  und  diese 


1)  Dieselben  sind  abgedruckt  bei  Lappenberg,  Die  ältesten  Stadt-, 
Schiff-  und  Landrechte  Hamburgs,  S.  84  ff.  Hamburg  1845. 
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noch  widerspiegelnden  Rechtsstoff  entnehmen  konnten,  und  daß 
demnach  jedes  dieser  Rechte  selbständiges  und  wirkliches  wirt¬ 
schaftliches  Leben  atmet.  Die  Tatsache,  daß  im  lübischen  Schiff¬ 
rechte  von  1299  mehrere  Rechtssätze  (Artikel  XXXI,  XXXIII, 
XXXIV,  XL,  XLI),  die  das  hamburgische  Schiffrecht  von  1292 
(Artikel  11c,  23,  4  a)  bereits  in  diese  Anordnung  eingefügt  hatte, 
noch  nicht  eingereiht,  sondern  als  Nachtrag  angefügt  sind,  und  daß 
das  lübische  Recht  mehrere  Rechtssätze  (Art.  VIII  und  Art.  XIV, 
XV  und  XVII),  welche  im  hamburgischen  Rechte  (Art.  5,  Art.  20) 
bereits  richtig  an  die  der  Disposition  der  Rechtsaufzeichnung 
entsprechende  Stelle  gesetzt  waren,  an  andere  Stellen,  an  die 
sie  nach  der  systematischen  Anordnung  des  Rechtsstoffes  nicht 
gehören,  setzt,  weist  ebenso,  wie  die  bereits  von  Lappenberg 
bei  Vergleichung  der  Artikel  über  die  Windegeldsätze  (Artikel  XX, 
XXI;  Artikel  16)  angeführten  Gründe,  darauf  hin,  daß  der 
Kompilator  des  lübischen  Rechtes  sich  nicht  an  die  hamburgische 
Zusammenstellung  von  1292,  sondern  an  eine  andere  hielt,  welche 
jene  in  der  hamburgischen  Kodifikation  bereits  an  ihrem  richtigen 
Platze  eingereihten  Sätze  noch  nicht  oder  höchstens  nur  am 
Schlüsse  als  Nachträge  enthielt.  Diese  ältere  Aufzeichnung  war 
höchstwahrscheinlich  die  Grundlage  sowohl  der  hamburgischen 
Kodifikation  von  1292,  als  auch  der  lübischen  von  1299;  sie 
begann  offenbar  ebenfalls  schon  mit  Bestimmungen  über  eine 
Hanse  in  Flandern,  wie  die  Übereinstimmung  der  Artikel  1  b 
und  3  b  des  hamburgischen  Rechtes  mit  Artikel  I  und  VI  Satz  1 
des  lübischen  Rechtes  in  bezug  auf  die  Grundsätze  über  Ver¬ 
pflichtung  zur  Entrichtung  der  Abgabe  an  die  Hanse  und  die 
Bemessung  dieser  Abgabe  und  in  bezug  auf  die  Höhe  der  Strafe 
für  die  Nichtbefolgung  einer  Ladung  deutlich  zeigt.  Die  gemein¬ 
same  Quelle  enthielt  ferner  offenbar  die  Artikel  VII,  IX,  X,  XI, 
XII  des  lübischen,  beziehungsweise  Artikel  7,  8,  9,  Teile  von  11, 
12  des  hamburgischen  Rechtes  über  das  Rechtsverhältnis  zwischen 
Schiffsherrn  und  Schiffsmann,  die  Artikel  XIII,  XVI,  XIX,  XX, 
XXI,  XXII  des  lübischen,  beziehungsweise  Artikel  13,  14,  15,  16 
des  hamburgischen  Rechtes  über  das  Rechtsverhältnis  zwischen 
Befrachter  und  Schiff,  endlich  die  Artikel  XXIII,  XXIV,  XXV, 
XXVI,  XXVII  des  lübischen,  beziehungsweise  Artikel  21,  22, 
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24,  25,  26  a  des  hamburgischen  Rechtes  über  Kollisionshaftung, 
große  und  kleine  Havarie,  Reederei  und  Führung  der  Flagge. 
Die  Tatsache,  daß  Artikel  I  des  lübischen  Rechtes  mit  Artikel  1 
des  hamburgischen  Rechtes  nur  insoweit  (Artikel  lb  des  ham¬ 
burgischen  Rechtes)  Übereinstimmungen  aufweist,  als  letzterer 
sich  auf  die  hamburgische  Hanse  in  Flandern  bezieht,  dagegen 
mit  denjenigen  Bestimmungen  des  Artikels  1  des  hamburgischen 
Rechtes,  welche  speziell  die  hamburgische  Hanse  in  Utrecht 
behandeln,  keinerlei  Verwandtschaft  zeigt,  läßt  auch  keinen 
Zweifel  darüber,  daß  die  Hanse,  von  der  diese  ältere  Rechts¬ 
aufzeichnung  handelte,  nicht  etwa  in  Utrecht,  sondern  in  Flan¬ 
dern  ihren  Sitz  hatte.  Der  Umstand,  daß  Artikel  3  b  des 
hamburgischen,  beziehungsweise  Artikel  VI  Satz  1  des  lübi¬ 
schen  Rechtes  bereits  Bestandteile  dieser  älteren  Aufzeichnung 
waren,  beweist,  daß  dieselbe  bereits  Bestimmungen  über  die 
Gerichtsbarkeit  dieser  Hanse  am  Zwin  über  die  Angehörigen  der 
Genossenschaft  enthielt.  Daß  auch  der  übrige  Teil  dieser  älteren 
Rechtsaufzeichnung  sich  auf  die  Verhältnisse  dieser  Hanse  am 
Zwin  bezog,  kann  nach  dem  Ergebnisse  der  vorstehenden  Prüfung 
des  lübischen  Schiffrechtes,  welches  dem  Inhalte  dieser  älteren 
Rechtsaufzeichnung  jedenfalls  nahe  kommt,  keinem  Zweifel  mehr 
unterliegen.  Ob  freilich  diese  ältere  Rechtsaufzeichnung  sich  auf 
eine  lübeckische  oder  auf  eine  hamburgische  Hanse  am  Zwin 
bezog,  vermögen  wir  nicht  zu  erkennen.  Jedenfalls  ist  es  als 
wahrscheinlich  anzusehen,  daß  schon  in  Flandern  diese  ältere 
Aufzeichnung  der  einen  Hanse  von  der  andern  übernommen  und 
unter  Berücksichtigung  der  bei  ihr  geltenden  Abweichungen  über¬ 
arbeitet  ist,  und  daß  somit  zum  mindesten  der  eine  der  Kompi- 
latoren,  vielleicht  aber  auch  beide,  nicht  unmittelbar  aus  jener 
ersten  gemeinsamen  Quelle,  sondern  aus  späteren  Überarbeitungen 
derselben  schöpften. 

Finden  wir  in  der  lübischen  Kodifikation  von  1299  diese 
ältere  Rechtsaufzeichnung  einer  lübischen  oder  hamburgischen 
Hanse  am  Zwin  nur  in  verhältnismäßig  sehr  beschränktem  Maße 
einer  Überarbeitung  unterworfen,  und  hat  sich  der  Kompilator 
derselben  im  übrigen  darauf  beschränkt,  eine  Menge  von  Nach¬ 
trägen  in  bunter  Reihenfolge  jener  ursprünglichen  Vorlage  anzu- 
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fügen,  so  ist  dagegen  in  dem  Hamburger  Schiffrechte  von  1292 
jene  Vorlage  in  wesentlich  weitergehender  Weise  einer  Bearbeitung 
unterzogen;  in  das  Schiffrecht  von  1292  sind  nämlich  nicht  nur 
verschiedene  in  der  ursprünglichen  gemeinsamen  Quelle  beider 
Rechte  noch  nicht  enthaltene  Nachträge  hineingearbeitet,  sondern 
es  ist  auch  noch  aus  andern  Rechtsquellen  entnommener  Rechts¬ 
stoff  in  dasselbe  aufgenommen.  Ob  freilich  diese  Bearbeitung 
erst  1292  bei  Gelegenheit  der  Erklärung  des  Schiffrechtes  zum 
städtischen  Rechte  erfolgte,  muß  dahingestellt  bleiben;  auffallend 
ist  jedenfalls,  daß  diese  systematische  Zusammenstellung  des 
Schiffrechtes  von  1292  in  Artikel  27  und  28  offenbar  schon 
wieder  Nachträge  aufweist. 

Drei  Gruppen  von  Bestimmungen  finden  sich  im  hamburgischen 
Rechte,  die  im  lübischen  Schiffrechte  nicht  enthalten  sind;  es 
sind  die  Rechtssätze  über  die  hamburgische  Hanse  in  Utrecht 
und  deren  Verkehr,  die  Bestimmungen  über  die  Fahrten  von 
Schonen  und  Norwegen  mit  Heringen  und  Winterfischen  nach 
dem  Westen  und  endlich  gewisse  Normen  für  Heuern  auf  be¬ 
stimmten  Reisen.  Der  Rechtsstoff  der  ersten  Gruppe  ist  sicher¬ 
lich  nicht  in  Flandern  erwachsen  und  erst  bei  der  Sammlung 
der  hamburgischen  see-  und  schiffrechtlichen  Bestimmungen  mit 
der  in  Flandern  erwachsenen  Rechtsaufzeichnung  der  dortigen 
Hanse  verschmolzen.  Es  vernotwendigt  sich,  jede  der  genannten 
drei  Gruppen  von  Rechtsbestimmungen  im  folgenden  näher  ins 
Auge  zu  fassen. 

Neben  der  hamburgischen  Hanse  in  Flandern  wird  sogleich 
in  Artikel  lc  des  hamburgischen  Schiffrechtes  auch  eine  ham¬ 
burgische  Hanse  in  Utrecht  erwähnt.  Gerade  wie  in  Flandern 
hatte  laut  Artikel  1  c  jeder  Hamburger  Bürger  auch  in  Utrecht 
eine  Abgabe  an  die  dortige  hamburgische  Hanse  zu  zahlen;  in 
Utrecht  trat  aber  die  Abgabepflicht,  wie  es  scheint,  auch  dann 
ein,  wenn  der  Hamburger  Bürger  Ware  im  Wert  von  weniger 
als  13  Schillingen  englisch  oder,  wie  dies  z.  B.  bei  dem  Schiffer, 
der  sein  Schiff  vermietet  hatte,  naturgemäß  vorgekommen  sein 
wird,  gar  keine  Ware  mit  sich  führte.  Diese  für  Utrecht  gel¬ 
tende  Rechtsnorm  zeigt  also  in  dieser  Hinsicht  keine  Verwandt¬ 
schaft  mit  der  für  die  Hamburger  und  die  Lübecker  Hansen  in 
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Flandern  geltenden  Bestimmung 1).  Das  lübische  Sckiffrecht 
kennt  keine  lübische  Hanse  in  Utrecht;  die  auf  den  Verkehr 
mit  Utrecht  bezüglichen  Bestimmungen  des  hamburgischen  Rechtes 
fehlen  im  lübischen  Rechte  vollständig.  Die  Lübecker  hatten 
otfenbar  dort  keine  Hanse.  Daß  außer  den  in  den  Eingangs¬ 
artikeln  enthaltenen,  auf  die  Hanse  bezüglichen  Bestimmungen, 
von  denen  unter  anderem  Artikel  lc  jedenfalls  in  Utrecht  ent¬ 
standen  sein  muß,  nur  Artikel  17 — 19  in  dem  Utrechter  Verkehr 
der  Hamburger  erwachsen  sind,  ergibt  sich  nach  den  obigen 
Darlegungen  über  die  Entstehung  der  übrigen  Rechtssätze  in 
einer  hamburgischen  oder  lübischen  Hanse  am  Zwin  ohne  weiteres. 
Haben  wir  in  jenen  übrigen  Bestimmungen  ein  in  dem  Verkehr 
der  Genossenschaft  der  Hamburger  oder  Lübecker  in  Flandern 
erwachsenes  Recht  vor  uns,  so  haben  die  auf  Utrecht  bezüglichen 
Rechtssätze  im  wesentlichen  in  dem  Verkehr  der  Hanse  der 
Hamburger  in  Utrecht  ihre  Entstehung  gefunden  und  sind  einer 
Rechtsaufzeichnung  dieser  Utrechter  Hanse  entnommen2). 

1)  Stein  hat  a.  a.  0.  S.  414  die  Frage  aufgeworfen,  ob  sich  die  Art.  1  d, 
3  und  4  des  hamburgischen  Schiffrechtes  nur  auf  die  Hanse  in  Ostkerken 
oder  aber  zugleich  auch  auf  die  Hanse  in  Utrecht  bezogen  und  sich  für  die 
letztere  Alternative  entschieden.  Ich  bin  in  meiner  Abhandlung  „Die  wirtschaft¬ 
lichen  Grundlagen  der  deutschen  Hanse  und  die  Handelsstellung  Hamburgs“, 
von  der  gleichen  Ansicht  ausgegangen,  indem  ich  angenommen  habe,  daß  auch 
in  Utrecht  Morgensprachen  der  Hansebrüder  abgehalten  und  in  diesen  Recht 
gesprochen  sei.  Damit  ist  freilich  nicht  gesagt,  daß  die  Bestimmungen  in 
der  Form,  wie  sie  das  Schiffrecht  enthält,  in  Utrecht  entstanden  seien.  Die 
Übereinstimmung  des  Art.  3  b  mit  Art.  VI  Satz  1  des  lübischen  Rechtes 
weist  vielmehr,  wie  schon  erwähnt,  auf  gemeinsamen  Ursprung  mit  diesem 
letzteren,  also  auf  das  Zwin,  hin.  So  wie  das  hamburgische  Schiffrecht  die 
Artikel  über  die  Hanse  in  Ostkerken  und  diejenige  in  Utrecht  ineinander 
geschoben  hat,  glaube  ich  aber,  daß  die  beregten  Bestimmungen  der  Kompi¬ 
lation  auf  beide  Hansen  zu  beziehen  sind. 

2)  Wie  der  Art.  6  b  die  Heuer  für  die  Fahrt  nach  Flandern  auf  12  Schil¬ 
linge  hamburgisch  für  7  Wochen  und  danach  für  jede  Woche  9  Pfennige 
englisch  angibt,  so  stellt  Art.  17  a  fest,  daß  die  Heuer  des  Schiffsmannes  für 
die  Fahrt  nach  Utrecht  schlechthin  12  Schillinge  betrage,  einerlei  ob  die  Reise 
lange  oder  kurz  dauert.  Lappenberg  will  die  Worte  des  Art.  17  a  „sowelc 
man  sin  schip  verhuret  to  Uttrecht“,  nicht  auf  die  Vermietung  des  Schiffes 
nach  Utrecht,  sondern  auf  die  Verheuerung  desselben  in  Utrecht  beziehen; 
ihm  folgt  Wilckens  in  hansischen  Geschichtsblättern  1909  S.  183.  Zunächst 
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Die  zweite  Gruppe  von  Rechtsbestimmungen  des  hamburgischen 
Schiffrechtes,  welche  sich  im  lübischen  Rechte  nicht  finden  und 
welche  hiernach  offenbar  die  gemeinsame  Vorlage  des  lübischen 
und  des  hamburgischen  Rechtes  nicht  enthielt,  betrifft  die  Schonen¬ 
fahrt  und  die  norwegische  Fahrt.  Es  handelt  sich  um  die  Artikel 
10  a  und  b  und  11a.  Artikel  10  a  behandelt  den  Fall,  daß  ein 
Schiff  to  wintervische  to  Norweghene  oder  to  Schone  gemietet  wird 
und  mit  seiner  Ladung  nach  England  oder  nach  Flandern  kommt. 
Der  Fall  des  Artikel  10  b  ist  der,  daß  das  Schiff  gemietet  ist  to 
Schone  und  es  dort  an  Hering  mangelt  und  die  Befrachter  das 
Schiff  deshalb  nach  Norwegen  haben  wollen,  um  dort  noch 


ist  darauf  hinzuweisen,  daß  auch  in  Art.  17,  wo  es  heißt  „Seghelet  ein  man 
to  Stade,  to  ladende  to  Utrecht  wart“  die  Worte  „to  Stade“  und  „to  Utrecht“ 
nur  mit  „nach  Stade“  und  „nach  Utrecht“  übersetzt  werden  können.  Vor 
allem  aber  weisen  die  Bestimmungen  des  Art.  17  auch  darauf  hin,  daß  es 
sich  hier  um  Sätze  bandelt,  welche  in  der  Utrechter  Hanse  zur  Ausbildung 
gelangt  sind.  Die  Feststellung  einer  derartigen  Norm  in  der  Utrechter  Hanse 
liegt  aber  nach  den  früheren  Darlegungen  bei  den  auf  Utrecht  gerichteten 
Reisen  sehr  viel  näher  als  bei  den  von  dort  ausgehenden  Fahrten.  Über¬ 
haupt  ist  die  Vorstellung  Lappenbergs,  es  handle  sich  hier  um  die  Ver¬ 
mietung  eines  Schiffes,  um  nach  irgendeinem  beliebigen  Hafen,  er  sei  nah 
oder  fern,  zu  fahren,  unhaltbar.  Es  ist  nicht  möglich,  daß  das  Recht  hier 
ganz  einerlei,  ob  nun  die  Reise  von  Utrecht  nach  Riga  oder  von  Utrecht  nach 
Hamburg  geht,  ein  und  denselben  unabänderlichen  Heuersatz  vorzuschreiben 
beabsichtigte;  gerade  bei  einem  derartig  fest  normierten  Heuersatz,  der  ein 
für  allemal  gelten  soll,  ob  die  Reise  kürzer  oder  länger  dauert,  kann  das 
Recht  nur  eine  ganz  bestimmte  Reiseroute  zwischen  ganz  bestimmten  End¬ 
punkten  im  Auge  gehabt  haben.  Die  Tatsache,  daß  die  Heuer  niedriger 
ist  als  für  die  Fahrt  von  Hamburg  nach  Flandern,  gibt  deutlich  einen 
Fingerzeig  dafür,  daß  die  Fahrt  „to  Utrecht“,  an  die  das  Recht  hier  denkt, 
kürzer  war,  als  die  Fahrt  von  Hamburg  nach  Flandern.  Der  Art.  19  endlich 
gibt  uns  weitere  Aufschlüsse.  Segelt  ein  Mann  nach  Stade,  um  nach  Utrecht 
zu  laden,  so  soll  er  jedem  knapen  einen  Schüling  hamburgisch  to  bäte  geben; 
to  bäte  wozu?  offenbar  doch  zu  den  12  Schillingen,  die  der  Mann  nach  Art.  17a 
bekommt,  wenn  das  Schiff  von  Hamburg  direkt  nach  Utrecht  geht.  Es  ist 
also  in  Art.  17  a  offenbar  an  die  Reise  von  Hamburg  nach  Utrecht  zu  denken. 
Die  Anordnung  der  Bestimmungen  über  die  Heuersätze  für  die  Fahrt  von 
Hamburg  nach  Flandern  in  Art.  6  b,  von  Hamburg  nach  Utrecht  in  Art.  17  a 
gibt  einen  deutlichen  Fingerzeig  für  den  Gedankengang  des  Kompilators;  in 
Art.  6  ff.  faßt  er  zunächst  den  flandrischen  Verkehr  ins  Auge;  in  Art.  17  ff. 
den  Utrechter  Verkehr. 
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Ladung  zu  suchen.  Artikel  11a  endlich  regelt  den  Fall,  daß 
das  Schiff  von  Norwegen  mit  Winterfischen  kommt.  Nicht  nur 
bei  der  Schonenfahrt,  sondern  auch  bei  der  norwegischen  Fahrt 
sind  in  diesen  Fällen  ausdrücklich  als  Ladung  Fische  genannt, 
im  Gegensätze  zu  der  Bestimmung  des  Artikels  9  a  des  ham- 
burgischen  Rechtes,  welche,  wie  wir  gesehen  haben,  der  Satzung 
der  Hanse  in  Flandern  entstammt  und  den  Fall  behandelt,  daß 
ein  Schiff  von  Flandern  für  die  Reise  nach  Norwegen  und  zurück 
gemietet  wird  und  von  Norwegen  swares  (Metall)  oder  Holz  nach 
Flandern  bringt.  Das  lübische  Recht  enthält  nur  in  dem  zu 
den  Nachträgen  zu  der  ursprünglichen  Vorlage  gehörenden 
Artikel  XXXVII  eine  Bestimmung  über  den  Fall,  daß  eine  Kogge 
„in  den  Winterfisch  segelt“,  wobei  nach  dem  Vorhergehenden 
und  nach  dem  ganzen  Zusammenhänge  offenbar  an  eine  Reise  von 
Flandern  aus  gedacht  ist;  doch  wird  ein  Reiseziel  dabei  über¬ 
haupt  nicht  erwähnt.  Die  Lübecker  waren,  wie  die  Urkunden 
genugsam  erkennen  lassen,  an  der  Schonenfahrt  stark  beteiligt; 
auch  über  ihre  starke  Beteiligung  an  dem  Verkehr  Norwegens  be¬ 
steht  kein  Zweifel.  In  dem  Schiffrecht  der  lübischen  Hanse  am 
Zwin  hat  dieser  Verkehr  aber,  abgesehen  etwa  von  dem  soeben 
erwähnten  Artikel  XXXVII,  keinen  rechtlichen  Niederschlag  er¬ 
zeugt.  Es  ist  beachtenswert,  daß  auch  im  Artikel  X  des  lübi¬ 
schen  Rechtes  im  Gegensatz  zum  Artikel  9  des  hamburgischen 
Rechtes  die  Fahrt  von  Norwegen  nach  Flandern  nicht  erwähnt 
wird.  Für  die  Lübeker  lagen  die  Verhältnisse  in  der  schonen- 
schen  und  norwegischen  Fahrt  offenbar  in  mancher  Beziehung 
anders  als  für  die  Hamburger.  Nach  Norwegen  wie  nach  Schonen 
unterhielten  die  Lübecker  einen  erheblichen  Verkehr  von  Lübeck 
aus ;  Norwegen,  dessen  Boden  nicht  genügend  Getreide  für  die 
Ernährung  seiner  Bewohner  zu  erzeugen  vermochte,  versorgten 
sie  vor  allem  mit  Getreide,  Mehl,  Bier x) ;  nach  Schonen  ging  neben 
mancherlei  andern  für  die  dortigen  Messen  bestimmten  Waren 
vor  allem  Salz  zum  Einsalzen  der  Fische,  das  namentlich  von 
der  Lüneburger  Saline  stammte,  und  ferner  Holztonnen  zur  Ver- 


1)  Vgl.  hierüber  Näheres  in  meiner  Abhandlung:  Die  wirtschaftlichen 
Grundlagen  der  Hanse,  S.  52  ff.,  165. 
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packung  der  gesalzenen  Heringe1).  Auch  von  den  sckonenschen 
und  wohl  auch  den  norwegischen  Fischen  wurde  ein  Teil  nach 
Lübeck  verfrachtet  und  fand  weiter  seinen  Weg  in  das  Inland 2). 
Allerdings  werden  auch  die  lübischen  Schiffe  an  der  Fahrt  mit 
Fischen  von  Schonen  und  von  Norwegen  durch  die  Nordsee  nach 
dein  Westen  erheblich  beteiligt  gewesen  sein.  Aber  auch  im 
Westen  war,  wie  schon  der  angeführte  Artikel  10  a  des  ham- 
burgischen  Schiffrechtes  erkennen  läßt,  die  Fahrt  mit  Fischen  von 
Schonen  und  Norwegen  nicht  so  ausschließlich  auf  Flandern  kon¬ 
zentriert  wie  die  Fahrt  mit  anderen  Erzeugnissen  des  Ostsee¬ 
gebietes  und  Norwegens3);  neben  Flandern  nennt  Artikel  10a 
des  hamburgischen  Rechtes  ausdrücklich  auch  England  als  End¬ 
punkt  dieser  Reisen  mit  Fischladungen  4). 

Einen  Streitpunkt  bildet  die  Frage,  ob  außer  Flandern  und 
England  nach  dem  Hamburger  Schiffrechte  auch  noch  Häfen  west- 


1)  Vgl.  hierüber  ebenda  S.  57,  60  f. 

2)  Ebenda  S.  55,  115,  166  f. 

3)  Ebenda  S.  166. 

4)  Stein  führt  a.  a.  0.  S.  428  aus,  der  Inhalt  des  Art.  10  a  des  Hamburger 
Schiffrechtes  habe  nicht  zu  der  mir  von  ihm  untergeschobenen  Ansicht  gepaßt, 
daß  alle  Schiffsreisen  der  Hamburger  nur  auf  Flandern  gerichtet  gewesen 
seien.  Mir  sei  schon  das  Anlegen  der  Schiffe  in  England  unbequem;  ich 
hätte  aus  diesem  Grunde  in  Grundlagen  der  Hanse  Note  43  auf  S.  41  gemeint, 
von  Schonen  sei  der  Kurs  auf  die  englische  Küste  gegangen  und  von  dort 
hinüber  nach  Flandern.  Ich  verweise  demgegenüber  auf  meine  eingehenden, 
von  Stein  offenbar  überhaupt  übersehenen  Ausführungen  auf  S.  41,  54  ff. 
und  60  im  Texte  über  den  Verkehr  der  deutschen  Schiffe  von  Schonen  und 
Norwegen  nach  England  und  auf  die  in  der  Note  auf  S.  60  angeführten 
Beläge  über  das  Bestehen  unmittelbarer  Handelsbeziehungen  zwischen  Norwegen 
und  England.  Wenn  Stein  a.  a.  0.  zur  Widerlegung  meiner  erwähnten  Ver¬ 
mutung  anführt,  daß  man  nach  dem  Itinerar  des  Scholiasten  zu  Adam  von  Bremen 
von  Ripen  zuerst  auf  das  Zwin  und  erst  von  da  nach  England  gefahren  sei, 
so  entbehrt  diese  Entgegnung  jeder  Beweiskraft.  Das  Itinerar  beschreibt 
den  Weg  von  Ripen  nach  dem  Mittelmeer  (Palästina)  und  führt  als  erste 
Station  das  Zwin,  als  zweite  Prowle  in  England  am  Westende  des  Kanals 
an ;  daß  man  auf  der  Reise  nach  dem  Mittelmeer  nicht  erst  durch  den  Kanal 
an  die  Westspitze  Englands  und  alsdann  durch  den  ganzen  Kanal  zurück 
nach  Flandern  fuhr,  ist  freilich  begreiflich.  Den  Beweis  für  die  Richtigkeit 
meiner  Vermutung  erbringe  ich  weiter  unten  im  Text  in  Teil  II  dieser  Ab¬ 
handlung. 
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lieh  vom  Pas  de  Calais  als  Reiseziel  dieser  Schiffe  mit  Fisch¬ 
ladungen  anzunehmen  seien.  Das  Schiffrecht  behandelt  an  dieser 
Stelle  nämlich  den  Fall,  daß  das  Schiff  gemietet  ist  to  winter- 
vische  to  Norweghene  ofte  to  Schone  unde  also  dat  schip  kumt 
to  Enghelande  ofte  to  Vlanderen  unde  willet  de  vruchtlude  dat 
schip  hebben  dor  de  Hovede,  se  scolen  dheme  shipheren  gheven 
den  dridden  deil  der  vrucht  mer.  Stein1)  sieht  hierdurch  den 
Beweis,,  als  erbracht  an,  daß  die  Schiffe  von  Norwegen  und 
Schonen  mit  ihrer  Fischladung,  nachdem  sie  England  oder  Flan¬ 
dern  angelaufen  hätten,  nach  einem  Hafen  an  der  Südküste 
Englands,  nach  Irland  oder  nach  La  Rochelle  gefahren  seien, 
denn  mit  der  Hovede  könne  nur  der  Pas  de  Calais  gemeint  sein. 
Zunächst  ist  meines  Erachtens  soviel  sicher,  daß  es  unmöglich 
die  Meinung  des  Rechtssatzes  gewesen  sein  kann,  eine  Ver¬ 
pflichtung  des  Schiffers  festzusetzen,  nach  einem  beliebigen  Hafen 
jenseits  des  Pas  de  Calais  für  den  dritten  Teil  (oder  die  Hälfte?) 
der  Fracht  mehr  zu  fahren;  denn  für  ein  Drittel  (oder  die  Hälfte?) 
der  Fracht,  die  der  Schiffer  für  die  Reise  von  Norwegen  nach 
dem  Zwin  erhielt,  konnte  der  Schiffer  doch  unmöglich  die  Reise 
vom  Zwin  nach  La  Rochelle,  welche  weiter  war  als  die  ganze 
Reise  von  Norwegen  nach  dem  Zwin,  auszuführen  gehalten  sein ; 
es  ist  überhaupt  nicht  denkbar,  daß  sich  ein  einheitlicher  Rechts¬ 
satz  über  einen  Frachtzuschlag  für  Weiterreisen  von  England 
oder  dem  Zwin  westwärts  herausbildete,  wenn  diese  Weiterreisen 
von  ganz  verschiedener  Länge  waren  und  die  eine  etwa  in 
Boulogne,  die  andere  in  La  Rochelle  endete.  Die  Ausbildung 
eines  Gewohnheitsrechtes  über  einen  derartigen  regelmäßigen 
Frachtzuschlag  von  ganz  bestimmter  Höhe  setzt  vielmehr  eine  be¬ 
stimmte,  sich  von  selbst  verstehende  Länge  der  Weiterreise,  eine 
oder  höchstens  einige  ungefähr  gleichweite,  ganz  bestimmte, 
immer  wiederkehrende  Weiterreisen  voraus.  Einen  ungefähren 
Anhalt  für  die  Länge  einer  solchen  Weiterreise  gibt  uns 
Artikel  10  b,  welcher  bestimmt,  daß  die  Befrachter,  wenn  sie  ein 
Schiff  nach  Schonen  gemietet  haben  und,  weil  es  in  Schonen  an 
Hering  fehlt,  von  dort  nach  Norwegen  fahren  wollen,  den  dritten 


1)  A.  a.  0.  S.  419,  421,  428  f. 
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Teil  (oder  die  Hälfte?)  Fracht  mehr  zahlen  sollen.  An  eine  Fahrt 
nach  La  Roch  eile  wäre  hiernach  also  gar  nicht  zu  denken  und 
auch  schwerlich  an  eine  solche  nach  Irland,  denn  es  kann  natür¬ 
lich  nicht  etwa  die  Länge  der  Fahrt  von  Schonen  nach  Bergen, 
sondern  nur  die  Länge  des  Abstechers,  welchen  das  Schiff  vom 
Skagerrak  aus  nach  Norwegen  zu  machen  hat,  anstatt  vom  Skager¬ 
rak  nach  England  oder  Flandern  weiter  zu  fahren,  in  Rechnung- 
gezogen  werden.  Das  würde,  auch  wenn  man  die  doppelte  Länge 
des  Weges  vom  Skagerrak  nach  Bergen  rechnet,  noch  nicht  ein¬ 
mal  für  die  Fahrt  vom  Zwin  nach  Irland,  geschweige  denn  z.  B. 
für  die  Fahrt  von  Boston  nach  Irland,  reichen.  Dafür,  daß  inner¬ 
halb  des  angedeuteten  Bereiches  jenseits  des  Pas  de  Calais  ein 
Platz  oder  bestimmte  Plätze  gelegen  hätten,  die  ein  regelmäßiges 
Reiseziel  deutscher,  mit  Fischladungen  von  Norwegen  oder  Schonen 
kommender  Schiffe  gewesen  seien,  findet  sich  sonst  kein  Anhalt  in 
irgendeiner  Urkunde,  während  wir  z.  B.  für  den  in  Artikel  10 
des  ham burgischen  Schiffrechtes  erwähnten  Verkehr  solcher  Schiffe 
mit  Fischen  nach  der  Ostküste  Englands  zahlreiche  urkundliche 
Nachrichten  haben3).  Die  Richtigkeit  der  STEmschen  Auffassung 
ist  schon  aus  diesem  Grunde  wenig  wahrscheinlich.  Vor  allem 
erscheint  es  höchst  fraglich,  ob  mit  dem  Ausdruck  Hovede  hier 
in  der  Tat  nur  der  Pas  de  Calais  gemeint  ist.  Die  Bezeichnung 
Hoofden  ist,  wie  mir  der  Direktor  der  Navigationsschule  in 
Hamburg,  Herr  Professor  Bolte,  glitigst  bestätigt  hat,  noch  jetzt 
bei  allen  Seeleuten  gebräuchlich.  Der  Name  Hoofden  bezeichnet 
jetzt  nach  dem  vom  Reichsmarineamt  herausgegebenen  Segel¬ 
handbuche  für  die  Nordsee  1904  (S.  27)  „den  südwestlichen,  sich 
trichterförmig  verengenden  Teil  der  Nordsee,  welcher  im  Norden 
etwa  durch  die  Linie  Crom  er — Terschelling,  im  Süden  durch  die 
Linie  Dover — Kap  Gris  Nez,  im  Osten  von  den  Niederlanden, 
Belgien  und  Frankreich,  im  Westen  von  der  Küste  des  südöst¬ 
lichen  Großbritannien  begrenzt  wird“.  Altere  Belege  bestätigen, 
daß  der  Ausdruck  Hoofden  während  der  letzten  Generationen 
jedenfalls  diese  Bedeutung  gehabt  hat.  Fest  steht  auf  der  andern 
Seite,  daß  im  Mittelalter  der  Name  Hovede  zunächst  den  Pas  de 


1)  S.  meine  „wirtschaftlichen  Grundlagen  der  Hanse“,  S.  55,  60,  167,  177. 
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Calais,  die  dortigen  Vorgebirge,  die  „Häupter“,  bezeichnete,  wie 
schon  Lappenberg  in  einer  Note  zu  Artikel  9  des  hamburgi- 
schen  Schiffrecktes  bemerkt  hat,  und  wie  dies  auch  zahlreiche 
Urkunden  bestätigen.  Auch  die  Karten  der  Atlanten  des  17.  und 
18.  Jahrhunderts  bezeichnen  regelmäßig  die  Straße  von  Calais 
mit  de  Hoofeden.  Die  Frage  ist  nur,  ob  im  Mittelalter  die  Be¬ 
zeichnung  immer  nur  in  diesem  engen  Sinne  gebraucht  worden 
ist.  Es  darf  daran  erinnert  werden,  daß  wir  auch  heute  im 
wesentlichen  für  die  ganze  Strecke  des  Trichters  der  Nordsee 
von  Calais  ostwärts  bis  an  die  englische  Ostküste  und  Texel  hin 
die  Bezeichnung  „Kanal“  zu  gebrauchen  pflegen,  obwohl  der 
Kanal  im  streng  geographischen  Sinne  und  auf  allen  Karten  erst 
westlich  vom  Pas  de  Calais  anfängt.  Jeder,  der  heute  von  Vlis- 
singen  nach  England  hinüberfährt,  spricht  davon,  daß  er  über 
den  Kanal  gefahren  sei,  und  die  Zeitungen  brauchen  täglich  den 
Ausdruck  Kanal  für  diesen  Zipfel  der  Nordsee.  Die  Schiffer¬ 
sprache  ist  außerordentlich  konservativ  und  es  ist  höchst  un¬ 
wahrscheinlich,  daß  sie  heute  den  Ausdruck  Hovede  auf  den  Vor¬ 
kanal  verwenden  würde,  wenn  sie  früher  darunter  stets  ausschließ¬ 
lich  den  Pas  de  Calais  verstanden  hätte.  Daß  in  der  Tat  auch  im 
Mittelalter  bereits  der  Ausdruck  Hovede  für  den  Vorkanal  vor¬ 
gekommen  sei,  läßt  auch  eine  Stelle  des  Hanserezesses  von  1358 
annehmen,  die  nämlich,  wenn  man  in  ihr  den  Ausdruck  Hovede  als 
Pas  de  Calais  nimmt,  nicht  verständlich  ist,  die  aber  einen  sehr 
verständlichen  Sinn  gewinnt,  wenn  man  unter  der  Hovede  den 
Vorkanal  versteht.  In  jenem  Rezeß  wird  eine  Handelssperre 
gegen  Flandern,  Antwerpen  und  andere  westlich  der  Maas  ge¬ 
legene  niederländische  Plätze  verhängt.  Ziffer  1  gebietet  jeder 
der  Städte  der  Hanse,  nicht  zu  dulden,  daß  aus  ihrem  Hafen 
hansische  Kaufleute  nach  Flandern  Reisen  unternehmen,  Ziflf.  2 
gebietet,  daß  Schiffe,  die  nach  England,  Schottland  oder  Nor¬ 
wegen  mit  Waren  kommen,  sich  dort  Zeugnisse  geben  lassen,  daß 
sie  ihre  Waren  nicht  etwa  nach  Flandern  weitergeschafft  haben. 
Ziff.  3  endlich  enthält  folgende  Bestimmung:  „Wer  ok  dat  jenighe 
schepe  weren  beret  unde  ghewunnen  dor  de  Hovede,  de  west¬ 
wart  eder  to  Engheland  eder  to  Schodland  eder  to  Norwegen  vor 
dessen  tyd,  ir  dit  ghesetted  was,  weren  ghesegeld,  die  schepe 
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unde  schephere  moghen  die  irsten  reyse,  dar  se  to  ghewunnen 
syn,  seghelen'ane  broke  unde  pyne  in  dat  Swen;  wen  hyr  na, 
so  scholen  se  de  ryse  to  Flandern  rnyden,  also  dar  vor  be¬ 
sprochen  is.“  Mit  der  Auslegung  dieser  dritten  Bestimmung 
haben  sich  schon  verschiedene  Gelehrte  abgemüht.  Lappenberg  *) 
erklärt:  „wenn  ein  Schilf  nach  Frankreich  oder  Spanien  bestimmt 
und,  bereits  auf  jener  westlichen  Fahrt  begriffen,  nach  Norwegen, 
England  etc.  gelangt  ist“.  Koppmann  hält  diese  Auslegung  nicht 
für  richtig,  sondern  meint,  der  Sinn  sei:  „Schiffe,  welche  vor  der 
Zeit  des  Beschlusses  entweder  westwärts  (in  Frankreich  oder 
Spanien)  oder  in  England,  Schottland,  Norwegen  für  die  Fahrt 
durch  die  Straße  von  Calais  gemietet  seien,  dürfen  für  dieses 
Mal  straflos  Flandern  anlaufen.“  Die  Interpretation  Koppmanns 
dürfte  hinsichtlich  „der  Schiffe,  welche  westwärts  gemietet  sind“, 
die  richtige  sein.  Soweit  die  Schiffe,  die  „nach  England,  oder 
nach  Schottland  oder  nach  Norwegen  vor  der  Zeit  des  Beschlusses 
gesegelt“  waren,  in  Frage  kommen,  bleibt  aber  auch  bei  dieser 
Auslegung  der  Inhalt  unverständlich.  Pflegte  man  denn  Schiffe 
in  England,  in  Schottland  und  in  Norwegen  für  die  Reise  nach 
Rochelle  oder  nach  Irland  zu  mieten?  Und  ist  es  denkbar,  daß 
die  in  diesen  Ländern  für  die  Reise  nach  Rochelle  oder  Irland, 
also  z.  B.  die  in  London  oder  an  der  englischen  Ostküste  ge¬ 
mieteten  Schiffe  regelmäßig  in  das  „Zwin  gesegelt“,  „die  Reise 
nach  Flandern  gemacht“  hätten?  Welchem  wirtschaftlichen 
Zwecke  sollte  denn  der  Besuch  dieses  Zwischenhafens,  z.  B.  bei 
den  von  der  Themse  kommenden  Schiffen,  gedient  haben  ?  Oder 
handelt  es  sich  bei  diesen  Schiffsmieten  um  kombinierte  Reisen, 
indem  zunächst  Ladung  von  Norwegen,  England  oder  Schottland 
nach  Flandern  gebracht,  alsdann  hier  wieder  neue  Ladung  ein¬ 
genommen  und  von  dort  nach  Rochelle  oder  Irland  gebracht 
wäre?  Die  Miete  eines  Schiffes  zu  zwei  in  dieser  Weise  auf¬ 
einander  folgenden  Reisen  wäre  eine  sehr  merkwürdige  und  un¬ 
verständliche  Gewohnheit  gewesen,  zumal  der  Kaufmann,  wenn 
er  von  Norwegen,  Schottland  etc.  Waren  nach  dem  Zwin  brachte, 
zunächst  diese  dort  veräußern  mußte,  ehe  er  für  den  Erlös  neue 

1)  Sartorius-Lappenberg,  Urkundliche  Geschichte  des  Ursprungs  der 
deutschen  Hanse  II,  S.  444,  Anm.  1. 
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Waren  für  die  Reise  nach  Rochelle  kaufen  konnte;  unsere  Schiff¬ 
rechte  wissen  auffallenderweise  sonst  nichts  von  derartigen  kom¬ 
binierten  Reisen.  Sehr  merkwürdig  aber  ist  endlich,  daß  der 
Rezeß,  wenn  die  angeführte  Interpretation  richtig  ist,  über  die 
Schiffe,  die  „von  England,  von  Schottland;  von  Norwegen  nach 
dem  Zwin  segeln“,  „die  Reise  nach  Flandern“  machen,  ohne 
von  dort  durch  den  Pas  de  Calais  weiterfahren  zu  wollen,  gar 
nichts  sagt;  und  diese  Reisen  gehörten  doch  zu  den  ständigen 
Fahrten  der  Hamburger  und  der  Lübecker  Schiffe,  wie  die  Schiff¬ 
rechte  beweisen.  Für  diese  soll  doch  ohne  Zweifel  die  Handels¬ 
sperre  auch  gelten;  wTenn  in  Ziffer  1  die  Fahrt  von  den  Häfen 
der  Städte,  welche  der  Hanse  angehören,  nach  Flandern  verboten 
wird,  wenn  in  Ziffer  2  die  Schiffe,  welche  mit  Ladung  nach 
England,  Schottland  und  Irland  fahren,  erwähnt  werden,  so  er¬ 
warten  wir  in  Ziffer  3  eine  Bestimmung  für  die  Schiffe,  welche 
in  diesen  ausländischen  Häfen  Ladung  ein  nehmen  und  mit  der¬ 
selben  sonst  die  Reise  von  dort  nach  Flandern  zu  unternehmen 
pflegen.  Es  spricht  in  der  Tat  außerordentlich  viel  dafür,  daß  mit 
der  Fahrt  durch  die  Hoofden  von  England,  von  Schottland,  von 
Norwegen  nichts  anderes  gemeint  ist  als  das,  was  die  Urkunde 
am  Schlüsse  selbst  sagt:  „in  das  Zwin  segeln“,  „die  Reise  nach 
Flandern  machen“;  daß  die  Urkunde  bei  den  Schiffen,  „de  west¬ 
wärts“,  d.  h.  die  westwärts  von  Flandern,  also  in  Rochelle  usw. 
sind,  mit  dem  Gemietetsein  „dor  de  Hovede“  nichts  anderes 
meinen  kann  als  die  Fahrt  nach  Flandern,  werden  auch  die 
Verfechter  der  KoppMANNschen  Auslegung  ohne  weiteres  zugeben 
müssen. 

In  ganz  gleicher  Weise  erhält  auch  die  Stelle  unseres  Schiff¬ 
rechtes  nur  einen  verständlichen  Sinn,  wenn  mit  „Hovede“  an  dieser 
Stelle  nicht  der  Pas  de  Calais,  sondern  der  Vorkanal  gemeint 
ist.  Die  Befrachter  lassen  das  Schiff  mit  den  Fischen  von  Nor¬ 
wegen  oder  von  Schonen  doch  zunächst  nach  England  bezw.  nach 
Flandern  fahren,  um  die  Ladung,  wenn  möglich,  dort  gewinn¬ 
bringend  los  zu  werden1).  Finden  sie  den  Markt  überfüllt  und  die 


1)  STErN  geht  fehl,  wenn  er  a.  a.  0.  S.  419  sagt:  „Der  Frachtvertrag 
lautet  ursprünglich  (dhe  erste  vrucht)  auf  England  oder  Flandern“.  Davon, 
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Konjunktur  ungünstig,  so  fahren  sie  mit  der  Ladung  nach  einem 
andern  Platze  weiter;  dann  sollten  sie,  wenn  sie  in  England 
keinen  Absatz  gefunden  haben,  nicht  ihr  Glück  auf  dem  flan¬ 
drischen  Markt,  der  doch  nach  dem  Schiffrecht  selbst  auch  für 
diesen  Absatz  in  Betracht  kam,  versucht  haben,  sondern  regel¬ 
mäßig  —  und  zwar  ohne  Anlaufen  von  Flandern!  —  durch  die 
Straße  von  Calais  nach  einem  Platze,  der  sonst  nirgends  für 
diesen  Absatz  erwähnt  ist,  gefahren  sein?  Und  ebenso  sollten 
im  Falle  der  Überfüllung  des  flandrischen  Marktes  die  Befrachter 
nicht  an  einen  der  Plätze  an  der  englischen  Küste,  die  in  den 
Urkunden  ja  wiederholt  als  Märkte  gerade  für  die  Fische  er¬ 
wähnt  werden,  gegangen  sein?  Unseres  Erachtens  spricht  hier¬ 
nach  sehr  viel  dafür,  daß  sowohl  im  Artikel  10  des  Schiffrechtes 
wie  in  dem  Rezesse  von  1358  der  Ausdruck  Hovede  nicht  im 
streng  geographischen  Sinne  gebraucht  ist. 

Wir  haben  uns  mit  der  Erörterung  der  Frage,  ob  unter  der 
Hovede  an  dieser  Stelle  der  Pas  de  Calais  oder  der  Vorkanal 
gemeint  sei,  nur  deshalb  länger  aufgehalten,  um  zu  zeigen,  daß 
diese  Frage  jedenfalls  nicht  so  zweifellos  in  ersterem  Sinne  zu 
entscheiden  ist,  wie  dies  von  anderer  Seite  ausgesprochen  ist. 
Für  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  das  hamburgische  und  das 
lübische  Schiffrecht  uns  einen  Verkehr  vor  Augen  führen,  der 
in  Flandern  seinen  Zentralpunkt  hat,  ist  dieser  Punkt  durchaus 
unerheblich -* 1). 

Artikel  11a  regelt  den  Fall,  dass  ein  Schiff  von  Norwegen 


daß  der  Frachtvertrag  bereits  eine  solche  Alternative  enthalte,  ist  an  der 
Stelle  mit  keinem  Worte  die  Rede!  Die  Rechtsvorschrift  setzt  lediglich  den 
Fall,  daß  ein  Schiff  für  Winterfische  nach  Norwegen  oder  nach  Schonen 
gemietet  ist,  und  daß  das  Schiff  dann  an  einem  der  beiden  Bestimmungs¬ 
orte,  nach  denen  die  Reisen  mit  Winterfischen  zu  gehen  pflegen,  nämlich 
nach  England  oder  nach  Flandern  kommt.  Alsdann  güt  der  Rechtssatz,  daß 
die  Befrachter  gegen  Mehrzahlung  des  dritten  Teiles  der  Fracht  verlangen 
können,  daß  das  Schiff  noch  durch  die  Hovede  fährt. 

1)  Stein  a.  a.  o.  S.  419  meint  in  Verkennung  der  Sachlage:  „Die  ganze 
Vorstellung  von  einem  im  Schiffrecht  vorausgesetzten  und  in  dem  Schiff¬ 
rechte  erkennbaren  alleinigen  Zentralpunkt  der  Hamburger  Schiffahrt,  dem 
Zwin,  wohin  die  Routen  der  Hamburger  Schiffe  konzentrisch  zusammenliefen, 
zerstört  der  Art.  10  a  des  Schiffrechtes.“ 
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mit  Winterfischen  kommt  und  der  Schiffer  das  Schiff  verkauft: 
alsdann  soll  der  Vertrag  mit  dem  Steuermann  und  dem  Schiffs¬ 
mann  aufgehoben  sein  •  der  Schiffsherr  soll  aber  den  Befrachtern 
ein  gutes  Schiff  mieten,  wenn  sie  dies  wollen,  worin  sie  ihr  Gut 
nach  Hause  fahren  können.  Stein  ist  der  Meinung,  daß,  weil 
einige  Sätze  vorher  der  Fall  behandelt  sei,  daß  ein  solches  Schiff 
von  Norwegen  nach  England  oder  nach  Flandern  oder  „dor  dhe 
Hovede“  fahre,  auch  hier  als  Ort  der  Handlung  nicht  nur  Flan¬ 
dern,  sondern  ebenso  englische  Plätze  und  Plätze  jenseits  des 
Pas  de  Calais  zu  denken  seien.  Unseres  Erachtens  ist  diese 
Ansicht  nicht  zutreffend;  das  lübische  Schiffrecht  regelt  ebenfalls 
in  Artikel  XI,  der  dem  Artikel  11a  des  hamburgischen  Rechtes 
sowohl  der  Anordnung  als  auch  dem  Inhalte  nach  durchaus  ent¬ 
spricht,  den  Fall,  daß  der  Schiffsherr  sein  Schiff  verkauft:  aus¬ 
drücklich  heißt  es  dort:  So  wanne  ein  schip  in  dat  Swen  kumt, 
unde  de  schiphere  dat  schip  vercoft,  so  is  ledich  de  sturemann 
unde  de  schipmanne.  Wir  wissen  auch  aus  andern  Nachrichten, 
daß  das  Zwin  der  Platz  war,  wo  Schiffe  gekauft  und  verkauft 
zu  werden  pflegten.  Daß  die  Schiffe  mit  Winterfischen  auch  nach 
andern  Häfen  als  dem  Zwin  fuhren,  erweist  noch  keineswegs, 
daß  der  Schiffsherr  auch  in  andern  Häfen  häufig  sein  Schiff  nach 
Beendigung  derartiger  Reisen  verkaufte;  die  Ausbildung  eines 
derartigen  Rechtssatzes  setzt  eine  häufige  Wiederholung  voraus; 
die  Voraussetzung  für  ein  häufigeres  Vorkommen  derartiger  Ver¬ 
käufe  ist  aber  natürlich  nur  da  gegeben,  wo  ein  großer  Schiffs¬ 
verkehr  stattfindet  und  zahlreiche  Reedereiinteressenten  sich  zu¬ 
sammenfinden.  Schon  diese  Erwägungen  müßten  uns  als  den 
Ort  der  Handlung  des  Artikels  11a  das  Zwin  vermuten  lassen, 
auch  wenn  nicht  die  Vergleichung  mit  dem  Artikel  XI  des 
lübischen  Rechtes  uns  zu  dieser  Ansicht  nötigte. 

Überhaupt  ist  die  Tatsache,  daß  das  hamburgische  Schiff¬ 
recht  die  Rechtssätze  über  die  Norwegen-  und  Schonenfahrt  nicht, 
wie  diejenigen  über  den  Utrechter  Verkehr,  hinter  die  spezifisch 
auf  Flandern  bezüglichen  Rechtsnormen  setzt,  sondern  vielmehr 
in  diese  einreiht,  ein  Zeichen  dafür,  daß  diese  Bestimmungen 
mit  dem  Verkehr  der  Hanse  der  Hamburger  in  Flandern  wirt¬ 
schaftlich  eng  verbunden  waren. 
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Die  dritte  Gruppe  von  Bestimmungen,  welche  das  hambur- 
giscke  Recht  im  Gegensätze  zu  dem  liibischen  aufweist,  besteht 
in  Normen  über  die  Höhe  von  Heuern  auf  einigen  Reisen. 

Der  erste  der  auf  die  Bestimmungen  über  die  Hansen  in 
Ostkerken  und  Utrecht  folgende  Artikel  setzt  nämlich  die  Höhe 
der  Heuer  bei  Fahrten  nach  Norwegen  und  Gotland  fest.  Daran 
schliesst  sich  die  Festsetzung  der  Heuer  für  Fahrten  nach  Flan¬ 
dern:  To  Ylanderen  wart  XII  sol.  Hamborghere  to  YII  weken 
und  dar  na  to  je  welker  weken  IX  penninghe  Englis.  Der 
Artikel  6  b  faßt  also  die  Fahrt  von  Hamburg  nach  Flandern 
ins  Auge.  Es  fragt  sich  nun,  ob  wir  die  in  Artikel  6  a  ent¬ 
haltene  Norm  über  die  Heuer  des  Schiffsmannes  für  Reisen  nach 
Norwegen  oder  nach  Gotland  mit  Stein  a.  a.  0.  S.  421  auf 
Fahrten  von  Hamburg  oder  auf  Fahrten  von  Flandern  zu  ver¬ 
stehen  haben.  Daß  von  Flandern  aus  Ausreisen  nach  Norwegen 
und  Gotland  angetreten  würden,  beweist,  wie  oben  ausgeführt, 
Artikel  9  a.  Dies  würde  allerdings  nicht  ausschließen,  daß  auch 
von  Hamburg  Ausreisen  nach  Norwegen  und  Gotland  angetreten 
worden  seien.  Stein  weist  darauf  hin,  daß  der  Artikel  6b 
und  c  offenbar  von  der  Ausreise  von  Hamburg  nach  Flandern 
und  dem  Liegen  des  Schiffes  in  Hamburg  vor  der  Abfahrt  spreche 
und  das  Recht  somit  an  dieser  Stelle  Hamburg  im  Auge  habe 1). 
Auf  der  andern  Seite  ist  auffallend,  daß  sowohl  der  für  die 
ersten  12  Wochen  geltende  Yorlohn  als  auch  der  später  zu 
zahlende  Wochenlohn  für  die  Ausreisen  nach  Norwegen  und 
Gotland  in  englischer  Münze  festgelegt  wird,  während  bei  der 
Ausreise  nach  Flandern  der  Yorlohn  in  Hamburger  Münze  aus¬ 
gedrückt  und  nur  der  später,  nach  Ablauf  von  7  Wochen,  wenn 
das  Schiff  im  Auslande  war,  zu  zahlende  Wochenlohn  in  eng¬ 
lischer  Münze  normiert  ist.  Zwar  war  das  englische  Geld  in 
den  Nordseehäfen  überall  verbreitet,  aber  das  Schiffrecht  beweist 


1)  Ob  mit  dem  Ausdrucke  „to  dem  schore“  in  Art.  6  c  tatsächlich,  wie 
Stein  S.  420  meint,  die  diesen  Namen  tragende  Örtlichkeit  am  Hamburger 
Hafen  gemeint  ist,  scheint  mir  nicht  zweifellos.  Auch  das  hamburgische 
Recht  von  1497  hat  in  Art.  25  des  Schiffrechtes  noch  diesen  Ausdruck,  ob¬ 
wohl  es  doch  überall  örtliche  Bezugnahmen  aus  den  Rechtssätzen  ausgemerzt 
und  diese  generell  geformt  hat. 
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auch  an  andern  Stellen,  daß  gerade  in  der  Hamburger  Hanse 
in  Flandern  nach  englischem  Heide  gerechnet  wurde  (Artikel  1  b, 
3b,  16,  insbesondere  16p),  während  in  der  hamburgischen 
Hanse  in  Utrecht  utrechtsche  Währung  (Artikel  lc,  17b)  in 
Gebrauch  wTar  und  die  für  Hamburg  geltende  Bestimmung  des 
Schiffrechts  in  Artikel  6  b  hamburgische  Währung  wählt.  Der 
Gegensatz,  daß  der  Vorlohn  bei  den  Reisen  nach  Norwegen  und 
nach  Gotland  in  englischem,  bei  den  Ausreisen  nach  Flandern 
in  Hamburger  Gelde  ausgedrückt  ist,  weist  deshalb  für  erstere 
Reisen  auf  Flandern  hin.  Immerhin  ist  dieser  Schluß  nicht 
zwingend.  Bemerkenswert  aber  ist,  daß  das  Seebuch,  das  in 
Kapitel  XI  alle  die  Kurse  aufzählt,  welche  von  der  Elbe  und 
von  Helgoland  ausgehen,  die  Fahrt  von  der  Elbe  oder  von 
Helgoland  um  Skagen  herum  oder  nach  Norwegen  überhaupt 
nicht  kennt.  Es  scheint  mir  dies  ein  Beweis  dafür  zu  sein,  daß 
eine  regelmäßige  Reiseroute  nach  Norwegen  und  nach  Schonen 
von  Hamburg  aus  nicht  bestand1). 

1)  Selbst  wenn  man  die  Reisen  des  Art.  6  a  als  von  Hamburg  ausgehend 
ansehen  wollte,  würde  dabei  an  einen  irgend  nennenswerten  Warenverkehr 
von  Hamburg  nach  Gotland  jedenfalls  nicht  gedacht  werden  können.  Es 
könnte  sich  nur  darum  gehandelt  haben,  daß  auch  in  Hamburg  Schiffe  ge¬ 
mietet  wären,  um  von  Gotland  Waren  nach  dem  Zwin  zu  bringen.  Denn 
die  Hauptausfuhrartikel  Hamburgs,  Holz,  Getreide,  Metalle,  Holzprodukte  wie 
Asche  und  Pech,  Wachs  und  ebenso  Bier  waren  gerade  die  großen  Stapel¬ 
artikel  der  Ostseeausfuhr;  Holz  und  Metalle  wurden,  wie  erwähnt,  gerade 
von  Gotland  in  Mengen  nach  dem  Zwin  verschifft.  Auch  in  Norwegen  war 
für  Holz,  Holzprodukte  und  Metalle  kein  Absatz,  weil  dies  gerade  Ausfuhr¬ 
artikel  Norwegens  waren.  Möglich  aber  wäre,  daß  Bier  und  Getreide  von 
Hamburg  dort  zur  Einfuhr  gekommen  wären,  die  beide  bedeutende  Einfuhr¬ 
artikel  Norwegens  waren.  Ich  habe  bereits  in  den  „wirtschaftlichen  Grund¬ 
lagen“  S.  60  f.  darauf  hingewiesen,  daß  inhaltlich  der  erhaltenen  Urkunden 
die  wendischen  Ostseestädte  lebhaft  an  der  Ausfuhr  von  Mehl  und  Bier,  auch 
Getreide  und  Hülsenfrüchten  nach  Norwegen  beteiligt  waren,  und  daß  auch 
Bremen  Verkehr  mit  Norwegen  unterhielt.  Auch  die  Hamburger  hatten  in 
Norwegen  den  Schiffszoll  in  Mehl  zu  erlegen,  es  fragt  sich  nur,  woher  sie 
das  Mehl  nach  Norwegen  brachten.  In  der  schauenburgischen  Zollrolle  für 
Hamburg  kommt  Mehl  als  Ausfuhrartikel  überhaupt  nicht  vor.  Die  Tatsache, 
daß  bei  ihren  Reisen  die  Hamburger  Schiffe  vielfach  mit  „grave  pondus“, 
offenbar  dasselbe  wie  „swares“  im  Schiffrecht,  nach  Norwegen  kamen,  läßt, 
wie  ich  in  den  „wirtschaftlichen  Grundlagen“  S.  58  in  Note  118  näher  aus- 
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Sowohl  die  Rechtsaufzeichnung-  von  1292  als  auch  die  liibische 
Rechtssammlung  von  1299  sind  zu  städtischen  Rechtsaufzeichnungen 
erhoben  worden.  Das  hamburgische  Schiffrecht  von  1292  beginnt 
gleich  mit  dem  Satze:  „De  mene  raet  unde  de  borghere  van  der 
stat  van  Hamborch  hebbet  dit  schiprecht  ghewilkoret  unde  uthghe- 
geven“.  Das  liibische  Recht  von  1299  enthält  in  breiter  Form, 
die  in  sehr  bezeichnendem  Gegensätze  zu  der  angeführten  knap¬ 
pen  und  präzisen  Ausdrucksweise  des  hamburgischen  Rechtes 
steht,  eine  ähnliche  Erklärung:  „In  deme  namen  der  hileghen 
drevaltichkeit,  des  Vader  unde  des  Sones  unde  des  vilhilegen 
Gheistes.  So  leten  scriven  dit  recht  de  heren  de  ratmanne  van 
Lubeke  dor  nut  unde  endrachticheit  erer  menen  borghere  van 
Lubeke,  unde  willet  wol,  dat  it  wichlich  si  allesweme,  de  nu 
sint,  unde  den  ghenen,  de  noch  thocumstich  sin,  de  dese  scrift 
an  set  unde  höret  lesen,  de  grotet  se  unde  wünschet  en  ewigher 
salichheit  to  unseme  Heren  Gode.  Unde  spreket  al  dus  :  wi 
willet  unde  bedet,  dat  men  dat  strenglike  unde  vaste  holde“, 
so  lautet  im  lübischen  Rechte  die  Eingangsformel ;  und  ebenso 
heißt  es  noch  einmal  am  Schlüsse:  „Unde  umme  dat  alle  desse 
dinch  scholen  ewig  bliven  ganz  vnde  vn  to  broken,  so  hebben 
wi  ratmanne  van  Lubeke  dese  geghenwardeghen  Schrift  bevestnet 
mit  unser  stades  ingheseghele“  usw. 

Die  vorstehenden  Darlegungen  ergeben,  daß  wir  auch  in  dem 


geführt  habe,  darauf  schließen,  daß  sie  vielfach  aus  dem  Ostseegebiete  nach 
Norwegen  kamen  und  von  dort  auch  das  Mehl  stammte,  das  ja  von  der  Ost¬ 
see  nachweislich  viel  nach  Norwegen  ging.  Es  ist  aber  nicht  zu  leugnen, 
daß,  wenn  Art.  6  a  auf  Ausreisen  von  Hamburg  zu  beziehen  sein  sollte,  die 
häufigere  direkte  Ausfuhr  von  Getreide  und  Bier  auch  von  Hamburg  aus 
dorthin,  für  die  allerdings  sonst  kein  urkundliches  Zeugnis,  jedenfalls  nicht 
aus  dem  13.  und  14.  Jahrhundert,  vorliegt,  anzunehmen  sein  würde.  Soviel 
aber  ist  auf  jeden  Fall  sicher,  daß  mit  den  Interessen,  welche  die  Hamburger 
in  Flandern,  in  Holland  und  in  England  hatten,  das  Interesse  der  Hamburger 
am  norwegischen  Verkehr,  auch  wenn  ein  solcher  direkt  von  Hamburg  aus 
unterhalten  worden  sein  sollte,  nicht  annähernd  gleich  bewertet  werden  kann 
(s.  Grundlagen  S.  138,  257  ff.).  Die  Kaufmannschaft  Hamburgs  zerfiel  1375 
in  mercatores  de  Flandria,  de  Anglia,  de  Amstelrodamme  und  de  Stavorn; 
von  einer  Genossenschaft  der  Bergenfahrer  ist  in  der  Hamburger  Kaufmann¬ 
schaft  im  13.  und  14.  Jahrhundert  keine  Rede. 


21* 
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Hamburger  Schiffrechte  nicht  ein  Gesetz  über  das  Seerecht  vor 
uns  haben,  dessen  Bestimmungen,  soweit  sie  nicht  ausdrücklich 
örtliche  Beziehungen  enthalten,  vom  Gesetzgeber  als  für  alle 
Häfen  und  alle  Reisen  geltend  gedacht  und  formuliert  sind, 
sondern  daß  wir  in  beiden  Schiffrechten  nichts  anderes  zu  sehen 
haben  als  eine  Zusammenstellung  von  Rechtssätzen  aus  bereits 
vorhandenen  Rechtsaufzeichnungen,  und  daß  diese  Rechtssätze 
im  wesentlichen  erwachsen  waren  in  dem  Verkehre,  welchen 
die  hamburgischen  und  lübeckischen  Reeder  und  Kaufleute  am 
Zwin  damals  betrieben,  und  in  den  am  Zwin  bestehenden  Hansen 
dieser  Seefahrer  ihre  Aufzeichnung  gefunden  hatten.  Zwar  waren 
auch  in  den  Heimatsstädten,  wenigstens  in  Lübeck,  einzelne  see¬ 
rechtliche  Grundsätze  schon  schriftlich  festgelegt;  das  liibische 
Stadtrecht  enthält  eine  ganze  Reihe  seerechtlicher  Bestimmungen, 
welche  allerdings  nicht  einen  besonderen  Abschnitt  bilden,  sondern 
zwischen  andere  Bestimmungen  verstreut  sind ;  wir  werden  in 
ihnen  den  Niederschlag  des  stadtlübischen  Gewohnheitsrechtes 
und  der  städtischen  Rechtsprechung  vermuten  dürfen.  An  zwei 
Stellen  hat  auch  der  Kompilator  des  lübischen  Schiffrechtes  von 
1299  auf  diese  seerechtlichen  Bestimmungen  des  Stadtrechtes 
zurückgegriffen.  Der  Artikel  XVI  des  Schiffrechtes  über  die 
Distanzfracht  im  Falle  des  Schiffbruches  zeigt  eine  Anlehnung 
an  den  Wortlaut  des  Artikels  226  des  Stadtrechtes,  während 
er  den  Wortlaut  des  entsprechenden  Artikels  14  des  hambur¬ 
gischen  Rechtes  entschieden  nicht  berücksichtigt;  inhaltlich  frei¬ 
lich  sind  die  beiden  Artikel  der  Schiffrechte  durchaus  gleich, 
und  das  lübische  Schiffrecht  läßt  sogar  den  dritten  Absatz  des 
Artikels  226  des  Stadtrechtes,  welcher  eine  dem  hamburgischen 
Schiffrechte  fremde  Bestimmung  enthält,  fort.  Noch  unverkenn¬ 
barer  ist  die  Anlehnung  des  Artikels  XXIII  des  lübischen  Schiff¬ 
rechtes  über  die  Schadenshaftung  im  Kollisionsfalle,  welcher 
zwar  ebenfalls  inhaltlich  mit  dem  Artikel  21  des  hamburgischen 
Rechtes  genau  übereinstimmt,  im  Wortlaute  aber  von  diesem  völlig 
abweicht  und  ganz  dem  Texte  des  Artikels  81  des  lübischen 
Stadtrechtes  folgt.  Der  Kompilator  des  lübischen  Schiffrechtes 
hat  hier  die  Vorlage,  an  die  er  sich  im  übrigen  hielt,  offenbar 
verlassen  und  anstatt  dessen  den  Wortlaut  der  entsprechenden 
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Stellen  des  lübischen  Stadtrechtes  eingereiht,  freilich  nur  inso¬ 
weit,  als  das  lübische  Stadtrecht  inhaltlich  mit  der  Vorlage  des 
Genossenschaftsstatuts  vom  Zwin  übereinstimmte  :).  Auch  in  Ham¬ 
burg  mag  es  bereits  vor  1292  zur  schriftlichen  Fixierung  einzelner 
seerechtlicher  Sätze  gekommen  sein;  möglicherweise  entstammen 
z.  B.  die  in  das  hamburgische  Schilfrecht  eingereihten  Bestim¬ 
mungen  über  den  Bergungslohn  einer  stadthamburgischen  Quelle. 
Es  ist  aber  ein  Fehlschluß,  wenn  Stein  (a.  a.  0.  S.  423)  daraus, 
daß  in  Hamburg  auch  über  seerechtliche  Streitigkeiten  Recht 
gesprochen  wurde  und  daß  hier  schon  in  der  Mitte  des  13.  Jahr¬ 
hunderts  seerechtliche  Rechtsnormen  erwähnt  werden,  folgert,  „das 
Schiffrecht“  habe  in  Hamburg  schon  lange  vor  der  uns  bekannten 
Kodifikation  von  1292  einen  Teil  des  Stadtrechtes  gebildet.  Das 
hamburgische  Stadtrecht  von  1270  enthält  noch  nicht  das  Schiff¬ 
recht;  dieses  stand  damals  noch  außerhalb  des  Stadtrechtes;  die 
Behauptung  Steins  (S.  422),  das  hamburgische  Schiffrecht  sei  da¬ 
mals  bereits  „in  besonderen  Aufzeichnungen  und  Kodifikationen 
neben  dem  Stadtrecht  im  engeren  Sinne  niedergelegt  gewesen“, 
schwebt  völlig  in  der  Luft.  Ob  überhaupt  die  in  dem  Schreiben 
des  hamburgischen  Rates  von  1259  erwähnten  Rechtsnormen  über 
den  Bergelohn,  die  Ansegelung  und  das  Anlaufen  eines  Not¬ 
hafens  hier  schon  vor  jenem  Schreiben  in  einer  schriftlichen  Auf¬ 
zeichnung  zusammengestellt  waren,  läßt  sich  aus  dem  Schreiben 
nicht  mit  Sicherheit  ersehen;  jedenfalls  fehlt  es  an  jedem  Beleg 
dafür,  daß  noch  andere  seerechtliche  Normen  hier  zur  Aufzeich¬ 
nung  gelangt  wären,  und  die  Tatsache,  daß  das  hamburgische 
Schiffrecht  von  1292,  das  offenbar  die  ihm  zur  Verfügung  stehenden 
verschiedenen  Rechtsaufzeichnungen  möglichst  hat  zusammen¬ 
stellen  wollen,  höchstens  sehr  geringe  Bestandteile  aus  stadt¬ 
hamburgischen  Quellen  enthält,  spricht  durchaus  dagegen. 

Schon  im  Eingang  ist  erwähnt  worden,  daß  auch  in  Bremen 
dieses  Schiffrecht  Bedeutung  gewonnen  hat.  In  einem  vielfach 
als  Stadtbuch  bezeichneten  bremischen  Buch  findet  sich  nämlich 
das  hamburgische  Schiffrecht  eingetragen,  und  von  Bremen  ist 
um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  dieses  hamburgische  Schiff- 


1)  Vgl.  Lappenberg  a.  a.  0.  S.  153. 
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recht  unter  Weglassung  verschiedener  Teile  desselben  nach  Olden¬ 
burg  übertragen.  Lappenberg1)  hat  den  Ausdruck  gebraucht, 
das  hamburgische  Schiffrecht  sei  „zu  Bremen  angenommen“,  und 
die  Ansicht  ausgesprochen,  daß  es  sich  bei  der  Bremer  Hand¬ 
schrift  nicht  lediglich  um  eine  Abschrift  des  Hamburger  Schiff¬ 
rechts  handle,  da  in  ihr  erstens  der  Artikel  19  des  hamburgischen 
Rechts  fehle,  der  von  dem  Heuerzuschlag  im  Falle  des  Einladens 
der  Ware  in  Stade  oder  auf  der  Stör  für  die  Fahrt  nach  Utrecht 
spricht,  und  da  ferner  als  Ort  der  Hanse  nicht  Ostkerken,  sondern 
Houke  genannt  sei.  Ihm  folgend,  spricht  Stein2)  von  einer 
„Aufnahme  des  Hamburger  Schiffrechts  in  das  bremische  Recht“ 
und  meint,  die  Ersetzung  des  Ortsnamens  Ostkerken  durch  Houke 
deute  darauf,  daß  die  Bremer  ihren  Vereinigungspunkt  in  Houke 
gehabt  hätten.  Fassen  wir  diese  bremische  Handschrift  näher 
ins  Auge,  so  ist  zunächst  zu  bemerken,  daß  sie  sich  nur  in  dem 
einen  Exemplar  des  bremischen  Stadtbuches  findet,  in  dem 
andern  dagegen  nicht.  Das  bremische  Stadtbuch 3)  ist  eine  Samm¬ 
lung  von  Gesetzen  aus  verschiedenen  Quellen  •  es  beginnt  mit  dem 
1303  revidierten  „Stadtbuch“,  d.  i.  dem  bremischen  Stadtrecht; 
es  folgen  24  im  Jahre  1304  publizierte  Gesetze  und  33  Ordeele, 
weiter  Rechtssätze  aus  andern  Rechtsquellen,  die  sich  im  Sachsen¬ 
spiegel  und  in  Statuten  anderer  Städte  wiederfinden,  hierauf 
wieder  Ordeele,  sodann  weitere  Gesetze,  Statuten,  Ordeele, 
Schedungen  usw.  Ein  zweiter  Kodex,  dessen  Inhalt  zum  großen 
Teil  demjenigen  des  andern  gleicht,  enthält  daneben  noch  einige 
andere  Eintragungen,  unter  anderem  das  hamburgische  Schiff¬ 
recht.  Diese  Eintragung  des  Schiffrechts  beginnt  unter  der  Über¬ 
schrift  „Schiprecht“  mit  den  Worten :  „De  meyne  Raad  unde  de 
burghere  van  der  stat  van  hamburg  hebbet  de  schiprecht  ge- 
wilkort  unde  utghegeven.  So  welk  unse  burghere  kumpt  in 
vlanderen  unde  heft  he  alzo  vele  copscattes  alzo  XIII  sol.  engelis 
afte  mer,  he  scal  geven  en  schelling  englis  tho  hanze“  usw.,  genau 


1)  A.  a.  0.  S.  142. 

2)  A.  a.  0.  S.  416,  Note  1. 

3)  S.  über  das  Folgende  Oelrichs,  Vollständige  Sammlung  alter  und 
neuer  Gesetzesbücher  der  Stadt  Bremen,  Bremen  1771.  Vorwort  S.  13  ff. 
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wie  die  uns  erhaltenen  Handschriften  des  Hamburger  Schiffrechts. 
In  Artikel  2  heißt  es  dann:  Tho  Utrecht  binnen  der  stad  scal 
men  de  henze  holden,  alzo  scal  men  ok  tho  dem  hoke  in  vlan- 
deren  tho  hanze  holden,  unde  anders  nerghen.  Die  andern  Hand¬ 
schriften  des  Hamburger  Schiffrechts  nennen  an  dieser  Stelle 
anstatt  Houke  den  Ort  Ostkerken.  Inhaltliche  Abweichungen 
hat  die  bremische  Eintragung  sonst  nur  noch  darin,  daß  sie  als 
Heuer  für  die  Fahrt  nach  Flandern  nicht  12,  sondern  14  solidi 
Hamburger  Währung  angibt,  daß  in  dem  Windegeldtarif  die 
Sonderbestimmung  fehlt,  nach  welcher  für  Koggenbretter  von 
weniger  als  50  Fuß  Länge  1  Hamburger  Pfennig  für  das  Ein¬ 
laden  und  1  flämischer  Pfennig  für  das  Ausladen  zu  bezahlen 
ist;  und  endlich,  daß  der  bereits  erwähnte  Artikel  fehlt,  welcher 
im  Hamburger  Recht  lautet:  Seghelet  ein  man  to  Stade,  to 
ladende  to  Utrecht  wart,  he  scal  je  welkeme  knapen  geven  to 
bäte  1  Schilling  Hamburghere;  uppe  de  Store  18  penninghe. 
Hiernach  ermangelt  es  für  die  Annahme,  daß  dieses  in  das 
Bremer  Buch  eingetragene  hamburgische  Schiffrecht  durch  einen 
Akt  der  Gesetzgebung  zum  bremischen  Recht  erklärt  worden 
wäre,  auf  alle  Fälle  an  jedem  Anhalt.  Der  Wortlaut  der  Ein¬ 
tragung  läßt  auf  das  klarste  erkennen,  daß  der  Schreiber  hier 
das  Schiffrecht,  das  der  Rat  und  die  Bürger  der  Stadt  Hamburg 
gewillkürt  haben,  eingetragen  hat.  Von  irgendeiner  Bezugnahme 
auf  Bremen  ist  in  der  ganzen  Eintragung  nichts  enthalten.  Wenn 
in  Artikel  1  in  genauer  Übereinstimmung  mit  den  andern  Hand¬ 
schriften  des  Rechts  von  unse  burghere  die  Rede  ist,  so  kann 
dies  unse  nur  auf  den  Gesetzgeber,  auf  den  Rat  und  die  Bürger 
der  Stadt  Hamburg,  bezogen  werden.  Der  Artikel  2,  der  be¬ 
fiehlt,  die  Hanse  in  Utrecht  und  in  Houke  in  Flandern  und 
nirgendwo  sonst  zu  halten,  kann  deshalb  ebenfalls  nur  auf  die 
Bürger  von  Hamburg,  die  nach  Artikel  1  diese  Hanse  bilden, 
bezogen  werden.  Auch  weiterhin  sind  alle  die  gerade  auf  Ham¬ 
burg  bezüglichen  Rechtsbestimmungen  in  der  Bremer  Eintragung 
unverändert  erhalten :  die  Berufung  gegen  die  Urteile  der  Hanse 
geht  nach  hamburch  upp  dat  hus;  die  Heuer  nach  Flandern 
wird  in  Hamburger  Währung  ausgedrückt ;  es  wird  die  Pako- 
tille  für  die  Fahrten  von  Hamburg  aufgeführt,  ohne  daß  der 
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Fahrten  von  Bremen  Erwähnung  geschieht;  im  Windegeldtarif 
wird  bei  den  stappen,  die  über  35  Schillinge  gekostet  haben, 
das  Windegeld  mit  2  Pfennig  Hamburger  Währung  für  das 
Einladen  und  2  Pfennig  flämischer  Währung  für  das  Ausladen 
angegeben,  und  es  werden  die  Windegeldsätze  für  Asche  von 
den  Plätzen  des  hamburgischen  Hinterlandes  Liebenwalde,  Perle¬ 
berg,  Hitzacker,  Boizenburg  und  Bleckede  aufgeführt;  es  wird 
endlich  die  Führung  der  hamburgischen  Flagge  anbefohlen  und 
die  Nichtbefolgung  dieser  Vorschrift  in  gleicher  Weise  wie  die 
Anstellung  einer  Klage  gegen  einen  Hamburger  vor  dem  aus¬ 
ländischen  Gericht  mit  einer  Strafe  von  3  Mark  Silbers  to  der 
stad  (worunter  hiernach  nur  Hamburg  verstanden  sein  kann) 
köre  bedroht;  es  wird  in  den  dem  Schiffrecht  angefügten  Nach¬ 
trägen,  welche  gleichfalls  mit  in  das  Bremer  Buch  eingetragen 
sind,  und  zwar  in  demselben  Wortlaut,  wie  sie  uns  in  andern 
Handschriften  des  Hamburger  Rechts  erhalten  sind,  das  Winde¬ 
geld  für  Bier  mit  6  Pfennig  hamburgischer  Währung  für  das 
Einwinden  und  2  Pfennig  englischer  Währung  für  das  Aus¬ 
winden  angegeben ;  es  wrird  dem  Schiffer  verboten,  seinen  Schiffs¬ 
mann  auf  der  Elbe  zu  entlassen,  ehe  er  to  dem  shore  gekommen 
ist,  usw.  Hiernach  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  wir 
in  dem  in  das  Bremer  Buch  eingetragenen  Schiffrecht  nicht  etwa 
eine  Überarbeitung,  sondern  lediglich  eine  Abschrift  des  Ham¬ 
burger  Schiffrechts  vor  uns  haben,  und  daß  die  Vorlage,  von 
der  diese  Abschrift  genommen  wurde,  in  vereinzelten  Punkten 
von  den  uns  sonst  erhaltenen  Handschriften  des  Hamburger 
Schiffrechts  abwich.  Daß  die  Bestimmung  des  Windegeldes  für 
Koggenbretter  von  40  Fuß  Länge  ein  Nachtrag  zu  der  ursprüng¬ 
lichen  Fassung  war,  ist  schon  oben  dargelegt ;  ebenso  aber  wird 
es  mit  der  Bestimmung  über  den  Heuerzuschlag  für  die  Fahrten 
von  Stade  und  von  der  Stör  nach  Utrecht  stehen.  Denn  die 
Annahme,  daß  diese  Bestimmung  weggelassen  sei,  weil  sie  für 
die  Bremer  keine  Bedeutung  gehabt  hätte,  muß  als  ausgeschlossen 
bezeichnet  werden  angesichts  der  Tatsache,  daß  alle  die  er¬ 
wähnten,  speziell  auf  Hamburg  bezüglichen  und  auf  die  Bremer 
ebenfalls  nicht  anwendbaren  Bestimmungen,  insbesondere  das 
Gebot  der  Führung  der  hamburgischen  Flagge,  unverändert  be- 
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lassen  sind.  Wenn  endlich  Rat  und  Bürger  Hamburgs  laut 
dieser  Abschrift  ihren  Bürgern  befehlen,  daß  sie  in  Flandern 
die  Hanse  in  Houke  halten  sollen,  so  ergibt  sich  hieraus  nur, 
daß  die  Hanse  der  Hamburger  damals  an  diesem  Platz  ihren 
Sitz  hatte.  Da  sowohl  die  Houke  als  die  Ostkerken  als  Sitz 
der  Hamburger  Hanse  bezeichnenden  Handschriften  in  gleicher 
Weise  hinzufügen,  daß  die  Hanse  an  keinem  andern  Platz  als 
diesem  abgehalten  werden  sollte,  so  ist  an  ein  gleichzeitiges  Be¬ 
stehen  von  Hamburger  Hansen  in  Ostkerken  und  in  Houke 
jedenfalls  nicht  zu  denken.  Der  Umstand,  daß  Ostkerken, 
welches  oberhalb  Houke  lag,  im  14.  Jahrhundert  bei  der  Auf¬ 
zählung  der  Hafenplätze  am  Zwin  nicht  mehr  erwähnt  wird  — 
die  Stapelordnung  von  1323  und  ebenso  z.  B.  die  Entwürfe  der 
Privilegien  für  die  Deutschen  von  1359  kennen  nur  noch  Houke 
und  Monnikerede  als  Nebenplätze  von  Damme1)  —  und  somit 
wohl  infolge  der  zunehmenden  Versandung  des  Zwin  nicht  mehr 
als  Hafen  platz  bestand,  kann  keinen  Zweifel  darüber  lassen,  daß 
Houke  nicht  vor,  sondern  nach  Ostkerken  der  Sitz  der  Hanse 
war 2).  Die  hamburgische  Hanse  ist  also  offenbar  von  Ostkerken 
später  nach  Houke  verlegt  worden3). 

Die  in  das  Bremer  Buch  eingetragene  Abschrift  des  ham- 
burgischen  Stadtrechts  hat  nun  aber  in  Bremen  im  Laufe  der 
ersten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  eine  Überarbeitung 4)  erfahren, 
welche  zeigt,  daß  auch  die  Bremer  die  in  dem  Hamburger  Recht 
festgelegten  Sätze  tatsächlich  anwendeten  und  in  diesem  Sinne 
dieses  Recht  rezipierten  oder,  wie  Lappenberg  sagt,  „an- 
nahmen“,  etwa  in  gleicher  Weise,  wie  in  Deutschland  gewohn¬ 
heitsrechtlich  das  römische  Recht  allmählich  zur  Rezeption  ge- 

1)  Hans.  Urkdb.  II,  S.  401,  430,  452. 

2)  Stein,  der  aus  der  Bremer  Handschrift  des  Schiffrechtes  folgert,  daß 
die  Bremer  in  Houke  ihre  Hanse  gehabt  hätten  (a.  a.  0.  S.  156),  erklärt 
(ebenda  S.  146  Note  1):  „Die  Annahme  einer  Verlegung  der  Hamburger 
Hanse  nach  Houke  schwebt  völlig  in  der  Luft“,  ohne  daß  er  die  oben  dar¬ 
gelegten  Gesichtspunkte  in  Erwägung  gezogen  hat. 

3)  S.  hierüber  Th.  Kiesselbach  in  Hansischen  Geschichtsblättern  1900, 
S.  62  ff. 

4)  Abgedruckt  bei  Pardessus,  Collection  de  lois  maritimes,  Bd.  III, 
S.  317  ff. 
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langt  ist,  ohne  daß  je  ein  Akt  der  deutschen  Gesetzgebung 
dasselbe  zum  deutschen  Gesetz  erhoben  hätte.  Die  Überarbei¬ 
tung,  welche  das  Schilfrecht  in  Bremen  erfahren  hat,  besteht  im 
wesentlichen  in  der  Ausscheidung  der  Bestimmungen,  die  für 
die  Bremer  nicht  in  Betracht  kamen.  Freilich  ist  sie  in  dieser 
Beziehung  keineswegs  vollständig  durchgeführt;  so  linden  wir 
in  den  Bestimmungen  über  das  Windegeld  bei  den  stappen  und 
ebenso  in  den  Nachträgen  bei  dem  Bier  die  Hamburger 
Währung  für  das  Einladen,  ferner  die  Tarifsätze  für  die  Asche 
von  Liebenwalde,  Perleberg,  Hitzacker  und  Boitzenburg,  während 
der  an  anderer  Stelle  stehende  Tarifsatz  für  die  Asche  von 
Blekede  gestrichen  ist,  in  den  Nachträgen  ferner  das  Verbot  der 
Entlassung  des  Schilfsmanns  auf  der  Elbe  vor  der  Ankunft  tho 
dheme  schore  usw.  Auch  gibt  die  Urkunde  nicht  nur  nicht  den 
geringsten  Anhalt  dafür,  daß  das  in  ihr  enthaltene  Recht  durch 
einen  Akt  der  Gesetzgebung  zum  bremischen  Recht  erklärt 
worden  wäre,  sondern  läßt  das  Recht,  gerade  wie  die  in  das 
Stadtbuch  eingetragene  Abschrift  des  Schiffrechts,  ausdrücklich 
als  das  Schiffrecht  der  Stadt  Hamburg  erkennen,  indem  sie  gleich¬ 
falls  beginnt:  „De  meyne  rad  unde  de  burghere  van  der  stat 
Hamburg  hebbet  de  schiprecht  gewilkoret  unde  ut  ghegeven“.  Es 
folgt  alsdann,  wie  in  dem  ursprünglichen  Recht,  die  Vorschrift 
über  die  Abgabe  an  die  Hanse  in  Flandern ;  das  Wort  burghere 
aber  ist  an  dieser  Stelle  durch  schipmann  ersetzt;  da  als  schip- 
mann  nur  der  Angestellte  des  Schiffsherrn,  des  schipher,  be¬ 
zeichnet  zu  werden  pflegt,  ist  der  Sinn  dieser  Änderung  dunkel ; 
denn  es  ist  kaum  anzunehmen,  daß,  mag  nun  an  Bremer  oder 
an  Hamburger  bei  dieser  Änderung  gedacht  sein,  nur  die  Schiffs¬ 
leute,  wenn  sie  Kaufmannsgut  im  Wert  von  mindestens  13  Schil¬ 
ling  mit  sich  führten,  die  Abgabe  zu  zahlen  gehabt  hätten, 
nicht  aber  die  Schiffer,  selbst  wenn  man  vermuten  wollte,  daß 
die  ursprünglich  auch  die  Kaufleute  mit  umfassende  Hanse  sich 
inzwischen  zu  einer  Schifferhanse  umgebildet  habe.  Dieser  An¬ 
nahme  steht  freilich  auch  entgegen,  daß  das  Gebot  des  Besuchs 
der  Morgensprache,  ebenso  wie  das  Verbot,  einen  Bürger  vor 
dem  flandrischen  Gericht  zu  verklagen ,  auch  in  dem  über¬ 
arbeiteten  Schiffrecht  an  alle  Bürger  gerichtet  ist.  Auch  das 
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überarbeitete  Schiffreeht  enthält  die  Bestimmung,  daß  der  Ham¬ 
burger  Rat  die  Appellationsinstanz  gegen  die  Entscheidungen 
der  Hanse  sein  soll.  Weggelassen  sind  alle  Bestimmungen  über 
die  Hanse  in  Utrecht,  nämlich  die  Artikel  1  c  und  2,  und  ebenso 
die  Artikel  17a  bis  19.  Mit  der  Streichung  des  ganzen  Artikels  2 
ist  zugleich  die  Bezeichnung  des  Orts  Houke  als  Sitz  der  Hanse 
gestrichen,  ohne  daß  ein  anderer  Platz  anstatt  dessen  in  Flandern 
genannt  wird.  Diese  Streichung  des  Ortsnamens  Houke  legt  die 
Vermutung  nahe,  daß  in  diesem  Punkt  das  Schiffrecht  nicht  mehr 
der  Wirklichkeit  entsprach  und  die  Hamburger  Hanse  bereits 
wieder  an  einem  andern  Platz  ihren  Sitz  hatte;  jedenfalls  recht¬ 
fertigt  sie  nichts  weniger  als  die  Vermutung  Steins,  die  Bremer 
hätten  in  Houke  ihren  Vereinigungspunkt  gehabt.  Weggelassen 
sind  in  der  Überarbeitung  ferner  die  Artikel  6  a — c,  enthaltend 
die  Heuersätze  für  die  Fahrten  nach  Norwegen,  nach  Gotland 
und  nach  Flandern,  der  Artikel  10  b  über  die  Verpflichtung  des 
Schiffers  zur  Weiterfahrt  von  Schonen  nach  Norwegen  für  den 
dritten  Teil  der  Fracht  bei  Vermietung  des  Schiffes  nach  Schonen 
zum  Heringsfang  und  der  Artikel  26  a  und  b  über  die  Führung 
der  hamburgischen  Flagge.  Eingeschaltet  ist  bei  den  Bestim¬ 
mungen  über  die  Pakotille  des  Schiffsmanns  die  Fahrt  „von 
Bremen“,  für  welche  die  gleichen  Pakotillesätze  gelten  wie  für 
die  Fahrt  von  Hamburg.  Daß  der  Überarbeitung  die  Abschrift 
des  Schiffrechts,  welche  in  das  Bremer  Buch  eingetragen  war, 
zugrunde  lag,  ergibt  sich  deutlich  daraus,  daß  hier  wie  dort  im 
Windegeldtarif  die  Bestimmung  über  die  in  Hamburger  Währung 
zu  zahlende  Einladungsgebühr  und  die  in  flämischer  Währung 
zu  zahlende  Ausladegebühr  bei  den  Koggenbrettern  fehlt,  bei 
den  stappen  aber  angeführt  ist.  Die  Überarbeitung  muß  bis  zum 
Jahre  1345  erfolgt  sein,  da  in  diesem  Jahr  eine  Abschrift  dieses 
überarbeiteten  Schiffrechts  als  Anhang  zu  einer  Abschrift  des 
bremischen  Stadtrechts  von  Bremen  an  Oldenburg  übersandt 
wurde1).  Eben  diese  Übersendung  zusammen  mit  dem  Stadt¬ 
recht  zeigt,  geradeso  wie  die  Überarbeitung  selbst,  deutlich,  daß 
dieses  Schiffrecht  in  dem  dargelegten  Sinn  in  Bremen  zur  Re- 


1)  S.  Pardessus,  Collection  de  lois  maritimes,  Bd.  III,  S.  312. 


324 


Gr.  Arnold  Kiesselbach 


zeption  gelangt  war,  d.  h.,  daß  die  in  ihm  enthaltenen  Rechts¬ 
gedanken,  soweit  sie  sich  auf  den  Verkehr  der  Bremer  über¬ 
tragen  ließen,  auch  bei  den  Bremern  Anwendung  fanden.  Die 
Tatsache,  daß  gerade  alle  die  auf  den  Verkehr  in  Flandern  be¬ 
züglichen  Bestimmungen  in  der  Überarbeitung  unverändert  ge¬ 
lassen  wurden  —  so  die  Bestimmungen  über  die  Pakotillesätze  für 
die  Reisen  von  Rochelle,  von  England  und  Irland,  von  Nor¬ 
wegen,  von  Gotland,  von  Hamburg  —  und  dieser  Zusammenstellung 
nur  noch  diejenigen  für  die  Reisen  „von  Bremen“  angefügt 
wurden,  zeigt,  daß  diese  Vorschriften  auch  für  die  Bremer  prak¬ 
tische  Bedeutung  hatten,  und  weist  darauf  hin,  daß  für  die 
Bremer  Flandern  in  ganz  ähnlicher  Weise  wie  für  die  Hamburger 
und  Lübecker  der  Mittelpunkt  war,  auf  den  sich  ihre  Reisen 
von  den  ausländischen  Plätzen  richteten,  wie  denn  auch  die  Bei¬ 
behaltung  der  Bestimmungen  über  die  Hanse  der  Hamburger  in 
Flandern  und  des  Hamburger  Rats  als  Appellationsinstanz  gegen 
die  Entscheidungen  desselben  die  Vermutung  aufdrängt,  daß  auch 
diese  Bestimmung  für  die  Bremer  praktisches  Interesse  hatte 
und  daß  die  Bremer  zu  dieser  Hamburger  Hanse  Zutritt  gefunden 
hatten. 

Die  Tatsache,  daß  das  Recht,  welches  aus  dem  auf  Flandern 
gerichteten  und  in  Flandern  seinen  Mittelpunkt  findenden  Ver¬ 
kehr  erwachsen  ist,  dasjenige  war,  welches  für  die  Lübecker, 
für  die  Hamburger  und  für  die  Bremer  die  Grundlage  ihres 
Seerechts  abgab,  stellt  die  überragende  wirtschaftliche  Bedeutung 
Flanderns  im  Seeverkehr  der  Bürger  dieser  drei  Städte  mit 
großer  Deutlichkeit  vor  Augen  und  läßt  klar  erkennen,  daß 
Flandern  und  nicht  die  Heimatstädte  der  eigentliche  Mittelpunkt 
ihres  Seeverkehrs  war.  Das  Rechtsleben  findet  naturgemäß  in 
den  Zentren  des  Verkehrs,  da,  wo  es  am  stärksten  entwickelt 
wird,  seinen  Niederschlag,  während  solche  Kristallisationen  an 
der  Peripherie  des  Verkehrskreises  nur  dürftig  auftreten,  wenn 
sie  nicht  ganz  unterbleiben. 

Stein  hat  gegen  die  im  vorstehenden  entwickelte  Auffassung 
von  der  zentralen  Bedeutung  Flanderns  im  Seeverkehr  der 
Hamburger  und  Lübecker  gekämpft  mit  der  Behauptung,  „Be¬ 
stand  und  Inhalt  der  Überlieferung  erhöben  gegen  dieselbe 
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Widerspruch“.  Soweit  mit  diesem  Ausdruck  gesagt  sein  soll, 
daß  diese  Auffassung  nicht  mit  der  in  der  hansischen  Geschichts¬ 
forschung  zurzeit  wohl  herrschenden,  jedenfalls  von  ihm  ver¬ 
tretenen  Ansicht  übereinstimme,  ist  sie  zutreffend.  Soweit  sie 
dagegen  bedeuten  soll,  daß  sie  mit  den  Quellen  in  Widerspruch 
stehe,  ist  sie  unbegründet;  in  den  Quellen  findet  sie  vielmehr 
die  reichlichste  Bestätigung,  wie  im  folgenden  gezeigt  werden 
wird. 

Was  zunächst  den  Verkehr  von  und  nach  der  Elbe  anlangt, 
so  weist  uns  gleich  die  älteste  Urkunde  auf  Flandern  als  das 
Hauptziel  der  Ausfuhr  hin.  In  dem  Privilegium  von  1236,  in 
welchem  Graf  Adolf  IV.  die  Abgaben  herabsetzt,  welche  die 
Kaufleute  der  Mark  Brandenburg  in  Hamburg  zu  zahlen  haben, 
heißt  es  am  Schluß :  „Hec  omnia,  sicut  prescriptum  est,  dabuntur, 
si  de  Hammenborch  ad  vendendum  in  Flandriam  vel  alias 
deducuntur“ *).  Weshalb  diese  Hervorhebung  von  Flandern? 
Nicht  etwa,  weil  die  herabgesetzten  Zölle  nur  für  die  Ausfuhr 
nach  Flandern  Geltung  haben  sollten ;  ausdrücklich  wird  ja  all¬ 
gemein  hinzugefügt  „vel  alias“.  Die  heutige  Gesetzessprache 
würde  die  abstrakte  Ausdrucks  weise  wählen:  „bei  der  Ausfuhr 
über  Hamburg“ ;  die  anschaulichere  Ausdrucksweise  jener  Zeit 
führt  das  regelmäßige  Ziel  der  Ausfuhr  an,  und  dieses  Ziel  war 
eben  Flandern.  Diese  konkrete  Ausdrucksform  kehrt  nun  in 
den  Urkunden  jener  Zeit  immer  wieder,  und  immer  wieder 
nennen  sie  Flandern  als  das  regelmäßige  Ziel  der  Ausfuhr.  In 
der  Urkunde,  in  der  Graf  Wilhelm  II.  von  Holland  den  Ham¬ 
burgern  und  Lübeckern  sicheres  Geleit  in  seinem  Land  gewährt 
und  Zölle  für  sie  festsetzt1 2),  sagt  er,  daß  sie  diese  Hechte  ge¬ 
nießen  „per  terram  meam  transeuntes“,  und  daß  diese  ihre  Durch¬ 
fuhr  nach  Flandern  ging,  läßt  die  Urkunde  ebenfalls  auf  das 
deutlichste  erkennen,  indem  sie  bekundet,  daß  sie  nachher  von 
Flandern  zurückkommen,  „si  pannos  de  Flandria  versus  partes 
suas  reveherent  per  terram  meam“3).  In  gleicher  Weise  hebt 

1)  Hans.  Urkdb.  I,  N.  277. 

2)  Hans.  Urkdb.  I,  N.  331. 

3)  Stein  meint,  a.  a.  0.  S.  413 — 414,  für  die  erste  Hälfte  des  13.  Jahr¬ 
hunderts  bedürfe  die  Frage,  ob  für  diese  Zeit  der  Verkehr  mit  Utrecht  oder 
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wieder  das  Privileg  des  Bischofs  von  Utrecht  von  1244  an  die 
Hamburger  und  Lübecker  für  die  Durchfuhr  durch  sein  Gebiet *) 
Flandern  als  das  regelmäßige  Hauptziel  ihrer  Reise  hervor:  „et 
quandocunque  de  Geno  sunt  porrecturi  cum  navibus,  in  quibus 
bona  sua  reponunt,  versus  Flandriam  vel  alias“.  In  der  etwa 
der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  (ca.  1262)  angehörenden  schauen- 
burgischen  Zollwolle* 1  2),  in  welcher  das  Privileg  für  die  Branden¬ 
burger  von  1236  wiederkehrt,  heißt  es  wiederum,  ähnlich  wie 
in  der  Urkunde  von  1236 :  et  sciendum,  si  de  omnibus  hiis  bonis 
suprascriptis  dederint  ungeldum  im  Hamborch  et  ducunter  in 
Flandriam  vel  alias  et  comparant  pannum,  in  reditu  de  ipso 
panno  nichil  dabunt.  Si  vero  aliquis  istorum  mercatorum  purum 
argentum  vel  Anglicos  denarios  sive  alias  merces,  de  quibus 
ungeldum  non  dedit,  secum  in  Flandriam  duxerit“  usw.  In  der 
Urkunde  von  1278  über  die  von  den  Lüneburgern  in  Hamburg 
zu  zahlenden  Zölle 3)  heißt  es  bei  der  Erörterung  des  Zolles,  den 
sie  bei  der  Ausfuhr  über  Hamburg  zu  zahlen  haben :  de  bonis  vero 
in  Flandriam  vel  alias  deducendis  pro  last  cupri  vel  eris  metalli 
sive  last  cere  4  J>“  usw.  Immer  wieder  wird  sowohl  bei  der 
Ausfuhr  von  der  Elbe  als  auch  bei  der  Einfuhr  Flandern  genannt 
als  das  selbstverständliche  Ziel  der  ausgehenden  und  der  selbst¬ 
verständliche  Ausgangspunkt  der  heimgehenden  Reisen. 

Fassen  wir  nun  die  Argumente  ins  Auge,  mit  denen  Stein 
diese  durch  die  Quellen  belegte  Ansicht  von  der  Konzentration 
des  Verkehrs  von  der  Elbe  auf  Flandern  bekämpft.  Nach  Steins 
Meinung  nahm  neben  Flandern  England  eine  bedeutsame  Stellung 
im  Verkehre  Hamburgs  ein.  Zwei  Urkundenstellen  sollen  diesen 

mit  Flandern  für  die  hamburgischen  Schiffe  der  häufigere  gewesen  sei,  doppelt 
vorsichtiger  Beurteilung,  da  in  dieser  Zeit  „für  Flandern  kein  Vorgang  geltend 
gemacht  werden  könne“.  Daß  der  Warenverkehr  Hamburgs,  auch  soweit  er 
nach  Utrecht  ging,  dieses  hauptsächlich  nur  als  Durchgangsplatz  für  den 
Verkehr  gerade  nach  Flandern  benutzte,  zeigt  schon  die  angeführte  Urkunde. 
Angesichts  der  Tatsache,  daß  Lübecker  und  Hamburger  damals  schon  nach 
England  fuhren,  kann  kein  Zweifel  sein,  daß  sie  mit  ihren  Schiffen  auch 
schon  direkt  nach  Flandern  fuhren. 

1)  Hans.  Urkdb.  N.  334. 

2)  Ebenda  N.  573,  Nummer  1. 

3)  Ebenda  N.  808. 
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Beweis  erbringen.  Es  ist  nämlich  von  der  erwähnten  schauen- 
burgischen  Zollrolle  von  1262/63  eine  zweite,  von  der  ersten 
vielfach  abweichende  Handschrift  erhalten,  die  an  einer  Stelle 
neben  Flandern  England  als  Ziel  der  Reisen  der  Brandenburger 
benennt.  Daß  das  den  Brandenburgern  verliehene  Privileg,  dessen 
Inhalt  in  der  Zollrolle  ja  nur  wiederholt  wird,  ursprünglich  diesen 
Hinweis  auf  England  nicht  enthielt,  steht  fest.  Stein  beruft 
sich  aber  darauf,  die  Handschrift,  welche  diesen  Zusatz  aufweise, 
entstamme  bereits  dem  13.  Jahrhundert.  Die  Handschrift  trug 
kein  Datum;  von  sachverständiger  Seite  ist  sie  früher  als  eine 
Abschrift  aus  dem  13.  Jahrhundert  bezeichnet  worden;  doch  war 
sie  schon  zur  Zeit  der  Abfassung  des  ersten  Bandes  des  Hansi¬ 
schen  Urkundenbuches  verloren  gegangen,  und  eine  Nachprüfung 
der  Richtigkeit  dieser  Ansicht  ist  somit  nicht  möglich.  Die  Ein¬ 
fügung  des  Hinweises  auf  England  gibt  der  Stelle  einen  Inhalt, 
der  nach  dem  uns  erhaltenen  Urkundenmateriale  noch  nicht  für 
das  13.  Jahrhundert,  sondern  erst  etwa  für  die  Zeit  seit  der 
Mitte  des  14.  Jahrhunderts  zutrifft.  Die  Stelle  lautet:  „de  Omni¬ 
bus  jam  dictis  bonis,  si  dederint  ungeldum  in  Hamborgh  et 
ducunt  in  Flandriam  vel  in  An  gl  i  am  sive  alias  et  comparant 
pannum  de  hiis,  in  reditu  de  ipso  panno  nichil  dabunt.  Scien- 
dum  preterea  si  aliquis  istorum  mercatorum  purum  argentum 
sive  Anglicos  denarios  vel  alias  merces  de  quibus  ungeldum  non 
dedit,  ducit  in  Flandriam  et  comparat  pannum  de  hiis,  in  reditu 
dabit  de  pacca  illa  14  ß  ad  ungeldum“.  Die  Urkunde  unter¬ 
scheidet  also  den  Fall,  daß  bei  der  Ausfuhr  bereits  Ungeld 
bezahlt  ist  für  die  zur  Ausfuhr  gelangenden  Waren,  von  dem¬ 
jenigen,  daß  bei  der  Ausfuhr  kein  Ungeld  bezahlt  ist,  weil  die 
Waren  beziehungsweise  das  Bargeld  nicht  abgabenpflichtig  sind; 
im  ersten  Falle  ist  bei  der  Rückkehr  kein  Ungeld  zu  zahlen,  im 
zweiten  sind  die  bei  der  Rückkehr  mitgeführten  Waren  ungeld¬ 
pflichtig;  der  Rechtssatz  ist  aber  auch  hier  wieder  nicht  abstrakt, 
sondern  konkret  formuliert :  als  Ziel  der  Hinreise  wird  im 
ersteren  Falle  Flandern  oder  England  oder  ein  anderes  Land, 
im  zweiten  Falle  nur  Flandern,  als  selbstverständlicher  Gegen¬ 
stand  der  Einfuhr  bei  der  Rückkehr,  um  welche  es  sich  in  der 
Bestimmung  ja  nur  handelt,  Tuch  bezeichnet.  Wir  wissen  zur 
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Genüge,  daß  Tuch  bis  gegen  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  kein 
Ausfuhrprodukt  Englands  nach  dem  hansischen  Gebiete  war; 
auch  die  herrschende  Auffassung  hat  dies  immer  anerkannt. 
Wenn  also  hier  als  von  einer  regelmäßigen  Erscheinung  davon 
die  Rede  ist,  daß  Waren  nach  England  ausgeführt  werden  und 
Tuch  dafür  gekauft  und  zurückgebracht  wird,  so  kann  die  Ein¬ 
fügung  der  Worte  „vel  in  Angliam“  frühestens  in  der  Mitte  des 
14.  Jahrhunderts  vorgenommen  sein;  im  13.  Jahrhundert  würde 
die  Einfügung  einfach  einen  Widersinn  ergeben  haben;  bezeich¬ 
nend  ist  übrigens,  daß  auch  in  dieser  Urkunde  an  der  zweiten 
Stelle  nach  wie  vor  Flandern  allein  als  das  Ziel  der  Reisen 
genannt  ist. 

Die  zweite  Stelle,  auf  welche  Stein  seine  abweichende  An¬ 
sicht  stützt,  findet  sich  im  hamburgischen  Schuldbuche;  es  heißt 
dort:  „Ludeko  Blake  et  uxor  ejus  debent  Bertrammo  Lusco 
quatuor  griseos  pannos  de  quatuor  marcis  argenti  vectos  in 
Anglia  in  navi  Gudeconis  Buttoghe  super  eventuram  dicti 
Bertrammi;  qui  dum  in  Anglia  venditi  fuerint,  idem  Ludeco“  etc. 
Soll  diese  Stelle  als  ein  Beweis  dafür  gelten,  daß  England  da¬ 
mals  eine  nicht  unerhebliche  Bedeutung  als  Ziel  der  Ausfuhr 
Hamburgs  hatte,  so  muß  man  annehmen,  daß  derartige  Reisen 
nicht  etwa  ganz  außergewöhnlich,  sondern  häufig  waren,  daß  also 
graue  Tuche  einen  beachtenswerten  Gegenstand  der  Ausfuhr  von 
Hamburg  aus  gebildet  haben.  Nun  werden  aber  Tuche  als  Gegen¬ 
stand  der  Ausfuhr  über  Hamburg  in  der  schauenburgischen  Zoll¬ 
rolle  von  1262  gar  nicht  einmal  erwähnt;  gerade  diese  Zollrolle 
benennt  vielmehr  als  den  selbstverständlichen  Gegenstand  der 
Einfuhr  von  Westen  nach  Hamburg  immer  wieder  Tuch.  Es 
kann  deshalb  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  daß  der  Absatz 
von  Tuchen  von  Hamburg  nach  England  in  jener  Zeit  als  Unter¬ 
lage  eines  nennenswerten  Verkehrs  dorthin  gar  nicht  in  Frage 
kommen  kann. 

Stein  meint  schließlich  l),  es  liege  kein  Grund  vor,  zu  leug¬ 
nen,  daß  für  die  Ausfuhr  von  Holz  und  Getreide  neben  Flandern 
nicht  auch  Utrecht,  England  und  Norwegen  in  Betracht  gekommen 


1)  A.  a  0.  S.  413. 
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wären.  An  Belegen  für  diese  Vermutungen  vermag  er  nichts 
anzuführen;  nicht  nur  fehlt  es  aber  völlig  an  Nachrichten,  son¬ 
dern  es  weisen  auch  die  oben  angeführten  Urkunden,  und  in 
Übereinstimmung  damit  das  Schiffrecht,  welches  uns  das  Zwin 
als  den  Mittelpunkt  des  Verkehrs  der  Hamburger  vor  Augen 
führt,  auf  das  klarste  darauf  hin,  daß  der  Weltmarkt  Brügge 
der  Markt  war,  wo  zum  mindesten  die  große  Masse  der  ham- 
burgischen  Ausfuhr  ihren  Absatz  fand.  England  war  in  jener 
Zeit  ein  dünn  bevölkertes,  industriearmes,  im  wesentlichen  von 
der  Landwirtschaft  lebendes  Land,  das  überhaupt  nur  einen  sehr 
bescheidenen  Absatzmarkt  bot1),  und  dessen  wirtschaftliche  Be¬ 
deutung  in  der  Ausfuhr  eines  einzigen  landwirtschaftlichen  Roh¬ 
stoffes,  nämlich  der  Wolle,  bestand. 

In  Steins  Vorstellung  ist  England  bereits  in  jener  Zeit  ein 
ähnlicher  Mittelpunkt  eines  nach  allen  Richtungen  hin  verzweig¬ 
ten  Verkehrs  wie  Flandern.  Wenn  das  Verzeichnis  der  Ham¬ 
burger  Kaufleute  von  1375  84  mercatores  de  Flandria  und  35 
mercatores  de  Anglia  aufführt,  so  lassen  ihn  diese  Zahlen  den 
Schluß  ziehen  (a.  a.  0.  S.  444),  „daß  der  Verkehr  Hamburgs 
mit  Flandern  den  mit  England  um  mehr  als  das  Doppelte  überträfe“ ; 
diese  Kaufleute  de  Anglia  betrieben  also  nach  seiner  Meinung  alle 
den  Handel  zwischen  Hamburg  und  England ;  merkwürdig  'nur, 
daß  die  Quellen  diesen  von  Hamburg  ausgehenden  bedeutenden 
Verkehrszweig  in  den  vorhergehenden  Zeiten  ganz  tot  schweigen, 
obwohl  derselbe  etwa  den  dritten  Teil  der  Hamburger  Kaufmann¬ 
schaft  in  Anspruch  genommen  haben  soll ;  nur  davon,  daß  die  Ham¬ 
burger  regelmäßig  von  England  Wolle  nach  Flandern  brachten, 
berichten  uns  die  Quellen.  Auch  die  Handelsgebiete  der  Ostsee 
standen  nach  Steins  Meinung  in  regem  unmittelbaren  Verkehr  mit 
England.  In  einer  Urkunde  von  1309  wird  bezeugt,  deutsche  Kauf¬ 
leute  hätten  in  England  ausgesagt,  daß  das  Wachs  von  Rußland 
und  andern  fernen  Gegenden  um  die  Zeit  eines  bestimmten  Festes, 
zu  welcher  Zeit  die  Versorgung  des  königlichen  Haushaltes  für  das 
nächste  ganze  halbe  Jahr  vorgenommen  zu  werden  pflegte,  nach 


1)  S.  Näheres  in  meinen  „wirtschaftlichen  Grundlagen  der  Hanse“ 
§.  61  ff.,  168  ff. 
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Flandern  zu  kommen  pflege,  und  daß  sie  das  Wachs  in  Flan¬ 
dern  zu  kaufen  und  nach  England  zu  führen  pflegten,  daß 
aber  in  diesem  Jahre  kein  Wachs  in  Flandern  erhältlich  gewesen 
sei.  Stein  meint,  die  Behauptungen  dieser  Kaufleute,  daß  sie 
das  Wachs,  welches  sie  nach  England  brachten,  in  Flandern  zu 
kaufen  pflegten,  seien  wohl  unwahre  Ausflüchte  gewesen.  Dies 
sei  sogar  wahrscheinlich,  denn  es  werde  in  einer  andern  Urkunde 
einmal  ein  Schiff  erwähnt,  welches  von  Lübeck  aus  Wachs  und 
anderes  Gut  direkt  nach  England  verfrachtet  gehabt  habe.  Stein 
scheint  also  als  den  regelmäßigen  Weg  der  Wachszufuhr  nach 
England  den  Seeweg  von  Lübeck  um  Jütland  herum  anzusehen! 
Nun  ist  es  eine  allgemein  anerkannte  *)  und  durch  zahlreiche 
urkundliche  Nachrichten  bezeugte  Tatsache,  daß  gerade  die  wert¬ 
vollen  Waren  Wachs  und  Pelzwerk  den  Seeweg  um  Jütland 
herum  wegen  der  mit  ihm  verbundenen  größeren  Gefahren  nach 
Möglichkeit  vermieden  und  den  Landweg  von  Lübeck  nach  Ham¬ 
burg  wählten.  Welchen  Zweck  sollte  es  denn  überhaupt  gehabt 
haben,  das  russische  Wachs  erst  in  die  Südwestecke  der  Ostsee 
nach  Lübeck  zu  schaffen,  anstatt  es  unmittelbar  von  Gotland 
um  Jütland  herum  nach  England  zu  fahren,  wenn  es  nachher 
doch  diesen  Seeweg  um  Jütland  herum  wählte?  Wenn  also 
wirklich  im  Jahre  1296  —  in  dieses  Jahr  fällt  nach  Steins 
Meinung  der  Fall  —  es  vorgekommen  ist,  daß  Wachs  von  Lübeck 
um  Jütland  herum  auf  dem  Seewege  nach  England  ging,  so 
kann  es  sich  nur  um  einen  Ausnahmefall  oder  einen  Ausnahme¬ 
zustand  gehandelt  haben,  in  welchem  einerseits  die  Verbindung 
von  Lübeck  nach  Hamburg  gestört,  andererseits  Flandern  in  den 
Krieg  mit  Frankreich  verwickelt  war.  Aus  dieser  gänzlich  ver¬ 
einzelten  Nachricht  von  der  Beladung  eines  Schiffes  mit  Wachs 
von  Lübeck  nach  England  kann  somit  nichts  weniger  als  eine 
regelmäßige  Route  des  Verkehrs  mit  Wachs  von  der  Ostsee  ent¬ 
nommen  werden.  Damit  fällt  zugleich  die  einzige  Stütze  für 
die  von  Stein  aufgestellte  Vermutung,  die  1309  in  England  ver¬ 
nommenen  deutschen  Kaufleute  hätten  geflunkert,  als  sie  erklärten, 


1)  Vgl.  z.  B.  Schäfer,  Die  deutsche  Hanse,  S.  41  f.  Bielefeld  und 
Leipzig  1903. 
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das  Wachs,  welches  sie  nach  England  brächten,  kauften  sie 
regelmäßig  in  Flandern.  In  der  Tat  hätten  diese  Kaufleute, 
wenn  sie  tatsächlich  das  Wachs  direkt  von  Rußland  oder  von 
Gotland  oder,  wie  Stein  zu  meinen  scheint,  auf  dem  Seewege 
von  Lübeck  zu  beziehen  pflegten,  nichts  Unklugeres  tun  können 
als  behaupten,  sie  pflegten  das  Wachs  von  Flandern  zu  holen. 
Wie  die  Urkunde  selbst  besagt,  gab  es  in  England  genug  Kauf¬ 
leute,  welche  ständig  den  Verkehr  mit  Flandern  unterhielten  und 
denselben  genau  kannten :  die  „lanarii,  apotecarii,  pelliparii,  olle- 
arii,  qui  soliti  sunt  transfretare  ad  partes  Flandrie  et  Alemannie“  ; 
die  Deutschen  hätten  sich  sagen  müssen,  daß  solche  Behauptungen, 
wenn  sie  unwahr  waren,  sie  sofort  bloßstellen  würden,  da  jeder, 
der  den  Verkehr  kannte,  sogleich  gewußt  hätte,  daß  sie  ja  über¬ 
haupt  gar  nichts  mit  Flandern  zu  tun  hätten. 

Kann  von  einem  nennenswerten  Verkehr  von  Lübeck  auf 
dem  Seewege  nach  Westen  schon  überhaupt  gar  keine  Rede  sein 
—  auch  das  lübische  Schiffrecht  von  1299  kennt  ja  die  Fahrt 
„von  Lübeck“  gar  nicht  — ,  so  läßt  sich  auch  die  von  Stein 
aufgestellte  Behauptung  eines  direkten  Verkehrs  von  Gotland 
um  Jütland  herum  nach  England  nicht  aufrecht  erhalten.  Wenn 
das  Privileg  des  Königs  von  England  für  die  Kaufleute  von 
Gotland  von  1237  von  den  Waren  spricht,  welche  diese  Kauf¬ 
leute  „de  partibus  suis  Gothland“  nach  England  bringen,  und 
welche  sie  in  England  kaufen  „ducendas  versus  suas  partes“, 
so  zeigt  schon  die  oben  angeführte  Urkunde  von  1309,  in  welchem 
Sinne  dies  zu  verstehen  ist.  Die  Waren,  welche  die  Kaufleute 
von  Gotland  in  England  verkaufen,  sind  vor  allem  Pelzwerk  und 
Wachs.  Es  ist  durch  zahlreiche  Urkunden  bezeugt  und  auch  all¬ 
gemein  anerkannt x),  daß  diese  Waren  im  Verkehr  nach  dem  Westen 
den  Seeweg  um  Jütland  zu  vermeiden  und  den  Weg  über  Lübeck — 
Hamburg  zu  wählen  pflegten;  von  einer  nennenswerten  direkten 
Einfuhr  von  Gotland  um  Jütland  herum  kann  somit  auch  nach 
der  herrschenden  Ansicht  keine  Rede  sein;  für  eine  direkte  Zu¬ 
fuhr  dieser  Waren  von  Hamburg  zur  See  nach  England  fehlt 
aber  jede  Spur;  gerade  diese  Waren  suchte  man  ja  auch  in 


1)  Vgl.  Schäfer,  ebenda  S,  41  f. 
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späterer  Zeit  noch  im  Westen  ausschließlich  an  den  hansischen 
Stapel  in  Flandern  zu  binden.  Vollends  aber  erscheint  die 
regelmäßige  Ausfuhr  englischer  Waren  nach  Gotland,  welche 
Stein  aus  dieser  Urkunde  entnimmt,  als  ein  Ding  der  Unmög¬ 
lichkeit.  Englands  Ausfuhr  war  sehr  einseitig;  sie  bestand  im 
wesentlichen  nur  in  Wolle;  daneben  kamen  in  bescheidenem 
Maße  eigentlich  nur  noch  Metalle  und  Häute  in  Betracht.  Soll 
uns  die  Urkunde  etwa  Verschiffungen  von  Wolle  von  England 
nach  Gotland  beweisen?  Wo  bestand  denn  die  Wollindustrie, 
welche  diese  Zufuhren  verarbeitete?  Oder  sollten  gar  Metalle 
und  Häute,  jene  viel  genannten  Ausfuhrprodukte  der  Ostsee,  von 
England  nach  Gotland  verschifft  sein?  Merkwürdig,  daß  keine 
einzige  andere  Urkunde  uns  von  diesen  Rohstoffeinfuhren  von 
England  nach  der  Ostsee  etwas  meldet.  Mit  den  Worten  „ver¬ 
sus  partes  suas“  kann  deshalb  die  Urkunde  ebensowenig  den 
direkten  Verkehr  im  Gegensätze  zu  dem  indirekten  gemeint 
haben  wie  mit  den  Worten  „de  partibus  suis  Gothland“.  Der 
Ausdruck:  „de  partibus  suis  Gothland“  bedeutet  lediglich  eine 
Sammelbezeichnung  der  spezifischen  Handelsartikel  der  von  Got¬ 
land  kommenden  Kaufleute,  nämlich  Pelzwerk,  Wachs  und  der¬ 
gleichen,  im  Gegensätze  z.  B.  zu  den  von  ihnen  vielleicht  auch 
mit  importierten  flandrischen  Waren,  wie  flandrisches  Tuch  und 
dergleichen,  nicht  aber  den  direkten  Verkehr  im  Gegensätze  zum 
indirekten,  eine  Unterscheidung,  welche  der  damaligen  Handels¬ 
politik  noch  ganz  fern  lag. 

Endlich  beruft  sich  Stein  —  und  hiermit  sind  seine  Gründe 
erschöpft  —  zum  Nachweise  des  Widerspruchs  mit  den  Quellen 
auf  eine  Stralsunder  Verordnung  von  1278,  in  welcher  bestimmt 
wird,  daß  die  Fracht  innerhalb  einer  Frist  von  14  Tagen  nach 
Ankunft  des  Schiffes  im  Hafen  Flanderns  oder  Englands  zahl¬ 
bar  sein  soll.  Der  Inhalt  der  Verordnung,  welche  bestimmt, 
daß  Windegeld,  außer  für  Getreide,  überhaupt  nicht  bezahlt 
werden  und  daß  das  Einwinden  Sache  des  Schiffers  sein  soll, 
steht  im  Widerspruche  mit  einer  etwa  zwei  Jahre  jüngeren  Ver¬ 
ordnung,  welche,  gerade  wie  die  übrigen  Schiffrechte,  Winde¬ 
geldsätze  für  alle  jene  in  der  ersten  Urkunde  aufgeführten  Waren 
enthält.  Diese  letztere  Urkunde  enthält  den  sehr  charakteristischen 
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Zusatz:  Et  de  hie  windegelt  tollent  dimidiam  partem  hic,  dum 
innavigabant,  et  dimidiam  partem  in  Flandria,  dum  enavigaverunt. 
Auch  hier  wird  also  wiederum  allein  Flandern  als  das  regel¬ 
mäßige  Hauptziel  der  Reisen  von  Stralsund  mit  Asche,  Holz  und 
Getreide  genannt.  Ob  in  jener  ersten  Urkunde  bei  der  Erwäh¬ 
nung  Englands  überhaupt  an  Reisen  von  Stralsund  aus  gedacht 
ist,  mag  dahingestellt  bleiben.  Mit  schonenschen  und  norwegi¬ 
schen  Fischen  unterhielten  in  den  Ostseeplätzen  beheimatete 
Schiffe  gerade  so  wie  ja  auch  die  Hamburger  Schiffe  Verkehr 
nach  England;  möglich  wäre  es  z.  B.,  daß  auch  rugensche  Heringe 
dorthin  über  Stralsund  Absatz  gefunden  hätten.  Daß  überhaupt 
für  die  um  Skagen  herum  nach  dem  Westen  fahrenden  Schiffe 
ein  Anlaufen  Englands  viel  näher  lag  als  für  die  von  Hamburg 
ausgehenden,  werden  wir  noch  später  bei  der  Besprechung  des 
Seebuches  sehen. 

So  weisen  denn  gerade  die  Urkunden  immer  wieder  auf  das 
deutlichste  darauf  hin,  daß  die  Hauptlinien  des  Verkehrs  in  jener 
Zeit  von  allen  Seiten  auf  Flandern  liefen,  daß  Flandern  das 
große  Zentrum  auch  des  hansischen  Verkehrs  war.  Damit  soll 
nicht  im  mindesten  geleugnet  werden,  daß  daneben  auch  noch 
andere,  von  diesem  Zentrum  unabhängige  Verkehrsbeziehnungen 
bestanden,  daß  z.  B.  Lübeck  und  andere  Ostseeplätze  eine  be¬ 
merkenswerte  Ausfuhr  von  Getreide  und  Bier  nach  Norwegen 
unterhielten1),  daß  eben  diese  Plätze  von  Schonen,  von  Rügen 
usw.  Fische  in  ihr  Hinterland  einführten 2),  daß  ferner  z.  B.  Ham¬ 
burg  namentlich  eine  starke  Bierausfuhr  nach  Holland  und  Fries¬ 
land  hatte3)  usw.  Aber  alle  diese  von  dem  flandrischen  Verkehre 
unabhängigen  Verkehrsbeziehungen,  auch  wo  sie  beachtenswer¬ 
teren  Umfang  erreichen,  treten  in  dem  vielfach  verschlungenen 
Netze  der  Verkehrsfäden  zurück  hinter  den  großen  Hauptadern 
dieses  Netzes,  welche  in  Flandern  zusammenlaufen.  Was  die 
Hamburger,  Lübecker,  Bremer  von  den  fremden  Ländern  der 
Ostsee,  von  Norwegen,  von  England  und  Irland,  von  Rochelle 


1)  S.  meine  „wirtschaftlichen  Grundlagen  der  Hanse“  S.  60  ff. 

2)  Ebenda  S.  55. 

3)  Ebenda  S.  115  f.,  238  ff. 
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ausführten,  das  brachten  sie  im  wesentlichen  nach  Flandern.  Die 
Erkenntnis  dieser  Tatsache  ist  für  die  Handelsgeschichte  wie  für 
die  hansische  Geschichte  von  grundlegender  Bedeutung.  Aber  nicht 
nur  für  die  Kauffahrer  dieser  Städte  allein  hatte  Flandern  diese 
zentrale  Bedeutung;  was  sich  in  der  konzentrischen  Richtung 
der  Seewege  der  Schiffe  dieser  Städte  auf  Flandern  ausspricht, 
ist  schlechthin  die  überragende  Bedeutung,  welche  Brügge  schon 
im  damaligen  europäischen  Seeverkehr  besaß.  Nach  dem  Maße, 
in  welchem  sich  die  Kaufleute  der  verschiedenen  niederdeutschen 
Städte  an  diesem  von  dem  Auslande  nach  dem  Auslande  gehen¬ 
den  Verkehr  beteiligten,  bestimmte  sich  die  Rolle,  welche  ihre 
Bürger  im  13.  Jahrhundert  im  internationalen  Handel  spielten. 
Wenn  Stein  demgegenüber  meint,  die  Soester,  die  Göttinger 
oder  die  Magdeburger  würden  doch  nicht  etwa  ihr  Wachs  oder 
Pelzwerk  von  Brügge  geholt  haben  anstatt  von  Hamburg  oder 
einer  Ostseestadt,  so  ist  demgegenüber  darauf  hinzuweisen,  daß 
wir  gerade  auch  die  Kauf  leute  der  inländischen  niederdeutschen 
Städte  sich  stark  an  dem  Verkehr  mit  Pelz  werk  und  Wachs  von 
Rußland  über  Lübeck — Hamburg  nach  Brügge  beteiligen  sehen. 
Die  hansische  Ordnung,  die  den  Verkauf  gerade  dieser  Artikel 
auf  den  Stapel  in  Brügge  beschränkt,  und  deren  Entstehung  auch 
Schäfer  mit  Recht  schon  in  das  13.  Jahrhundert  zurückleitet 1), 
wird  erst  voll  verständlich,  wenn  wir  uns  diese  konzentrische 
Stellung  Brügges  im  damaligen  Handel  vor  Augen  führen.  Nicht 
gesetzlicher  Zwang,  sondern  das  Bedürfnis  der  noch  wenig  ent¬ 
wickelten  wirtschaftlichen  Verhältnisse  hat  diesen  Stapelverkehr 
geschaffen,  und  erst,  als  er  infolge  von  Veränderungen  der  wirt¬ 
schaftlichen  Verhältnisse  zu  zerfallen  drohte,  wurde  rechtlicher 
Zwang  zu  seiner  Aufrechterhaltung  aufgeboten.  Weil  der  Kauf¬ 
mann,  der  Wachs  und  Pelzwerk  vom  Norden  holte,  in  Brügge 
darauf  rechnen  konnte,  seine  Ware  zu  einem  gewinnbringenden 
Preise  absetzen  zu  können,  pflegte  er  dorthin  und  nicht  auf 
seine  inländische  Heimatstadt  seine  Reise  zu  richten.  Der 
Bedarf  des  norddeutschen  Binnenlandes  an  diesen  kostbaren 
Artikeln  war  noch  bescheiden.  Die  Händler,  die  ihre  Ladungen 


1)  Die  deutsche  Hanse  S.  42. 


Die  Konzentration  des  hansischen  Seeverkehrs  auf  Flandern  etc.  335 


nordischer  Waren  in  ihre  Heimatstädte  hätten  bringen  wollen, 
hätten  dort  in  zahlreichen  Fällen  einfach  keinen  Absatz  für 
dieselben  gefunden ;  an  einem  Nachrichtenverkehr  über  die 
Marktlage,  wie  wir  ihn  heute  gewohnt  sind,  fehlte  es.  So 
war  der  Kaufmann  regelmäßig  auf  den  großen  Mittelpunkt  des 
Verkehrs  in  Flandern  mit  seinen  nordischen  Waren  angewiesen. 
Wachs  war  überdies  z.  B.  sowohl  für  das  Elbegebiet  wie  für 
das  Weichselgebiet  Ausfuhrartikel 1).  Angebot  und  Nachfrage 
waren  noch  in  einer  Weise  örtlich  konzentriert,  wie  wir  dies 
unter  unsern  heutigen  hoch  entwickelten  wirtschaftlichen  Verhält¬ 
nissen  uns  schwer  vorstellen  können.  In  Brügge  kaufte  der 
Göttinger,  der  Magdeburger,  der  Soester  alsdann  die  Tuche  ein, 
die  er  wiederum  nach  dem  russischen  Norden  brachte;  es  ist  ja 
bekannt,  wie  eine  spätere  Zeit  auch  diesen  Zustand  festzuhalten 
suchte  durch  das  Verbot,  andere  Tuche  als  die  in  Brügge  ge¬ 
stempelten  nach  dem  Norden  zu  führen.  Und  wenn  endlich  der 
Soester  oder  der  Göttinger  mit  seinem  Tuche  von  Flandern  nach 
der  Heimatstadt  heimkehrte,  so  mag  daneben  ebenso  wie  süd¬ 
ländische  Erzeugnisse  auch  nordisches  Pelzwerk  vom  Brügger 
Markt  seinen  Weg  mit  in  die  Heimat  gefunden  haben.  Jeden¬ 
falls  haben  wir,  wenn  wir  die  Kaufleute  dieser  Binnenstädte 
Wachs  und  Pelzwerk  von  Rußland,  Holz,  Metalle  usw.  von  Nor¬ 
wegen,  Wolle  usf.  von  England  ausführen  sehen,  diese  ihre  kauf¬ 
männische  Tätigkeit  regelmäßig  nicht  auf  ihre  Heimatstädte, 
sondern  in  der  Regel  auf  Flandern  zu  beziehen.  Es  ist  sehr 
bezeichnend,  daß  auch  die  Kölner  ihren  Rheinwein  nach  England, 
nach  der  Ostsee  usw.  zum  mindesten  vielfach  vom  Zwin  aus 
verfrachteten  und  ihren  Hering  von  der  Ostsee  über  das  Zwin 
bezogen2);  hier  liefen  die  großen  Verkehrslinien  zusammen;  hier 


1)  S.  meine  „wirtschaftlichen  Grundlagen  der  Hanse“ :  Elbegebiet  S.  109 ; 
Weichselgebiet  S.  152  f. 

2)  Hanserezesse  I,  3,  240,  Ziff.  8,  Nr.  9.  S.  meine  „wirtschaftlichen 
Grundlagen  der  Hanse“  S.  1841  Wenn  Stein  a.  a.  0.  S.  442  und  445  davon 
ausgeht,  die  konzentrische  Bedeutung  des  Zwin  für  den  Verkehr  würde  durch 
die  angeführte  Stelle  nicht  bestätigt,  da  der  Wein  der  Kölner  ja  in  Brügge 
nicht  verkauft  werde,  so  ist  dies  ebensowenig  verständlich,  wie,  daß  er  diese 
Stelle  als  einen  Beleg  dafür  verwendet,  daß  das  Zwin  oft  nur  „Schiffahrts- 
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bot  sich  am  leichtesten  und  häufigsten  Verschiffungsgelegenheit 
nach  allen  Richtungen  des  west-  und  nordeuropäischen  See¬ 
verkehrs. 


Station  oder  Anlaufhafen  zur  Löschung  oder  Vervollständigung  eines  Teiles 
der  Ladung“  gewesen  sei.  Kölner  Schiffe  werden  im  Ostseegebiet  nicht  er¬ 
wähnt  und  kommen  auch  in  England  kaum  vor.  Es  handelt  sich  hier  darum, 
daß  die  Ware  in  Zwin  vom  Flußschiff  auf  das  Seeschiff  übergeht;  das  Zvjin 
ist  hier  der  Umschlagshafen.  Wenn  Stein  S.  448  unter  dem  Ausdruck  „Um¬ 
schlagsplatz“  etwas  anderes  versteht,  als  den  Umladeplatz,  wo  die  Ware  von 
einem  Transportmittel  auf  das  andere  übergeht,  so  ist  er  mit  der  Terminologie 
des  Verkehrs  nicht  vertraut.  Ein  Eigentumswechsel  braucht  damit  keines¬ 
wegs  Hand  in  Hand  zu  gehn.  Unsere  Umschlagsplätze  —  ich  erinnere  nur 
an  die  zahlreichen  bedeutenden  inländischen,  übrigens  ständig  auch  so  be- 
zeichneten,  Elbumschlagsplätze  —  sind  keineswegs  immer  zugleich  Märkte, 
sondern  vielfach  lediglich  Speditionsplätze,  an  denen  die  Ware  von  dem  Fluß¬ 
schiff  auf  die  Bahn  übergeht.  Auch  die  übrigen  Beanstandungen  Steins 
a.  a.  0.  S.  443  zeigen  übrigens,  daß  er  mit  der  volkswirtschaftlichen  Termino¬ 
logie  nicht  vertraut  ist. 
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